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Vorwort

Liebe Bürgerinnen, liebe Bürger,

die Entwicklung des Rechtsextremismus im
Lande erfüllt mich weiterhin mit Sorge.
Zwar konnte die NPD bei den Wahlen zu
den kommunalen Vertretungen, zum Euro-
päischen Parlament und zum Bundestag im

letzten Jahr ihren Stimmenanteil nicht ausbauen und die Szene
keine sichtbaren Fortschritte beim Ausbau ihrer Strukturen erzie-
len. Mit der Erlangung zahlreicher Kommunalmandate in den Ge-
meindevertretungen  und Kreistagen eröffnen sich ihnen aber
deutlich erweiterte politische Einflussmöglichkeiten. Gleichzeitig
ist ein ungebrochener Wille erkennbar, insbesondere den so ge-
nannten „Kampf um die Köpfe und um die Parlamente“ fortzuset-
zen. Dabei hat die Szene die Landtagswahl 2011 bereits jetzt pro-
pagandistisch fest in den Blick genommen.

Insoweit dürfen wir in unserer Entschlossenheit bei der Bekäm-
pfung rechtsextremistischer Umtriebe nicht nachlassen. Hierzu
gehört zum einen die konsequente Anwendung der Mittel des
Rechtsstaates, wie etwa die des Vereinsrechts oder die Fortset-
zung meiner „Initiative wehrhafte Demokratie“, die verhindern
soll, dass Verfassungsfeinde in ein Beamtenverhältnis, z. B. als 
ehren- oder hauptamtlicher Bürgermeister, Amtsvorsteher oder
Landrat gelangen.
Zum anderen bedarf es einer aktiven Bürgergesellschaft, die sich
vor Ort rassistischen und demokratiefeindlichen Kräften ent-
gegenstellt. Dabei muss klar sein: Die Demokratie lebt nicht aus
sich selbst heraus, sondern vom Engagement der sie tragenden
Menschen. Wahlverweigerung und ein Rückzug in die politische
Enthaltsamkeit dienen letztlich nur den Feinden der Demokratie,
die derartige Signale für eigene propagandistische Zwecke miss-
brauchen.



Gefahren für die Demokratie gehen auch vom Linksextremismus
aus. Linksextremistische Straftaten stiegen im Jahr 2009 bundes-
weit um 49 %, davon linksextremistische Gewalttaten allein um
56,3 %. Diese bundesweiten Tendenzen sind auch im Land zu be-
obachten. Am Beispiel Rostocks zeigen sich die steigenden Ge-
walttendenzen linksextremistischer Straftaten, die eine gewisse
Nachahmung von Handlungsweisen aus Hamburg oder Berlin er-
kennen lassen. Militante Linksextremisten handeln immer rück-
sichtsloser und nehmen dabei schwere Körperverletzungen von
Polizisten und unbeteiligten Dritten bewusst in Kauf. Diesen Ent-
wicklungen gilt es konsequent entgegenzutreten.

Mit Blick auf die Entwicklungen im Islamismus war im Jahr 2009
eine massive Propagandaoffensive der Al-Qaida zu verzeichnen.
Erklärtes Ziel war die Beendigung des deutschen Afghanistan-En-
gagements und die Beeinflussung der Bundestagswahl am 
27. September 2009. Wenngleich dieses Ziel verfehlt wurde, be-
steht die islamistische Gefahr für die Sicherheit in Deutschland
unvermindert fort. 

Daher gilt es auch weiterhin, wachsam zu sein und allen Formen
des Extremismus mit der gleichen Aufmerksamkeit und Konse-
quenz zu begegnen. 

Einen Freiraum für Extremisten darf es nicht geben!

Sie, die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes bitte ich, den Si-
cherheitsbehörden auch weiterhin ihr Vertrauen zu schenken
und sie  bei ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Lorenz Caffier
Innenminister
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Verfassungsschutz in Mecklenburg-Vorpommern

Struktur

Die Verfassungsschutzbehörde Mecklenburg-Vorpommern ist
seit 1991 Teil des Innenministeriums des Landes (Abteilung II 5).
Sie bildet mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) in Köln
und den übrigen 15 Verfassungsschutzbehörden den Verfas-
sungsschutzverbund von Bund und Ländern. 

Rechtsgrundlagen

Für die Arbeit des Verfassungsschutzes sind neben dem Grund-
gesetz  und der Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern
insbesondere das Landesverfassungsschutzgesetz , das Gesetz
zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
und das Sicherheitsüberprüfungsgesetz maßgebend.

Aufgaben

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit
des Bundes und der Länder. Zu diesem Zweck sammelt er Infor-
mationen und wertet diese aus. Er informiert die Öffentlichkeit
und die zuständigen Stellen, um diesen zu ermöglichen, rechtzei-
tig die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren zu
treffen. 
Wesentliche Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder ist die Sammlung und Auswertung von Infor-
mationen über 

• Bestrebungen, die gegen die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder ei-
nes Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchti-
gung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes 
oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben:
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• sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten für 
eine fremde Macht;

• Bestrebungen, die durch Anwendungen von Gewalt oder dar-
auf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland gefährden und

• Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverständi-
gung, insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der 
Völker gerichtet sind. 

Darüber hinaus wirkt der Verfassungsschutz beim Geheim- und
Sabotageschutz mit. Er ist ferner beteiligt an Überprüfungen
nach dem Luftsicherheits- und dem Atomgesetz sowie bei aus-
länder- und einbürgerungsrechtlichen Entscheidungen.

Von der Tätigkeit des Landesverfassungsschutzes zu unterschei-
den ist die Arbeit des Bundesnachrichtendienstes (BND). Dieser
beschafft außen- und sicherheitspolitisch relevante Informatio-
nen über das Ausland. Der Militärische Abschirmdienst (MAD)
nimmt Verfassungsschutzaufgaben im Bereich der Bundeswehr
wahr. 

Freiheitliche demokratische Grundordnung 

Die freiheitliche demokratische Grundordnung umfasst den un-
abänderlichen Kernbestand unserer Demokratie. Das Bundesver-
fassungsgericht hat insbesondere folgende Merkmale zu den
obersten Wertprinzipien unserer Demokratie bestimmt:

• Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschen-
rechten

• Volkssouveränität
• Gewaltenteilung
• Gesetzmäßigkeit der Verwaltung
• Unabhängigkeit der Gerichte
• Mehrparteienprinzip
• Chancengleichheit für alle politischen Parteien
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• Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Op-
position

Verhältnis von Polizei und Verfassungsschutz 

Verfassungsschutz und Polizeibehörden sind organisatorisch
voneinander getrennt (vgl. § 2 LVerfSchG). Somit steht die Ausü-
bung polizeilicher oder strafprozessualer Eingriffsbefugnisse, z. B.
die Durchsuchung von Personen oder Sachen, die Beschlagnah-
me oder Festnahme von Personen dem Verfassungsschutz nicht
zu. Halten Mitarbeiter des Verfassungsschutzes ein polizeiliches
Eingreifen für geboten, unterrichten sie die Polizei. Diese ent-
scheidet, ob und ggf. wie sie in eigener Zuständigkeit tätig wird. 
Der Verfassungsschutz unterliegt - im Gegensatz zu Polizei und
Staatsanwaltschaft - nicht dem Legalitätsprinzip, so dass er nicht
in jedem Fall Strafverfolgungsmaßnahmen einleiten muss, wenn
er Kenntnis von Straftaten erlangt. 

Die Kompetenzverteilung lässt sich überblicksartig wie folgt dar-
stellen:

Polizei Verfassungsschutz

• grundsätzlich • Opportunitätsprinzip
Legalitätsprinzip • nachrichtendienstliche

Mittel
• Gefahrenabwehr und • Vorfeldaufklärung

Straferfolgung
• Eingriffsbefugnisse • keine polizeilichen

Eingriffsbefugnisse
• Einsatz von Zwangsmitteln • keine Zwangsmittel 

Dieses organisatorische Trennungsgebot bedeutet jedoch nicht,
dass Polizei und Verfassungsschutz nicht zusammenwirken dür-
fen. Im Sinne eines notwendigen ganzheitlichen Aufklärungs-
und Bekämpfungsansatzes extremistischer Bedrohungen ist eine
informationelle Zusammenarbeit von Polizei und Verfassungs-
schutz im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen unverzichtbar.
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Informationsbeschaffung

Rund 80% seiner Erkenntnisse gewinnt der Verfassungsschutz
aus offen zugänglichen Quellen (Auswertung von Publikationen,
z. B. Zeitungen und Parteiprogrammen sowie elektronischen Me-
dien, freiwillige Auskünfte, Besuch von Veranstaltungen, usw.).
Die Sammlung offenen Materials ergibt allerdings nicht immer
ein vollständiges Bild. Um auch verdeckte oder geheim gehalte-
ne Aktivitäten beobachten zu können, ist dem Verfassungsschutz
- unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit - auch
die Anwendung sog. nachrichtendienstlicher Mittel zur Informa-
tionsgewinnung erlaubt. Zu den „klassischen“ Methoden der ver-
deckten (geheimen) Nachrichtenbeschaffung zählen z. B. die Ob-
servation, der Einsatz von Vertrauensleuten und Gewährs-
personen sowie Bild- und Tonaufzeichnungen. 

Kontrolle des Verfassungsschutzes

Für die Arbeit des Verfassungsschutzes gelten strenge rechts-
staatliche Maßstäbe. Eingriffe in die Privat- und Freiheitsrechte
des Bürgers sind dem Verfassungsschutz nur auf gesetzlicher
Grundlage gestattet. Der Verfassungsschutz unterliegt einer um-
fassenden - neben der eigenen, innerbehördlichen Kontrolle -
weiteren Kontrolle auf mehreren Ebenen: 

• Der Verfassungsschutz unterliegt der allgemeinen parlamenta-
rischen Kontrolle durch die Abgeordneten des Landtags Meck-
lenburg-Vorpommern aufgrund einer Berichtspflicht des 
Innenministers im Rahmen von Aktuellen Stunden, Kleinen 
und Großen Anfragen oder Petitionen.

• Darüber hinaus wird eine besondere parlamentarische Kontrol-
le durch die Parlamentarische Kontrollkommission (PKK) des 
Landtages und ggf. durch einen Untersuchungsausschuss aus-
geübt.

• Für Briefkontrollen und Telefonüberwachungen ist deren Ein-
leitung durch das Innenministerium erforderlich, die durch die 
G-10 Kommission genehmigt werden muss. Diese Kommission 
ist ebenfalls ein Gremium des Landtages. 



11

LVerfSch M-V

Innerbehördliche
Kontrolle

Parlamentarische

Kontrolle

PKK
G-10-Kommission

Kontrolle durch die 

Justiz

Kontrolle durch die

Öffentlichkeit

Bürger
Medien

Sonstige externe

Kontrolle

LfD M-V
LRH M-V

• Ferner wacht der Landesbeauftragte für den Datenschutz über 
die Einhaltung von Datenschutzvorschriften und verfügt bei 
seiner Tätigkeit auch über das Recht zur Akteneinsicht. 

• Auch der Landesrechnungshof M-V und die Justiz überprüfen 
die Tätigkeit des Verfassungsschutzes. 

• Letztendlich wird durch die Öffentlichkeit, die Berichterstat-
tung in den Medien zu Aufgaben und Arbeit des Verfassungs-
schutzes und durch die sich daraus ergebene Diskussionen ei-
ne ständige Kontrolle ausgeübt. 
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RECHTSEXTREMISMUS

Lageüberblick

Dem rechtsextremistischen Spektrum in Mecklenburg-Vorpom-
mern sind im Jahr 2009 etwa 1.400 Personen zugerechnet wor-
den; die Szene ist gegenüber 2008 somit nicht weiter gewachsen. 

Im Zentrum der Entwicklung stand auch 2009 die „Nationalde-
mokratische Partei Deutschlands“ (NPD). Ihr Parteiapparat stützt
und befördert die rechtsextremistischen Bestrebungen im Lande
weiterhin maßgeblich.

Die Lageentwicklung war 2009 wesentlich durch die Kommunal-
wahl am 07.06.2009 und die Bundestagswahl am 27.09.2009 ge-
prägt. Hierbei sind folgende Aspekte von zentraler Bedeutung:

• Die NPD konnte bei der Kommunalwahl gegenüber 2004 zwar 
einen deutlichen Zugewinn an Mandaten verzeichnen,

• die Ergebnisse der Kommunalwahl und der Bundestagswahl 
blieben jedoch hinter dem Ergebnis der Bundestagswahl 2005, 
dem Ergebnis der Landtagswahl 2006 sowie den szeneeigenen 
Erwartungen zurück.

Da es der Szene im Berichtszeitraum auch nicht gelungen ist, die
eigene Infrastruktur auszuweiten, war die Entwicklung des
Rechtsextremismus 2009 insgesamt eher durch Stagnation ge-
kennzeichnet.

Ein Rückgang des Engagements bzw. der Motivation ist damit je-
doch nicht verbunden. So setzt die NPD ihren „Kampf um die
Köpfe“ - auch mit Blick auf die Landtagswahlen 2011 - unvermin-
dert fort.
Auch mehren sich die Anzeichen für eine Ausweitung der ju-
gendspezifischen Aktivitäten. 

Neonazistische „Kameradschaften“ sind - soweit überhaupt noch
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als eigenständige Gruppierungen erkennbar - nach wie vor über-
wiegend im Ostteil des Landes aktiv, agieren aber meist in enger
Verzahnung mit der NPD.
Dagegen verteilen sich die Mitglieder der rechtsextremistischen
Subkulturen nach wie vor über das gesamte Land. 

NPD

Neonazis

rechtsextreme

Subkulturen

Die wachsende Bedeutung des Internet als Informations- und
Kommunikationsmedium hat auch vor der rechtsextremistischen
Szene nicht Halt gemacht. Rechtsextremisten nutzen die jeweils
aktuellen technischen Möglichkeiten. So sind sie z. B. Mitglieder
in „Sozialen Netzwerken“ oder gründen eigene Netzwerke, um ei-
ner - aus ihrer Sicht - Zensur zu entgehen.

In Stralsund ist mit „Altermedia“ ein bundesweit bedeutendes
rechtsextremistisches Internet-Nachrichtenportal „ansässig“. Hier
werden regelmäßig antisemitische und volksverhetzende Texte
veröffentlicht, die ebenso regelmäßig von den Kommentatoren
wohlwollend aufgenommen werden und damit die aggressive
Geisteswelt der rechtsextremistischen Szene offenbaren. Ziel der
Verantwortlichen ist es, eine Gegenöffentlichkeit aus rechtsextre-
mistischer Sicht zu schaffen.
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Personenpotenzial

Im Einzelnen stellt sich das Personenpotenzial wie folgt dar:

Personenpotenzial 2008/2009
MV MV Bund Bund

2008 2009 2008 2009

Rechtsextremistische Subkulturen/ 

650 650 9.500 9.000
rechtsextremistische Skinheads 
und sonstige gewaltbereite 
Rechtsextremisten
Neonationalsozialisten (Neonazis) 260 250 4.800 5.000
„Nationaldemokratische Partei 

400 400 7.000 6.800
Deutschlands“ (NPD)
„Deutsche Volksunion“ (DVU) 60 60 6.000 4.500
Gesamt 1.370 1.360 27.300       25.300

Hinzu kommen Personen aus sonstigen Gruppierungen, die kei-
ne gesonderte Erwähnung finden.

Straftatenaufkommen

Im Jahre 2009 registrierte das Landeskriminalamt Mecklenburg-
Vorpommern im Bereich der politisch motivierten Kriminalität im
Phänomenbereich "rechts" 883 Straftaten (Vorjahr: 831). Davon
wurden insgesamt 823 (Vorjahr: 795) als rechtsextremistisch klas-
sifiziert, u. a. weil sie z. T. antisemitisch oder fremdenfeindlich mo-
tiviert waren.
Den Schwerpunkt der Straftaten bildeten mit 626 Vorfällen (Vor-
jahr: 655) erneut die Propagandadelikte1. 
Weiterhin wurden 36 (Vorjahr: 42) Gewalttaten mit rechtsextre-
mistischer Motivation registriert, darunter sieben mit einer frem-
denfeindlichen und eine mit einer antisemitischen Ausrichtung.
Die weiteren Gewalttaten richteten sich vorrangig gegen den po-
litischen Gegner oder Polizeibeamte.

1 Bei der Mehrzahl der Propagandadelikte handelte es sich um rechtsextremisti-
sche Parolen sowie um einschlägige Farbschmierereien.
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Rechtsextremistische Subkulturen

Der subkulturelle Rechtsextremismus ist in Mecklenburg-Vor-
pommern überwiegend unstrukturiert. Die Protagonisten be-
wegen sich hauptsächlich in ihren lokalen Cliquen und entfalten
nur wenig Außenwirkung im Sinne einer zielgerichteten politi-
schen Arbeit. Das „klassische“ Skinhead-Outfit mit Bomberjacke
und Springerstiefeln wurde abgelöst durch Kleidungsstücke oder
Marken, die sich an allgemeinen Trends der Jugendmode, am
Kleidungsstil der Hooliganszene oder der „Autonomen Nationa-
listen“ orientieren. Angehörige dieser Szene zählen schwerpunkt-
mäßig zu den Besuchern rechtsextremistischer Musikveranstal-
tungen.

Vereinzelt gibt es Bemühungen aus dem neonazistischen Spek-
trum, lokale Gruppierungen zu strukturieren und zu festigen.
Kontakte zur NPD, DVU oder Neonaziorganisationen sind bei
zahlreichen Kleingruppen bekannt. 
Die Angehörigen des subkulturellen Rechtsextremismus bilden
auch weiterhin den überwiegenden Teil des gewaltbereiten
rechtsextremistischen Personenpotenzials und stellen darüber
hinaus weiterhin ein beachtliches Mobilisierungspotenzial für
rechtsextremistische Demonstrationen dar.

Personen, die dem subkulturellen Rechtsextremismus angehö-
ren, weisen meist mehrere der nachfolgend genannten Kriterien
auf:

• Rechtsextremistisches Erscheinungsbild (Tätowierungen, Kleidung)
• Propagandadelikte (gem. §§ 86, 86a und 130 StGB)
• Teilnahme an rechtsextremistischen Konzerten 
• Teilnahme an rechtsextremistischen Veranstaltungen, z. B. 

Hitler-Geburtstagsfeiern
• Gewalttaten mit rechtsextremistischem Hintergrund (z. B. gegen 

Ausländer oder den politischen Gegner)
• Zugehörigkeit zu einer rechtsextremistisch ausgerichteten Gruppe unter-

halb einer Kameradschaft oder vergleichbaren Organisation („Clique“).
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Subkulturelle rechtsextremistische Szenen sind im gesamten
Land zu finden, Schwerpunkte sind in folgenden Bereichen er-
kennbar:

• Großraum Rostock
• Raum Güstrow
• Raum Teterow
• Hansestadt Wismar
• Raum Waren
• Raum Friedland
• Raum Burg Stargard.

Hinsichtlich der äußeren Erkennungsmerkmale ist schon seit län-
gerem das „klassische“ Skinhead-Outfit mit Bomberjacke und
Springerstiefeln durch Kleidungsstücke oder Marken abgelöst
worden, die sich an allgemeinen Trends der Jugendmode, am
Kleidungsstil der Hooliganszene oder der „Autonomen Nationa-
listen“ orientieren. Nur bei szeneinternen Veranstaltungen (z. B.
Konzerten) findet das Outfit zumindest bei einem Teil der Ange-
hörigen der subkulturellen rechtsextremistischen Szene weiter-
hin Verwendung.

Rechtsextremistische Musikszene

Die szenetypische Musik wird von den Rechtsextremisten als
„Propagandawaffe“2 verstanden und dient oftmals als Einstieg
junger Menschen in die rechtsextremistische Szene. Der Besuch
rechtsextremistischer Musikveranstaltungen ist ein wichtiger Be-
standteil insbesondere der subkulturell geprägten rechtsextre-
mistischen Szene.

Im Jahr 2009 fanden in Mecklenburg-Vorpommern 23 (2008: 19)
Musikveranstaltungen mit rechtsextremistischem Hintergrund
statt: 
• dreizehn Skinkonzerte (2008 : 10)
• zehn Skinpartys (2008 : 9)

2 aus Interview der Band „Thrima“ mit aryanmusic.net vom 27. Dezember 2009
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Vier Veranstaltungen wurden im Vorfeld verboten. 

Hinzu kommt noch eine Veranstaltung, bei der eine Band auftrat,
die zwar in der rechtsextremistischen Szene beliebt ist, jedoch
gegenwärtig keine rechtsextremistischen Bestrebungen verfolgt.
Daher wird diese Veranstaltung nicht als typisches Skinkonzert
gezählt.

Der leichte Anstieg gegenüber 2008 (19 Musikveranstaltungen)
zeigt, dass insbesondere in der subkulturellen Szene das Bedürf-
nis nach Livekonzerten ungebrochen ist. Sie dienen dem Ge-
meinschaftserlebnis und der Pflege völkisch-rassistischer Weltbil-
der.
Die Musikveranstaltungen 2009 verteilen sich erneut über das
gesamte Land, eine gewisse Häufung ist jedoch im Osten des
Landes erkennbar. 
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Rechtsextremistrische Musikveranstaltungen 2009

Gerade Livekonzerte werden von der Szene außerordentlich kon-
spirativ vorbereitet.
Insoweit ist zur Verhinderung ein hoher Aufklärungsaufwand er-
forderlich.
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Der Einsatz eines größeren Polizeiaufgebotes ist nötig, um ent-
sprechende Gegenmaßnahmen bis hin zum Verbot bzw. zur Auf-
lösung durchzusetzen. Dabei stößt die Polizei nicht selten auf
Widerstand der Konzertteilnehmer.

In Mecklenburg Vorpommern sind gegenwärtig ca. 10 aktive
Skinbands bekannt. Die Skinbands
„Liebenfels Kapelle“/„Skalinger“ aus
dem Raum Wolgast, „Path of Resi-
stance“ aus dem Raum Rostock oder
„Painful Awakenenig“ aus Güstrow
treten auch überregional, zum Teil
europaweit auf. So spielten „Skalin-
ger“ und „Thrima“ (Raum Nie-
pars/Nordvorpommern) anlässlich
einer neonazistischen Veranstaltung
am 10. Oktober 2009 in Dänemark.

Die benutzte NS-Symbolik belegt
den ideologischen Hintergrund der
Bands.

Zugleich wird immer wieder ein aktueller politischer Anspruch
deutlich: So erklärte die Gruppe „Path of Resistance“ in einem
Interview mit dem Szenemagazin „Rock Nord“ (Rock Nord, Nr.
112/113, 13. Jahrgang, S. 34): „Uns stört nicht dieses, jenes oder
welches an diesem liberal-kapitalistischen Verwertungssystem,
sondern wir stehen in fundamentaler Opposition dazu. Es geht
nicht darum an bestimmten Auswüchsen rumzupfeilen, sondern
einzig und alleine darum, das System durch ein komplett neues
zu ersetzen. Es ist unmöglich bspw. den real existierenden Kapita-
lismus durch einen anderen, „gerechteren“ Kapitalismus zu erset-
zen.“ (Schreibweise wie im Original)

Die meisten Lieder rechtsextremistischer Bands gehen in die Mu-
sikrichtung des Hardrock oder Heavy Metal. Die Texte verun-
glimpfen regelmäßig Institutionen des demokratischen Rechts-
staates, verherrlichen Gewalt oder rufen zu Gewalttaten auf. Viele
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dieser Produktionen werden durch die Bundesprüfstelle für ju-
gendgefährdende Medien indiziert, so dass der Vertrieb entspre-
chenden Beschränkungen unterliegt. Darüber hinaus sind viele
Musikprodukte Gegenstand strafrechtlicher Verfolgung.

Skalinger, Titel "Ihr seid...!" aus dem Album "Tag X" (Strafbar
gem. § 130 StGB):

Ja im heutigen Land nur Intrigen Denn ihr seid Juden und wir nicht!
Längst kein recht mehr überhaupt zu leben Ihr seid krumme Nasen und wir nicht!
Dieses Land hat sie gepackt, regiert die ganze Welt Ihr seid beschnitten und wir nicht!
Doch Stolz und Ehre stehen weit über euerm Geld Denn wir sind arisch und ihr nicht!

Der weiße Mann wird sich schon erheben Denn wir sind arisch und ihr nicht!
Diesem ganzen Abschaum entgegen treten Wir sind die Herrenrasse und ihr nicht!
Unsere Rasse wird uns ewig heilig sein Wir sind auserwählt und ihr nicht!
Unser Blut bleibt sauber, unser Blut bleibt rein Denn ihr seid der Abschaum und wir nicht!"
(...)

Die Band „Thrima“ antwortete auf die Frage, was diese „Nazi-Tou-
risten“ in Mecklenburg-Vorpommern „unbedingt kulturtechnisch
empfehlen“ würden, wie folgt: „...Beispiele wären da das ehemali-
ge KDF Seebad Prora auf Rügen mit den riesigen Gebäudekom-
plexen, die Heeresversuchanstalt Peenemünde, die Kriegsgräber-
stätte Golm, das Schweriner Schloss mit dem Sitz der
NPD-Fraktion...“.3 Diese Antwort zeigt, welches Gedankengut
Rechtsextremisten pflegen. Nebenbei wird die zentrale Bedeu-
tung die NPD-Fraktion für die Szene deutlich.

Szeneläden/Versandhandel

Mit den 10 dem Verfassungsschutz bekannten rechtsextremisti-
schen Szeneläden und einer etwa gleich hohen Zahl von Inter-
netvertriebsdiensten, die z. T. an die Ladengeschäfte angeschlos-
sen sind, weist das Land im bundesweiten Vergleich eine relativ
hohe Dichte beim Handel mit rechtsextremistischen Devotiona-
lien auf.
Am bekanntesten ist der im Juni 2007 in Rostock eröffnete Szene-
laden „Dickkoepp“ (vormals „EAST COAST CORNER“). Er wird von
einem NPD-Landtagsabgeordneten betrieben und liegt im an-

3 aus Interview der Band „Thrima“ mit aryanmusic.net vom 27. Dezember 2009
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sonsten eher alternativ geprägten Rostocker Stadtteil Kröpeliner-
Tor-Vorstadt (KTV), so dass die Eröffnung des Ladens von vielen
als Angriff auf die Offenheit und Toleranz, die das KTV bis dahin
auszeichnete, verstanden wurde. Von daher war der Laden seit
seiner Eröffnung mehrfach Ziel von Übergriffen seitens der links-
extremistischen Szene. Diese reichten von Spontandemonstratio-
nen bis hin zu Brand- und sonstigen Anschlägen.

Neonazismus

Im Vergleich zu den rechtsextremistischen Subkulturen erheben
Neonazis einen deutlich erkennbaren politischen Anspruch. Da-
bei versuchen sie sich vor Ort auf verschiedenen Wegen in kultu-
relle und politische Prozesse einzubringen. Ideologisch orientie-
ren sie sich am Nationalsozialismus Hitlerscher Prägung und
streben daher auch einen völkischen ausgerichteten Führerstaat
an. 
Häufig sind sie in so genannten „Kameradschaften“ organisiert,
die jedoch zwischenzeitlich weitgehend als Nebenorganisatio-
nen der NPD-Kreisverbände fungieren soweit sie nicht sogar dar-
in aufgegangen sind.

Insbesondere in den Landkreisen Ostvorpommern und Uecker-
Randow sind die handelnden Personen in den neonazistischen
Strukturen und NPD-Kreisverbänden nahezu identisch. Die so ge-
nannten „Freien Nationalisten“ engagieren sich zunehmend für
die NPD und stimmen auch ideologisch weitgehend mit der NPD
überein.

Es sind aber auch örtliche Kleingruppen bzw. „Kameradschaften“
zu finden, die neben der NPD eigenständig in Erscheinung getre-
ten sind und sich in ihrem Habitus z. B. an den „Autonomen Natio-
nalisten“ orientieren. Beispielhaft zu nennen sind hier die „Natio-
nalen Sozialisten Rostock“, die „Aktionsgruppe Boizenburg“ sowie
die „Aktionsgruppe Güstrow“. Berührungsängste mit der NPD be-
stehen allerdings nicht, im Gegenteil: Sowohl Demonstrationen
als auch  Informationsstände wurden gemeinsam mit der NPD
durchgeführt. Daneben gibt es - wie in den Vorjahren - weiterhin
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Personenzusammenschlüsse, die einen Verein gründen und sich
ins Vereinsregister eintragen lassen, zumeist unter dem Deck-
mantel, gemeinnützige Zwecke wie Kultur- und Jugendarbeit zu
verfolgen oder Sportförderung zu betreiben. 

Die Aktionsfähigkeit der neben der NPD bestehenden rechtsex-
tremistischen Gruppierungen lag 2009 zwar auf einem hohen Ni-
veau. Das am 20. Mai 2009 vom Innenminister das Landes ausge-
sprochene Verbot der „Mecklenburgischen Aktionsfront“ (MAF)
hat jedoch zu einer Verunsicherung der Szene geführt. So wur-
den Internetauftritte abgeschaltet und Szenetreffen deutlich
konspirativer durchgeführt.
Insgesamt gab es neben szeneinternen Aktivitäten wie Sonn-
wendfeiern oder Heldengedenkveranstaltungen wieder zahlrei-
che propagandistische Aktivitäten.
Bei der nachfolgenden Beschreibung neonazistischer Personen-
zusammenschlüsse und Vereine ist zu berücksichtigen, dass die
Grenzen zwischen der neonazistischen und der subkulturellen
rechtsextremistischen Szene nicht immer eindeutig auszuma-
chen sind. Zudem ragt das neonazistische Spektrum auch weit in
die NPD-Strukturen hinein. Insoweit wird eine eindeutige Zuord-
nung von Gruppierungen oder Einzelpersonen in die Bereiche
subkulturell geprägter Rechtsextremisten, Neonazis bzw. Partei
immer schwieriger. Auch handelt es sich nicht um eine abschlie-
ßende Nennung aller im Land aktiver Gruppierungen.
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Regionale Gruppierungen

Autonome Nationalisten

2009 traten auch hierzulande so genannte „Autonome Nationa-
listen“ in Erscheinung (vgl. hierzu Verfassungsschutzbericht 2008,
S. 91 ff.). Sie sind aktionsorientiert und kopieren als „schwarzer
Block“ bei Demonstrationen Aktionsmuster der linksextremisti-
schen Szene. Den entsprechenden Gruppierungen gehören
meist junge Menschen an, die eine grundsätzliche Gewaltbereit-
schaft erkennen lassen.

Die Aktivitäten von Gruppierungen der „Autonomen Nationalis-
ten“ bewegen sich in Mecklenburg-Vorpommern auf einem etwa
gleich bleibenden Niveau. Nennenswerte Einflüsse auf die Szene
sind lediglich regional feststellbar, wobei sie anscheinend eher
die Rolle einer klassischen „Kameradschaft“ einnehmen und so
die lokale Szene strukturieren. 

Diesem Spektrum waren im Berichtszeitraum drei Gruppierun-
gen zuzurechnen: 

„Kameradschaft Malchin“ 

(KSMC)

Im Gegensatz zum Jahr 2008 ist die Kameradschaft Malchin im
Jahr 2009 kaum noch in Erscheinung getreten. Vermutlich haben
interne Verwerfungen, wie sie in der rechtsextremistischen Szene
wegen persönlicher Rivalitäten häufiger zu beobachten sind, zu
einem Auseinanderbrechen der Gruppierung geführt. Die ehe-
mals handelnden Akteure haben sich vermutlich mittlerweile an-
deren Personenzusammenschlüssen oder der NPD zugewandt.
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„Nationale Sozialisten 

Rostock“ (NSR)

Die NSR führten im Jahr 2009 insbesondere Aktionen durch, von
denen eine öffentliche Wirkung ausging. So nutzte sie für die 
neonazistische Szene geschichtlich bedeutende Ereignisse und
Daten, wie z. B. den Todestag von Rudolf HEß oder die Niederlage
Deutschlands im Zweiten Weltkrieg am 8. Mai für entsprechende
Propagandaaktionen (Flugblätter, Graffiti, Transparente) aus. 
Deutlich wurde auch, dass die Gruppe zumindest lose Kontakte
zur NPD unterhält. So berichteten die NSR auf ihrer Homepage,
dass Angehörige der Gruppe am 17. April 2009 eine Informa-
tionsveranstaltung über die NPD besucht hätten. 

„Autonome Nationalisten 

Güstrow“ (ANG)

Die ANG traten auch im Jahr 2009 hauptsächlich dadurch in Er-
scheinung, dass Graffiti entsprechend signiert waren. Am 27. Ja-
nuar 2009, dem Tag des Gedenkens an die Opfer des Holocausts,
störten Mitglieder der ANG eine Buchvorstellung und Filmveran-
staltung in der Aula eines Gymnasiums durch das Hochhalten ei-
ner palästinensischen Flagge und das Verteilen von Flugblättern.
Bereits am 3. Januar 2009 zogen ca. 25 Personen, darunter Mit-
glieder der ANG, durch Güstrow und führten dabei ein Transpa-
rent mit der Aufschrift „BRD halts Maul wir hassen diesen Staat“
mit sich.
Im November 2009 wurde die Internetseite einer Gruppierung
„Nationale und Soziale Aktionsgruppe Güstrow“ festgestellt, auf
der Berichte über eigene Aktionen wie Flugblattverteilungen und
Aufsätze veröffentlicht werden. Hierüber berichteten außerdem
die NSR auf ihrer Homepage, die feste Kontakte zu den ANG
unterhalten. Bei den Verantwortlichen für die neu festgestellte
Homepage könnte es sich daher um denselben Personenkreis
handeln, der auch als „Autonome Nationalisten Güstrow“ in Er-
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scheinung tritt. Die Tendenz einer weiteren Strukturierung der
rechtsextremistischen Szene in Güstrow hielt damit an.

Über diese Gruppierungen hinaus weist der Habitus der „Aktions-
gruppe Boizenburg“, der „Autonomen Nationalisten Teterow“
oder der „Nationalen Sozialisten Waren“ auf eine Zugehörigkeit
zu dieser Szene hin.

„Völkische Burschenschar Straßburg“ (VBS)

(Landkreis Uecker-Randow)

Bei der VBS handelt es sich um einen Personenzusammenschluss
mit überwiegend germanisch-kulturellen Interessen und Akti-
vitäten, wobei die Mitglieder auch an Veranstaltungen anderer
rechtsextremistischer Gruppierungen und einschlägigen Musik-
veranstaltungen teilnehmen. Die Angehörigen der VBS sind
schwarz gekleidet und tragen Textilien mit der Aufschrift „Völki-
sche Burschenschar Straßburg“. Das Wappen besteht aus einem
Schild mit der Aufschrift VBS, einem Schwert hinter dem Schild
und einem Wehrmachtsstahlhelm an der linken Seite des Schil-
des.

„Soziales und Nationales Bündnis Pommern“ (SNBP)

(Landkreise Uecker-Randow und Ostvorpommern)

Das Soziale und Nationale Bündnis Pommern tritt - zumindest
unter dieser Bezeichnung - nicht mehr in Erscheinung. Auch auf
der neu konzipierten Internetseite www.freies-pommern.de ist
nicht mehr vom „Sozialen und Nationalen Bündnis Pommern“,
sondern lediglich von der „nationalen Freiheitsbewegung in
Pommern“ die Rede. Offenbar will man den Behörden nach dem
Verbot der „Mecklenburgischen Aktionsfront“ (MAF) möglichst
wenig Angriffsfläche für eventuelle weitere Verbotsverfahren bie-
ten und vermeidet Hinweise auf eine konkrete Kameradschaft.
Die bisherigen Strukturen sind aber nach wie vor vorhanden. Hin-
zu kommt, dass eine Vielzahl der früheren Mitglieder zwischen-
zeitlich der NPD beigetreten und nunmehr vor allem in den NPD-
Kreisverbänden Ostvorpommern und Uecker-Randow aktiv sind.
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Damit bestimmen die Neonazis maßgeblich die Arbeit der NPD in
der Region. 

„Interessengemeinschaft Schöneres Straßburg e. V.“

(Landkreis Uecker-Randow)

Der Verein hat das Ziel, angebliche „Missstände“ in der Stadt
Straßburg aufzudecken, Hintergrundinformationen zu liefern
und letztlich die Bevölkerung durch die ständige Denunzierung
der vor Ort handelnden kommunalen Organe zu verunsichern.
Bislang wurden 18 Ausgaben sowie sechs Sonderausgaben des
Straßburger Beobachters herausgegeben, fünf davon im Jahr
2009. Alle Ausgaben sind auf der Internetseite des Vereins
www.schoeneres-strasburg.de abrufbar. Bis auf wenige Ausnah-
men vermeidet es der Verein, offen rechtsextremistische Ansich-
ten zu verbreiten. Allerdings wird ausschließlich der Begriff des
„Weltnetzes“ statt des „Internets“ verwendet, und auch Ausdrü-
cke wie „Einheitspolitiker“ und ihr „Sprachrohr“, die „inheitsme-
dien“ (vgl. Sonderausgabe „Fehlender Aufschrei nach brutalen
Überfällen“) geben Aufschluss über die Weltanschauung der Her-
ausgeber. Im Focus der Kritik stehen die „Stadtväter“ und insbe-
sondere der Bürgermeister der Stadt Straßburg. 

„Initiative für Volksaufklärung e. V.“ (IfV)

Der Verein mit Sitz in Bansin hat das
Ziel, der Öffentlichkeit Hintergrundin-
formationen aus Politik, Wirtschaft,
Geschichte und Kultur zu liefern. Zu
diesem Zweck bringt er regelmäßig
erscheinende, kostenlose Faltblätter,
die sog. „Boten“ mit jeweiligem kom-
munalen Bezug, heraus. Immer wie-
der werden allgemeine Themen wie
die Bevölkerungsentwicklung in
Deutschland, Hartz IV oder die Aus-
länderpolitik angesprochen. Hinzu
kommen spezielle regionale Themen,
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wie beispielsweise in Greifswald die Diskussion um den Namen
der „Ernst-Moritz-Arndt-Universität“. 

Die Publikationen waren nach der Abschaltung der Internetseite
des Vereins http://ifv.snbp.info im Jahr 2009 zwischenzeitlich
nicht mehr im Internet verfügbar, eine Verteilung an die Haushal-
te erfolgte jedoch weiterhin.

Folgende Regionalboten wurden im Jahr 2009 verteilt:

• „Der Inselbote“
• „Der Uecker-Randow Bote“
• „Der Anklamer Bote“
• „Der Greifswalder Bote“
• „Der Stralsunder Bote“ 
• „Der Lassaner Bote“

„Heimatbund Pommern e. V." (Landkreis Ostvorpommern)

Der „Bund zum Schutz für Umwelt, Mitwelt und Heimat e. V.“ mit
Sitz in Bansin hat nach seiner Satzung den gemeinnützigen
Zweck der „Förderung der geistigen, charakterlichen und körper-
lichen Entwicklung der männlichen und weiblichen Jugend, des
Jugendsports und der Jugendbildung“ (vgl. § 3 Buchst. a) der Sat-
zung des Heimatbundes Pommern e. V., HbP). Aktivitäten des
Heimatbundes Pommern e. V. waren im Jahr 2009 jedoch kaum
wahrnehmbar. Anhänger des Heimatbundes haben lediglich im
Rahmen einer Kampagne gegen den dortigen CDU-Kandidaten
im Vorfeld der Kommunalwahlen auf sich aufmerksam gemacht.

„Kulturkreis Pommern"

(Landkreis Ostvorpommern)

Die Vereinigung will eine deutsch-völkische kulturelle Tradition
pflegen und die Erinnerung an entsprechende Feste, Tänze und
Lieder aufrechterhalten. Sie bezeichnet sich selbst als „Volkstanz-
gruppe“, in der „nicht nur das Tanzen und Singen nach deutscher
Art gepflegt, auch das Musizieren und das Fahnenschwingen“
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praktiziert werde (Quelle: www.kulturkreis-pommern.de/Vorstel-
lung.php). Auf der Homepage des Kulturkreises ist eine Liste von
deutschen Liedern eingestellt, die offenbar zum Repertoire des
Kulturkreises gehören. Die meisten dieser Lieder sind zwar nicht
als rechtsextremistisch zu bewerten und finden auch Eingang in
die demokratische Kulturpflege. Gleichwohl sind nicht wenige
Lieder, die innerhalb der rechtsextremistischen Szene im Zu-
sammenhang mit Heldengedenkfeiern beliebt sind, z. B. „Ich hatt
einen Kameraden“ oder „Wenn alle untreu werden“. Unter dem
Liedgut findet sich auch das Pflichtlied der Hitlerjugend „Ein jun-
ges Volk steht auf“. Der Internetauftritt wurde im Jahr 2009 nicht
mehr aktualisiert.

Örtliche  Kleingruppen

Im gesamten Land existieren lockere rechtsextremistische Zu-
sammenschlüsse mit einem flukturierenden Mitgliederstamm
und einem eher geringen Organisationsgrad. Gleichwohl sind sie
nationalsozialistischem Gedankengut verhaftet und beteiligen
sich regelmäßig an Aktivitäten der rechtsextremistischen Szene.
Hervorzuheben sind hierbei insbesondere die Gruppen in 

• Burg Stargard („Stargarder Freundeskreis“) 
• Friedland („Nationale Sozialisten Friedland“) 
• Neubrandenburg („Kameradschaft Neubrandenburg“)
• Ueckermünde/Eggesin/Borken („Jugendbund“) 
• Sassnitz („Nationale Aktivisten Rügen“) und 
• die „Hatecrew Stralsund“.
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Einige dieser Gruppierungen, wie et-
wa die „Hatecrew Stralsund“, weisen
Tendenzen einer Verfestigung auf,
die gleichzeitig mit einer Versteti-
gung der Aktivitäten einhergeht.

Verbote neonazistischer Organisationen

Im Jahr 2009 wurden zwei Verbotsverfügungen gegen rechtsex-
tremistische Organisationen erlassen: 

„Heimattreue Deutsche Jugend e. V.“

Zum einen hat der Bundesminister des Innern am 31. März 2009
den im Jahr 1990 gegründeten bundesweit agierenden neonazis-
tischen Verein „Heimattreue Deutsche Jugend e. V.“ (HDJ) ver-
boten. Im Rahmen vorgeblich unpolitischer Freizeitangebote 
(etwa Zeltlager, so genannter Heimabende, Segel- und Wander-
ausflüge, Geländespiele) waren seitens der HDJ Schulungen mit
völkischen, rassistischen und den Nationalsozialismus verherrli-
chenden Inhalten durchgeführt worden, um die zumeist jugend-
lichen Mitglieder gezielt ideologisch zu indoktrinieren. Im Land
war die von Greifswald aus agierende „Einheit Mecklenburg und
Pommern“ aktiv. Es bestanden gute Kontakte zum Landesver-
band der NPD. Das Verbot stützt sich im Wesentlichen darauf,
dass sich die Aktivitäten der HDJ gegen die verfassungsmäßige
Ordnung richteten. Der Verein diffamierte offen den demokrati-
schen Verfassungsstaat, den er durch ein auf dem Ideal der Volks-
gemeinschaft und dem Führerprinzip basierenden Staatsgefüge
ablösen wollte. In diesem Sinne bekannte er sich zum histori-
schen Nationalsozialismus und dessen maßgeblichen Funktions-
trägern und propagierte die nationalsozialistische Rassenlehre.
Durch ihre Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus,
einem Selbstverständnis als Elite in der Tradition nationalsozialis-
tischer Organisationen, gepaart mit einer konsequenten Zielver-
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folgung durch Schulungen und Veranstaltungen wies die HDJ zu-
dem eine aktiv-kämpferische, aggressive Grundhaltung auf.
Außerdem lief der Zweck des Vereins und die ihn prägenden Akti-
vitäten der Vereinsmitglieder den Strafgesetzen (insbesondere
den §§ 86, 86a, 130 StGB und § 3 i.V.m. § 28 VersammlG - Uni-
formtrageverbot) zuwider. Das Verbot ist noch nicht rechtskräftig,
da die HDJ beim Bundesverwaltungsgericht Klage gegen die Ver-
botsverfügung erhoben hat. 

„Mecklenburgische Aktionsfront“ (M.A.F.) 

Durch das Innenministerium Mecklen-
burg-Vorpommern wurde mit Verfü-
gung vom 20. Mai 2009 die „Mecklen-

burgische Aktionsfront“(M.A.F.)

verboten, weil diese sich gegen die
verfassungsmäßige Ordnung und den
Gedanken der Völkerverständigung
gerichtet hat. Die M.A.F. war eine jahre-
lang aktive neonazistische Kamerad-
schaft im Raum Neustrelitz/Neubran-
denburg. Sie hatte mit vielfältigen
Aktivitäten wie der Verbreitung von
Flugblättern, Aufklebern und Plakaten,
dem Betreiben einer eigenen Internet-
seite oder Aufrufe zu bzw. Teilnahme

an Veranstaltungen und Demonstrationen regelmäßig ihre Nähe
zum Nationalsozialismus gezeigt. Dabei war sie wesentlich in die
Vernetzung rechtsextremistischer Strukturen im Lande einge-
bunden und hat eine kämpferisch-aggressive Haltung gegenü-
ber der verfassungsmäßigen Ordnung eingenommen. Das Ver-
bot hat Bestandskraft erlangt.
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Sonstige Aktivitäten unter maßgeblicher Beteili-

gung der neonazistischen Szene

Auch 2009 beteiligten sich Neonazis an zahlreichen Veranstaltun-
gen der rechtsextremistischen Szene. 

Diese Anlässe dienen regelmäßig dem Wachhalten des ideologi-
schen Erbes der Nationalsozialisten oder auch dem Gedenken an
die deutschen Opfer des Zweiten Weltkrieges. Andere Opfergrup-
pen werden dabei konsequent ausgeblendet. Auf diese Weise
werden die Kriegsursachen und damit die historischen Tatsachen
verdreht und verfälscht. Ziel der Neonazis ist es dabei, das „Dritte
Reich“ in ein positives Licht zu rücken.

Derartige Veranstaltungen dienen zugleich dem Zusammenhalt
der Szene. Regelmäßig sind neben den Neonazis auch Vertreter
rechtsextremistischer Parteien - insbesondere der NPD - und An-
gehörige der rechtsextremistischen Subkulturen beteiligt.

2009 war zudem ein Trend erkennbar, geplante Veranstaltungen
kurzfristig anzumelden bzw. Spontandemonstrationen durchzu-
führen, um Gegenmaßnahmen der Sicherheitsbehörden zu er-
schweren.

Jährliche Demonstration anlässlich der Zerstörung Dresdens

im Zweiten Weltkrieg
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Wie in den vorangegangenen Jahren fand auch 2009 der „Trauer-
marsch“ der rechtsextremistischen Szene in Dresden anlässlich
der Zerstörung der Stadt im Zweiten Weltkrieg statt. Aus Meck-
lenburg-Vorpommern beteiligten sich ca. 500 Rechtsextremisten,
die mit Bussen aus dem ganzen Land zu einer Veranstaltung am
14. Februar anreisten. Die Bedeutung dieses „Trauermarsches“ für
die Szene ist allein daran ablesbar, dass die Zahl der Teilnehmer
deutlich auf über 6.000 Personen angestiegen ist (2008: 3.800).

„Tollensemarsch“ 2009

Am 28. Februar 2009 fand zum sechsten Mal der "Tollense-
marsch" der rechtsextremistischen Szene mit insgesamt ca. 65
Teilnehmern statt. Die Wegstrecke verlief von Burg Stargard über
Rowa, Groß Nemerow, Krickow, Nonnenmühle und Usadel zurück
nach Burg Stargard. Die Wanderung sowie die beiden Gegenver-
anstaltungen am Badehaus und am Augustusbad mit ca. 30 Teil-
nehmern verliefen - auch Dank polizeilicher Begleitung - ohne
Störungen.

Aktivitäten am 1. Mai 2009 

Nachdem die von der NPD angemeldete Demonstration in Neu-
brandenburg abgesagt worden war, kam es zu vereinzelten de-
zentralen Aktionen der rechtsextremistischen Szene. In Greifs-
wald zogen ca. 150 Personen unangemeldet durch die Stadt,
bevor die Veranstaltung nach ca. 30 Minuten von der Polizei auf-
gelöst wurde.

Aktivitäten zum 8. Mai

Der 8. Mai als Tag der bedingungslosen Kapitulation der deut-
schen Wehrmacht im Jahr 1945 und damit der Beendigung des
Zweiten Weltkrieges in Europa wird von Rechtsextremisten regel-
mäßig zum Anlass für besondere Aktivitäten genommen, so auch
im Jahr 2009. In Demmin fand unter dem Motto: „8. Mai 1945 -
Kein Grund zum Feiern. Vergessen wir Tod, Leid und Besatzung
nicht“ ein Trauer- und Gedenkmarsch mir 240 Personen statt. Bei
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der Kundgebung traten mehrere Redner auf; anschließend wur-
de ein Kranz niedergelegt. Der Marsch war von einem Wahlkreis-
mitarbeiter der NPD beim zuständigen Ordnungsamt angemel-
det worden. Darüber hinaus wurden in mehreren Städten und
Gemeinden Plakataktionen durchgeführt. In Laage und in Diek-
hof (Landkreis Güstrow) wurden zwischenzeitlich verschiedene
Plakate und Aufkleber der verbotenen rechtsextremistischen
Gruppierung „Mecklenburgische Aktionsfront“ (MAF) mit dem In-
halt „08. Mai 1945 Vergewaltigung, Siegerwillkür, Besatzung,
Landraub, Mord. Wir feiern nicht“ www.aktionsfront.org“ geklebt.
In Güstrow wurden Plakate mit der Aufschrift „8. Mai 1954 Besetzt
- Belogen - Umerzogen“ angebracht.

Feierlichkeiten zur Sommersonnenwende am 20. Juni 2009

In den Abendstunden des 20.06.2009 fand u. a. in Hintersee
(Landkreis Uecker-Randow) eine Sonnwendfeier der rechtsextre-
mistischen Szene statt. Auf dem Veranstaltungsgelände waren
zwei große Zelte aufgebaut und ca. 100 Personen anwesend. Ein
weiteres Anwachsen der Teilnehmerzahl wurde von der Polizei
durch die Einrichtung von Kontrollstellen und die Verhängung
von Platzverweisen verhindert. Das Abbrennen eines Lagerfeuers
wurde polizeilich ebenfalls untersagt, weil hierfür keine Geneh-
migung vorlag.

Unangemeldete Demonstration am 15. August 2009 in Mal-

chow

Nachdem bekannt geworden war, dass in Malchow ein mehrfach
verurteilter „Kinderschänder“ wohnen soll, demonstrierten ca. 20
überwiegend schwarz gekleidete Personen der rechtsextremisti-
schen Szene unangemeldet in der Rostocker Straße in Malchow.
Über ein mitgeführtes Megafon wurde u. a. „Kinderschänder an
die Wand“ skandiert. 
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Aktionen zum Todestag von Rudolf HEß (17. August)

Der Todestag des HITLER-Stellvertreters Rudolf HEß ist für die
rechtsextremistische Szene bundesweit von zentraler Bedeu-
tung. Seitdem angemeldete Demonstrationen in Wunsiedel, dem
Begräbnisort von HEß, verboten wurden, wurden stattdessen de-
zentrale und konspirativ vorbereitete Aktionen, wie Spontande-
monstrationen oder das Anbringen von Transparenten, Plakaten
und Graffiti, durchgeführt. Auch im vergangenen Jahr kam es in
Mecklenburg-Vorpommern zu zwei unangemeldeten Demon-
strationen, am 15. August mit ca. 200 Teilnehmern in Friedland
und am 22. August mit ca. 50 Teilnehmern in Gnoien. Die hohe
Teilnehmerzahl der konspirativ vorbereiteten Veranstaltung in
Friedland beweist einmal mehr die Kampagnenfähigkeit der lo-
kalen rechtsextremistischen Szene. 

Am 2. Juni wurden in Rostock mehrere Straßenschilder der Ilja-
Ehrenburg-Straße mit dem Schriftzug "Rudolf-Heß-Straße" über-
klebt. Die Aktion dürfte den "Nationalen Sozialisten Rostock"
(NSR) zuzurechnen sein, die damit gleichzeitig gegen die Benen-
nung nach Ilja Ehrenburg protestieren wollten.
Darüber hinaus wurden - wie im vergangenen Jahr - Plakate mit
Bezug zu HEß an Autobahnbrücken und anderen für den öffent-
lichen Verkehr gut sichtbaren Stellen angebracht, so in Rostock,
Schwerin, Brüel, Boizenburg, Neubrandenburg und Sternberg.
Eine bundesweite Flashmob-Aktion, die auch in Stralsund statt-
finden sollte, blieb dort ohne größere Resonanz. Ohnehin stand
die Szene dieser Aktionsform skeptisch gegenüber.

Veranstaltungen zum Volkstrauertag

Wie erwartet, hat die rechtsextremistische Szene am Volkstrauer-
tag eine Reihe so genannter „Heldengedenkveranstaltungen“
durchgeführt. Die NPD wich wegen der für sie gesperrten Ge-
denkstätte auf dem Golm (Insel Usedom) auf den Friedhof der
Stadt Usedom aus. Auf ihrer Homepage berichtet die NPD von ca.
150 Teilnehmern und bezeichnet die Veranstaltung als „Zentrale
Heldengedenkfeier in Pommern“. Des Weiteren haben ca. 25 Per-



34

sonen der rechtsextremistischen Szene versucht, an einer offiziel-
len Gedenkveranstaltung am kürzlich eingeweihten Denkmal für
die Vertriebenen in Friedland teilzunehmen. Zur Verhinderung
von Störungen und nach Rücksprache mit dem Veranstalter wur-
den diese auf einem Parkplatz unweit des Veranstaltungsortes
polizeilich festgehalten, um deren Teilnahme zu unterbinden. Es
wurde ihnen lediglich gestattet, eine halbe Stunde nach Beendi-
gung der Veranstaltung einen Kranz am Denkmal niederzulegen.
Auch in Goldberg (Landkreis Parchim) kam es zu einer "Helden-
gedenkaktion", an der sich ca. 50 Personen beteiligten.

Rechtsextremistische Parteien

"Nationaldemokratische Partei Deutschlands" (NPD)

Bund M-V

Gründung 1964 1990
Sitz Berlin Hagenow
Vorsitzender Udo Voigt Stefan Köster
Mitglieder

2009 6.800 400
2008 7.000 400
Publikationen „Deutsche Stimme“, „Der Ordnungsruf“,

monatlich monatlich, lokale
Publikationen, 
unregelmäßig

Internet Die NPD ist auf allen organisatorischen Ebenen 
(Bundesver-band, Landes- und Kreisverbände) 
weitestgehend flächendeckend für M-V im Internet
vertreten.

Die Entwicklung des Rechtsextremismus im Lande wurde auch
2009 maßgeblich von der NPD geprägt. Sie verfügte zwar weiter-
hin nur über sechs Kreisverbände und ca. 400 Mitglieder, kann
aber mit ihrem Parteiapparat und insbesondere mit ihrer Fraktion
auf erhebliche Ressourcen zurückgreifen, die der Aktivierung und
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Organisation der rechtsextremistischen Szene im gesamten Lan-
de dient. Eine qualifizierte Parlamentsarbeit liegt nach wie vor
nicht in ihrem Interesse, sondern sie möchte durch provokante
Aktionen auffallen und so die Erwartungen der eigenen Klientel -
Mitglieder wie auch Wähler - erfüllen. Dabei will sie vorrangig
„Stachel im Fleisch“ der von ihr so genannten „Systemparteien“
sein. Mit der Verteilung von Propagandamaterialien, Informa-
tions- und Wahlveranstaltungen versucht die NPD weiterhin, im
„Kampf um die Köpfe“ ihre Programmatik zu verbreiten. 

Im „Kampf um die Parlamente“ ist es der Partei
bei den Kommunalwahlen 2009 gelungen, in
mehrere Kommunalvertretungen des Landes
einzuziehen. 
Allerdings geht es der Partei insgesamt nicht
um kurzfristige Wahlerfolge oder eine nach-
haltige Kommunalpolitik. Perspektivisch will
sie ihre politischen Einflussmöglichkeiten aus-
bauen, um ihrem verfassungsfeindlichen Ziel,
der Ablösung der freiheitlichen demokrati-

schen Grundordnung durch einen völkischen Führerstaat, näher
zu kommen.
Dieses Ziel eint die NPD im Lande mit den Neonazistrukturen.
Aus diesem Grunde ist die Zusammenarbeit
beider Lager nach wie vor stabil. Außerhalb
des parlamentarischen Raumes gefällt sich die
NPD im Übrigen in der Rolle des „Anwaltes des
kleinen Mannes“, indem sie z. B. eine „Hartz-IV-
Beratung“ anbietet oder Kinderfeste organi-
siert. Dabei macht sie bei jeder Gelegenheit
deutlich, dass sie einen radikalen System-
wechsel anstrebt und in einem „nationalen So-
zialismus“ eine Alternative zum demokrati-
schen Rechtsstaat sieht.
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Vorbereitung auf die Kommunalwahl 2009

Die Kommunalwahl 2009 war für den Landesverband der NPD
von erheblicher Bedeutung, war dies doch der erste Urnengang
seit der Landtagswahl 2006. Damit hatte sie für die Partei den
Charakter einer Testwahl. Die Kommunalwahl sollte als Gradmes-
ser  für die eigene Politik dienen.
Entsprechend aufwändig wurde der Wahlkampf geführt. Auch
war es der Partei gelungen, fast 100 Wahlkandidaten (2004: 13)
zu präsentieren. Ein flächendeckender Wahlantritt konnte jedoch
nicht realisiert werden. 

Der damalige Pressesprecher der Schweriner Landtagsfraktion,
Andreas MOLAU, unterstrich die Bedeutung der Kommunalwahl,
indem er im rechtsextremistischen Internetportal Altermedia
„Vierzehn Thesen“ präsentierte, in denen betont wurde, dass die
Erringung der politischen Macht von der Kommune an konse-
quent voran getrieben werden müsse, um ein „nationales Milieu“
zu schaffen.

Im Wahlkampf setzte die Partei neben einer Plakataktion erneut
auf eine umfangreiche Materialverbreitung (Kandidatenflyer, Bro-
schüren und Zeitungen). Die NPD führte daneben verstärkt Infor-
mationsstände im Lande durch, um politische Aufmerksamkeit
zu erregen. 
Die Wahlkampfstrategie der Partei bestand vor allem darin, die
demokratischen Parteien zu diffamieren, ihnen die Fähigkeit zur
Problembewältigung abzusprechen und die NPD als einzig ehrli-
che politische Alternative zu präsentieren. 
Zu den politischen Standardthemen zählten u. a. die Finanzkrise,
die Globalisierung, die „multikulturelle“ Gesellschaft, die Werften-
krise und die „Tabuisierung linker Gewalt“. Wie im Landtagswahl-
kampf 2006 bereits zu beobachten war, sprach die NPD das Hei-
matgefühl der Bevölkerung an. Im Osten des Landes polemisierte
sie gegen dort zugezogene Polen.

Im Vorfeld der Kommunalwahl appellierte die NPD an die „natio-
nal gesinnten Bürger“ in Mecklenburg-Vorpommern und Pom-
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mern, die Chance zu nutzen, über eine offene Liste der „System-
parteien“ ein Mandat zu erringen. In den neu gewählten Kommu-
nalparlamenten könne dann zugunsten nationaler Politik abge-
stimmt werden.

Auf ihrer Homepage sensibilisierte die NPD die Wähler kurz vor
den Kommunalwahlen davor, dass mögliche Wahlhelfer ausge-
füllte Stimmzettel für die NPD in ungültige Stimmen „verwan-
deln“ könnten, indem sie „einfach noch ein Kreuz auf den Wahl-
zettel“ machten. Bezug genommen wurde in diesem
Zusammenhang auf Kommunalwahlen im Jahr 1989 in der DDR,
wo es zu derartigen Wahlfälschungen in Anklam gekommen sei.
Viele der alten Wahlfälscher seien immer noch da und würden
„sich begeistert zu den Wahlausschüssen“ melden, die die Stim-
men auszählten. Deshalb forderte die NPD dazu auf, die Stim-
mauszählung zu beobachten. Dies ist auch in verschiedenen Fäl-
len geschehen.
So waren bei der Auszählung der Stimmen in der Gemeinde Bar-
gischow im Landkreis Ostvorpommern bis zu 20 Rechtsextremi-
sten zugegen, was die Auszählung der Stimmen deutlich verzö-
gert haben soll. Hier kam es darüber hinaus im Vorfeld der Kom-
munalwahl, seitens der rechtsextremistischen Szene, zu z. T. ag-
gressiven Aktionen gegen den für die CDU antretenden
Bürgermeisterkandidaten. In der gesamten Gemeinde wurden
Postwurfsendungen verteilt und Plakate angebracht, die sich in-
haltlich offensichtlich gegen diesen richteten. Am 5. Juni 2009
trafen sich etwa 20 Anhänger des rechtsextremistischen Vereins
„Heimatbund Pommern e. V.“ bzw. der NPD zu einer unangemel-
deten Versammlung, bei der eine Schmährede gegen den CDU-
Kandidaten gehalten worden sein soll. Am Tag der Kommunal-
wahl (7. Juni 2009) wurde zudem vor dem Wahllokal ein
Transparent mit dem Konterfei des CDU-Kandidaten und der Auf-
schrift „MEIN PROGRAMM - ICH STEHE FÜR KRIEG SKLAVEREI &
TOTALE KONTROLLE - GARANTIERTE ARBEITSLOSIGKEIT FÜR ALLE
- FÜR BANKEN GEGEN DAS DEUTSCHE VOLK - ICH BINS EUER ULI“
befestigt. Das Transparent wurde noch vor Öffnung des Wahllo-
kals durch den Wahlleiter entfernt.
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Wahlergebnisse rechtsextremistischer Parteien bei der Euro-

pa- und Kommunalwahl am 7. Juni 2009 in Mecklenburg-Vor-

pommern

Europawahl

Die NPD war zur Europawahl 2009 nicht angetreten. Die DVU
schnitt in Mecklenburg-Vorpommern mit 1 %, in den Land-
kreisen Ostvorpommern und Uecker-Randow sogar mit 
1,6 % bzw. 2,1 % deutlich besser ab als im Bundesdurchschnitt
(0,4 %). Offenbar konnte die DVU dort vom rechtsextremistischen
Stammwählerpotenzial profitieren.

Insgesamt entwickelt der DVU-Landesverband Mecklenburg-Vor-
pommern, der ca. 60 Personen umfasst, nach wie vor wenige Ak-
tivitäten ohne Außenwirkung. Regelmäßige „Stammtische“ fin-
den in Neubrandenburg statt.

Kommunalwahl

Die NPD konnte ihr Wahlergebnis bei der Kommunalwahl 2009
rückblickend auf 2004 prozentual von 0,8 % auf 3,2 % vervierfa-
chen.

Sie blieb jedoch sowohl hinter dem Ergebnis der Bundestags-
wahl 2005 (3,5%) als auch dem Ergebnis der Landtagswahl 2006
(7,3%) zurück.

Die NPD erzielte 62 Kommunalmandate (2004: 10), davon allein
26 in den Kreisen und kreisfreien Städten.

Erwartungsgemäß hatte die NPD in ihren „Hochburgen“ in den
Landkreisen Ludwigslust (4,5 %), Ostvorpommern (7,6 %) und
Uecker-Randow (9,1 %) die höchsten Wahlergebnisse. In den
letztgenannten Kreisen erreicht sie damit Fraktionsstärke.
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Besonders hohe Ergebnisse konnte die NPD im Westen in Lüb-
theen (11,5 %) und im Osten in Bargischow (21,4 %), Ziethen
(19,6 %), Garz (18,1 %), Postlow (17,2 %) und Löcknitz (14,6 %) für
sich verbuchen. In diesen Gemeinden konnte die Partei zum Teil
deutlich hinzugewinnen. 

Der NPD-Landtagsabgeordnete Tino MÜLLER und ein örtlicher
Rechtsextremist, die sich in Ferdinandshof (Landkreis Uecker-
Randow)  bzw. Gammelin (Landkreis  Ludwigslust) für das Amt
des Bürgermeisters beworben hatten, wurden nach Entscheidun-
gen der entsprechenden Wahlausschüsse wegen mangelnder
Verfassungstreue nicht zur Wahl zugelassen. Zu beiden Personen
hatten die betroffenen Landkreise in ihrer Funktion als  Rechts-
aufsichtsbehörden Auskunftsersuchen gemäß § 61 Abs. 3 Kom-
munalwahlgesetz MV an die Verfassungsschutzbehörde des Lan-
des gestellt. 
Während einer Sitzung des Wahlausschusses am 23. April 2009 in
Torgelow  (Landkreis Uecker-Randow) entrollten NPD-Aktivisten
ein Transparent mit der Aufschrift: „Die Feinde der Freiheit sind
keine Demokraten“. Die anwesenden Vertrauenspersonen von Ti-
no MÜLLER legten Einspruch gegen die Entscheidung ein, MÜL-
LER nicht als Bürgermeisterkandidat zuzulassen. 
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Wiederholung der Kommunalwahl in Anklam

Bei der Wiederholung der Kommunalwahl in der Hansestadt An-
klam am 27. September 2009 erreichte die NPD 7,4 % der Wähler-
stimmen (1.352) und kann damit weiterhin zwei Stadtvertreter
stellen. Am 7. Juni 2009 hatte die Partei 7,9 % der Wählerstimmen
(1.140) erzielt. 

Aktivitäten nach der Kommunalwahl

Die NPD machte unmittelbar nach der Kommunalwahl 2009
durch innerparteiliche Querelen auf sich aufmerksam. Die Man-
datsträgerinnen Franziska VORPAHL (Bürgerschaft der Hanse-
stadt Rostock) und Marianne PASTÖRS (Kreistag Ludwigslust) ga-
ben ihre Mandate zugunsten zweier männlicher Bewerber (David
PETEREIT in Rostock und Stefan KÖSTER in Ludwigslust) zurück.
Diese Vorgehensweise führte innerhalb der NPD-Frauenorganisa-
tion "Ring Nationaler Frauen" (RNF) zu erheblichen Protesten.
Die damalige Bundessprecherin des RNF, Gitta SCHÜßLER, be-
zeichnete den Vorgang als „innerparteilichen Skandal“ und „Be-
trug am Wähler“. Sie kritisierte, der NPD-Landesverband Mecklen-
burg-Vorpommern würde momentan wie eine Art „Männersekte“,
nicht aber wie eine „politikfähige, moderne Rechtspartei“ operie-
ren.

Im Anschluss an die Kommunalwahl unterstützten Aktivisten der
NPD aus Mecklenburg-Vorpommern zudem den NPD-Wahl-
kampf im Vorfeld der Landtagswahlen im Saarland, in Thüringen
und Sachsen.
Für öffentliches Aufsehen sorgte eine Propagandaaktion des
NPD-Fraktionsvorsitzenden Udo PASTÖRS, der in Borna (Sachsen)
am 24. August 2009 anlässlich eines Wahlkampfauftrittes der
Bundeskanzlerin mit Gesinnungsgenossen Großplakate mit typi-
schen NPD-Parolen, wie z. B. „Wehrt Euch - Gegen Sozialabbau
und Verarmung“ hochgehalten hatte. 

Nach dem Einzug der Partei in mehrere kommunalpolitische Par-
lamente des Landes Mecklenburg-Vorpommern versuchte die
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NPD mit auf der Internetseite des NPD-Landesverbandes veröf-
fentlichten „Erfolgsmeldungen“ aus den kommunalpolitischen
Sitzungen ihre Arbeit als bürgernah zu präsentieren und zu sug-
gerieren, dass sie im Gegensatz zu den Etablierten im Sinne der
Bürger spricht und handelt. Die Etablierten würden sogar versu-
chen „auf den Zug aufzuspringen“ und die von der NPD erfolg-
reich gestalteten Kinderfeste nachzuahmen. So habe ein Vertre-
ter der Stadt Pasewalk gefordert, zukünftig Geld für Kinderfeste
in den Haushalt einzustellen.

In der Stadtvertretung Ueckermünde setzte sich die NPD nach ei-
gener Darstellung für den Erhalt eines Beratungsraumes für Bür-
gersprechstunden ein und positionierte sich damit gegen den
„internen Klüngel“, der die eigene Vereinbarung gebrochen habe.

In der Lassaner Stadtvertretung monierte die NPD die zuneh-
mende Verwahrlosung der örtlichen Kaufhalle und forderte die
Änderung der Geschäftsordnung dahingehend, dass die Sit-
zungstermine auf den Freitagabend verlegt würden, um berufs-
tätigen politikinteressierten Laasaner Bürgern zu ermöglichen,
daran teilzunehmen. 
In Lübtheen positionierte sich die NPD erneut gegen den Braun-
kohleabbau in der Griesen Gegend. Die Partei lobte dort das En-
gagement der „Neuen“ in der Stadtvertretung. 

In Heringsdorf (Insel Usedom) brachte die NPD-Fraktion einen
Antrag in eine Gemeindevertretersitzung ein, der sich gegen den
Bau eines örtlichen Sportboothafens richtete. Damit wollte sich
die NPD mit den „480 Wohnungssuchenden“ solidarisch zeigen,
die für dieses Prestige-Projekt für Sportboote und Segeljachten
mit Ferienwohnungen und Nobelboutiquen kein Verständnis
hätten. 

Nachdem in der ersten Stralsunder Bürgerschaftssitzung ein An-
trag auf Reduzierung von Wahlplakaten gestellt worden war, ver-
wies die NPD - wie so häufig - auf das Recht der uneingeschränk-
ten Meinungsfreiheit und unterstellte den Antragsstellern
undemokratische Ambitionen, die darauf abzielten, kleine Par-
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teien und Wählergemeinschaften zu benachteiligen. 

Als eigenen kommunalpolitischen Erfolg verbuchte die NPD in
der Stralsunder Bürgerschaft die städtische Reinigung eines Flie-
ger-Gedenksteins unmittelbar nach einem entsprechenden Vor-
stoß der NPD, ohne dass über diesen Antrag abgestimmt worden
war. 

Ob es der NPD trotz der beschriebenen Aktivitäten gelingt, eine
beständige und vor allem sachlich inhaltliche Kommunalpolitik
zu betreiben, bleibt jedoch sehr zweifelhaft, da die NPD die Kom-
munalvertretungen weiterhin in erster Linie für ihre Parteiagita-
tion als Plattform nutzt.

Bundestagswahl 2009

Wahlkampfplanungen/ -aktivitäten 

Um im Rahmen des Bundestagswahlkampfes auf die Ziele der
NPD aufmerksam zu machen, plante die NPD die Durchführung
eines bundesweiten „Infostand-Aktionstages“ am 19. September
2009. Der Bundesorganisationsleiter, Jens PÜHSE, forderte in ei-
nem Schreiben „An die Funktionsträger von NPD und JN“ alle Ver-
bände der NPD und der JN dazu auf, an diesem Tag Propaganda-
material zu verteilen. Die Anwesenheit der Wahlkreiskandidaten
sei Pflicht und die Aktionen sollten nach dem Aktionstag in der
örtlichen Presse bekannt gegeben werden. Ein solcher Infostand
fand am 19. September 2009 in Boizenburg mit ca. 15 Personen
statt.
Während der Infostand durchgeführt wurde, fuhr ein Oldtimer,
der einem Feuerwehrwagen ähnelte, mit einer rot weißen Fahne,
auf der mit schwarzen Buchstaben „NPD“ stand, mit Lautspre-
cherdurchsagen wie „NPD in den Landtag“ durch die Altstadt. 
Ähnlich wie im Kommunalwahlkampf setzte die NPD auch im
Bundestagswahlkampf auf eine ausgeprägt polenfeindliche Stra-
tegie und verbreitete Plakate mit der Aufschrift „Polen-Invasion
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stoppen!“, die wegen ihrer hetzeri-
schen Aufmachung - dort wurden
Polen als krähenartige Vögel, die
sich über Geld hermachen, darge-
stellt - behördlicherseits entfernt
wurden. Rechtsmittel der NPD
blieben ohne Erfolg; eine Be-
schwerde beim Bundesverfas-
sungsgericht wurde abgewiesen.
Das Gericht teilte die hiesige Auf-
fassung, dass der von der NPD ge-
wählte Vergleich ein Angriff auf die
Menschenwürde ist.

Danach ersetzte die NPD auf ihrer
Homepage die Abbildungen des
betroffenen Plakates durch Bilder,
auf denen ein Kreuz und der
Schriftzug „BRD-Zensur“ zu sehen
ist. Auf der Homepage des NPD-
Landesverbandes Mecklenburg-
Vorpommern war des Weiteren ei-

ne neue Ausgabe des Mitteilungsblatts „Weiter denken“ - Die
Zeitung der NPD in Mecklenburg und Pommern“ abrufbar, in
dem die NPD sich mit reißerischen Überschriften wie „Globalisie-
rung ist Volksbetrug“, „Grenzen dicht für Kriminelle, Lohndrücker
und Asylbetrüger“ und „Hartz IV ist ein Verbrechen“ als „einzige
wählbare Systemopposition“ präsentierte. Das Mitteilungsblatt
„Weiter denken“ war 2008 im Zusammenhang mit einer vom Par-
teivorstand der NPD bundesweit organisationsübergreifenden
Frühjahrskampagne „Sozial geht nur national“ herausgegeben
worden. Entsprechende Ausgaben mit regionalen Bezügen wa-
ren in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern bekannt geworden.

Die NPD scheute im Wahlkampf auch nicht vor einer aggressiven
Vorgehensweise zurück. So versuchte sie auf dem Hagenower
Wochenmarkt Flyer zu verteilen, obwohl dort nach Satzungsrecht
politische Aktivitäten verboten sind. Aufgrund polizeilicher Prä-

Nachdem das OVG MV eine auf § 13
SOG-MV gestützte Untersagungsverfü-
gung u. a. mit einem Verstoß gegen 
§ 130 Abs. 1 Nr. 2 StGB (Volksverhetzung)
begründet hatte, bleiben die Wahlplaka-
te der NPD - „Polen-Invasion stoppen!“
nach einer abschließenden Entschei-
dung des BVerfG vom 24.09.2009 verbo-
ten. 
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senz wurde von dem Vorhaben abgesehen und die Flyer später
an Ständen der NPD außerhalb des Wochenmarktbereiches ge-
sichtet. Zudem beleidigten Vertreter der NPD einen CDU-Bundes-
tagskandidaten, der eine Wahlkampfveranstaltung durchführte,
mit den Worten: „Ihr seid ja alle Spinner“, worauf dieser Strafan-
trag stellte.

In Blieschendorf (Landkreis Nordwestmecklenburg) wurde eine
Person, die Plakate der NPD übermalt hatte, angegriffen. Der Ge-
schädigte wurde stationär im Krankenhaus aufgenommen. Ge-
gen den Täter wird wegen eines Körperverletzungsdeliktes er-
mittelt.
In Rostock kritisierte die NPD während ihres Kommunalwahl-
kampfes den geplanten Bau einer Moschee mit ihrer üblichen Ar-
gumentation, sich „gegen Multi-Kulti und Ausländerextre-
mismus“ einzusetzen zu wollen.

Bundestagswahlergebnis der NPD

Bei der Bundestagswahl am 27. September 2009 erreichte die
NPD bundesweit 1,5 % der Zweitstimmen (2005: 1,6 %).
In Mecklenburg-Vorpommern konnte die Partei 3,3 % der Zweit-
stimmen auf sich vereinigen. Damit erhielt sie nach Sachsen mit
4,0% die höchste Zustimmung in einem Bundesland. Gleichwohl
musste sie gegenüber der Bundestagswahl 2005 im Land 0,2 %
der Stimmen abgeben. Die Zahl der absoluten Stimmen ist von
34.747 auf 28.228 gesunken. Allerdings lag die Wahlbeteiligung
mit landesweit 63,1 % deutlich unter dem Wert des Jahres 2005,
bei der 71,2 % erreicht wurden. Der Blick in die einzelnen Wahl-
kreise zeigt, dass die NPD ihre besten Wahlergebnisse erneut im
Osten des Landes erzielen konnte.

Im Einzelnen wurden folgende Ergebnisse erzielt:
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Die strukturschwache DVU in Mecklenburg-Vorpommern hatte
keine Landesliste für die Bundestagswahl erstellt. 

Reaktionen der NPD / Bewertung der Wahlergebnisse

In einer ersten Bewertung der Kommunalwahl sprach der NPD-
Landesvorsitzende Stefan KÖSTER zwar von einem „erfreulichen
Ergebnis“, wies aber auch darauf hin, dass einzelne Ergebnisse
„enttäuschend“ seien. Sicher sei jedoch, dass die NPD als „Alter-
native zum Parteienkartell“ ein fester Bestandteil der politischen
Landschaft in Mecklenburg-Vorpommern sei. Den Wahlausgang
zur Bundestagswahl in Mecklenburg-Vorpommern bezeichnete
der NPD-Landesvorsitzende Stefan KÖSTER „angesichts der abso-
luten Hetze“ gegen die Partei sowie des „unglaublichen Berich-
terstattungsboykotts durch die Systemmedien“ als zufriedenstel-
lend. Das Ergebnis mache deutlich, dass die NPD in
Mecklenburg-Vorpommern mittlerweile über eine Stammwäh-
lerschaft verfüge. Andere NPD-Funktionäre äußerten sich zum
Wahlausgang eher kritisch. So bezeichnete der Rostocker NPD-
Aktivist David PETEREIT das Ergebnis als „ernüchternd“. Trotz drei-

Wahlkreis Wahlergebnis Wahlergebnis Abweichung 

2009 2005

(Zweitstimmen) (Zweitstimmen)

Wismar
12 Nordwestmecklenburg 2,8% 3,1% - 0,3%

Parchim

13
Schwerin

3,0% 3,3% - 0,3%Ludwigslust
14 Rostock 2,3% 2,0 % + 0,3%

Stralsund
15 Nordvorpommern 2,9% 3,6% - 0,7%

Rügen
Greifswald

16 Demmin 4,3% 4,5% - 0,2%
Ostvorpommern
Bad Doberan

17 Güstrow 3,0% 3,3% - 0,3%
Müritz
Neubrandenburg

18 Mecklenburg-Strelitz 4,6% 4,5% + 0,1%
Uecker-Randow
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jähriger Arbeit im Landtag und gewachsener kommunaler Veran-
kerung sei es nicht gelungen, den Stimmenanteil gegenüber den
„Systemparteien“ auszubauen und fordert in diesem Zusammen-
hang zur Selbstkritik auf. Der NPD-Kader und Fraktionsmitarbei-
ter Michael GIELNIK erklärte zum „unbefriedigenden Wahlaus-
gang“, dass die Mitglieder der NPD „als politische Soldaten und
Weltanschauungsträger“ in der Pflicht stehen, „unsere Taten
selbst zu hinterfragen“, wobei dies immer erst von oben nach un-
ten geschehen müsse. Am aufopfernden Einsatz vieler Mitglieder
und freier Kameraden habe es jedenfalls nicht gemangelt. Diese
Äußerung lässt Kritik am Engagement der Parteiführung im Lan-
de erkennen. Insgesamt hat der hiesige Landesverband der NPD
der Bundestagswahl - vermutlich wegen der fehlenden Erfolg-
schancen - offenbar eine eher geringe Bedeutung beigemessen.
Entsprechend zurückhaltend fielen die Wahlkampfanstrengun-
gen aus.
Insgesamt ist zu den Wahlergebnissen Folgendes festzustellen:

• Die politischen Einflussmöglichkeiten der NPD sind auf kom-
munaler Ebene gestiegen

• da die NPD der Kommunalwahl eine besondere Bedeutung 
zugemessen hatte, dürfte das Ergebnis für die Partei gleich-
wohl insgesamt enttäuschend sein

• die NPD konnte zumindest offenbar das seit mehreren Jahren 
zu beobachtende Stammwählerpotenzial aktivieren

• dieses Potenzial ist insbesondere im Osten des Landes zu fin-
den, hierfür spricht auch das Europawahlergebnis der DVU

• insgesamt kann vermutet werden, dass der Stimmenanteil 
der NPD bei einer höheren Wahlbeteiligung und einem flä-
chendeckenden Wahlantritt bei der Kommunalwahl wahr-
scheinlich insgesamt höher ausgefallen wäre

• insoweit hat die NPD ihr mögliches Wählerpotenzial weder 
bei der Kommunal- noch bei der Bundestagswahl (die Wahl-
beteiligung im Land lag mit 63 % deutlich unter den Werten 
der vorangegangenen Bundestagswahlen) vollständig aus-
schöpfen können

• ein Überspringen der 5 %-Hürde auf Landesebene ist daher 
auch weiterhin möglich.
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„Kampf um die Straße“

Demonstration aus Anlass des Anschlages auf den Szenela-

den „Dickkoepp“

Nachdem am 21. Oktober 2009 ein Brandanschlag auf den
rechtsextremistischen Szeneladen „Dickkoepp“ in Rostock verübt
worden war, führte die NPD am Abend des folgenden Tages eine
Demonstration unter dem Motto „Schimpf und Schande - Linke
Gewalt und ihre Hintermänner verurteilen“ auf dem Alten Garten
in Schwerin durch, an der sich ca. 70 Personen beteiligten. 
Die Berichterstattung des rechtsextremistischen Internetportals
„Altermedia“ zum Brandanschlag löste z. T. wütende Kommenta-
re aus. So hieß es an einer Stelle: „So, so. Die Linken wollen Krieg ...
den können sie haben.“ Ein anderer Einsender meinte, dass „die
Zeit der Worte und Phrasen“ endgültig vorbei sei. Ein weiterer
Kommentator forderte: „Lasst es krachen, lasst es knalln (sic), auf
die Straße, reiht euch ein!!!“ Wenn auch die Kommentatoren im
Einzelnen nicht zuzuordnen sind, deuten diese Reaktionen insge-
samt auf ansteigende Aggressionen innerhalb der rechtsextre-
mistischen Szene hin. Insoweit muss insbesondere im Raum Ro-
stock mit anwachsenden Spannungen zwischen Links- und
Rechtsextremisten gerechnet werden.

Demonstration der NPD am 24. Oktober 2009 in Stralsund

Am 6. Oktober meldete Dirk ARENDT, Vorsitzender des NPD-Kreis-
verbandes Nordvorpommern, im Namen des Kreisverbandes für
den 24. Oktober eine Demonstration in Stralsund an. Hintergrund
war die Bombardierung der Stadt am 6. Oktober 1944. An der
Veranstaltung beteiligten sich nach Polizeiangaben ca. 240 Per-
sonen. Der NPD-Fraktionsvorsitzende Udo PASTÖRS und der
NPD-Kreisvorsitzende Dirk ARENDT traten als Redner auf. Die Ver-
anstaltung verlief ohne Störungen. Auf einem mitgeführten
Transparent wurde unter der Überschrift „Freiheit zertrümmert -
kein Vergeben - kein Vergessen“ ein Flüchtlingstreck, der von Tief-
fliegern angegriffen wird, gezeigt. Darunter findet sich ein Hin-
weis auf die Homepage des NPD-Landesverbandes.
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Hier wird erneut deutlich, dass der hiesige Landesverband der
NPD die Zeit des Nationalsozialismus grundsätzlich positiv be-
wertet und die - demokratischen - Entwicklungen nach dem En-
de des Zweiten Weltkrieges offensichtlich als Verlust der "Frei-
heit" empfindet. Gleichzeitig werden die Kriegsschuldfrage und
die nichtdeutschen Opfer des Krieges konsequent ausgeblendet.

Demonstration der NPD gegen einen mutmaßlichen Sexual-

straftäter in Gadebusch

Die NPD instrumentalisierte Proteste gegen die Freilassung eines
mutmaßlichen Sexualstraftäters in Gadebusch (Landkreis Nord-
westmecklenburg) für eigene propagandistische Zwecke. 
Bei ersten, spontanen Demonstrationen waren NPD-Mitglieder
anwesend. Am 6. November 2009 führte die NPD selbst eine De-
monstration durch, an der sich ca. 150 Personen beteiligten. Bei
diesem Thema konnte die NPD auf eine allgemeine Empörung in
der Bevölkerung zurückgreifen, so dass davon auszugehen ist,
dass nicht alle Teilnehmer der rechtsextremistischen Szene zuzu-
rechnen sind.

Die rechtsextremistische Szene greift die Problematik des sexuel-
len Missbrauchs von Kindern seit geraumer Zeit propagandis-
tisch auf. So finden bundesweit immer wieder Kundgebungen
unter dem Motto „Todesstrafe für Kinderschänder“ statt. Daneben
gibt es spezielle Internetauftritte sowie entsprechende „Werbe-
mittel“ wie Anstecker und Kleidungsstücke, auf denen sich das
genannte Motto findet. Die Rechtsextremisten mißbrauchen die-
ses sensible Thema, um einerseits den demokratischen Rechts-
staat zu diskreditieren und sich andererseits in der Bevölkerung
politisches Gehör zu verschaffen. Entsprechend begrüßte die
NPD-Fraktion im Landtag auf ihrer Internetseite (www.npd-frak-
tion-mv.de) ausdrücklich die Bürgerproteste in Gadebusch. Udo
PASTÖRS verurteilte die Vorgehensweise des Amtsgerichtes
Schwerin und bekräftigte die NPD-Forderung nach Einführung
eines Zentralregisters für Sexualstraftäter. Die Bürgerproteste in
Gadebusch bewertete die NPD-Fraktion „als Ausdruck eines funk-
tionierenden und gesunden Volksempfindens“ und „als ein Zei-
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chen gegen eine völlig verfehlte Kuscheljustiz gegenüber
Schwerstkriminellen, die immer wieder den Täterschutz über den
Opferschutz stellt“.
Auch die „Nationalen Sozialisten Rostock“ (NSR) griffen die The-
matik auf und zeigten sich auf ihrer Internetseite www.nsro-
stock.de erfreut, „dass sich so viele Menschen spontan zu-
sammengefunden haben, um ihre Meinung kund zu tun“. 

Sonstige Entwicklungen / Aktivitäten 

PASTÖRS scheiterte bei Wahl zum Bundesvorsitzenden der

NPD

Zusätzlich zur Vorbereitung auf die Kommunalwahl unterstützte
die NPD in Mecklenburg-Vorpommern ihren Fraktionsvorsitzen-
den Udo PASTÖRS als Kandidaten für die Wahl eines neuen NPD-
Bundesvorsitzenden. PASTÖRS war gegen den Parteivorsitzen-
den Udo VOIGT angetreten, der wegen einer Finanzaffäre um
seinen ehemaligen Schatzmeister, dem mittlerweile wegen Un-
treue inhaftierten Erwin KEMNA, parteiintern erheblich in Kritik
geraten war. PASTÖRS plädierte in einem Interview in der April-
ausgabe der „Deutsche Stimme“, wie bereits zuvor in einem Rede-
duell mit Udo VOIGT am 21. März 2009 in Limbach Oberfrohna
(Sachsen), für eine lagerübergreifende Zusammenarbeit mit an-
deren nationalen Gruppierungen und betonte, dass ein moder-
ner Nationalismus auch von internationaler Kooperation, be-
sonders im europäischen Raum, lebt und viele Gruppierungen
und Parteien in Europa sich einander ergänzen würden, wobei
auch Russland dazu gehöre.
Außerdem rechtfertigte PASTÖRS sich für einen in den Medien
viel zitierten Vortrag am Aschermittwoch vor der Saar-NPD, in der
er u. a. türkische Mitbürger als „Samenkanonen“ und den deut-
schen Staat als „Judenrepublik“ bezeichnet hatte. So sei es mitun-
ter notwendig, sich einer drastischen Wortwahl zu bedienen, um
wahrgenommen zu werden. 
Die Saarbrücker Staatsanwaltschaft hat mittlerweile Anklage
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wegen des Verdachts der Volksverhetzung gegen PASTÖRS erho-
ben, nachdem der Schweriner Landtag die Immunität gegen den
Fraktionsvorsitzenden der NPD aufgehoben hatte.

Bei allem Unmut an der Parteibasis über VOIGTs Kontrollversagen
in der KEMNA-Affäre trauten die Delegierten dem alten Vorsitzen-
den eher zu, die NPD in ihrer äußerst schwierigen Lage durch das
Superwahljahr 2009 zu steuern, als dem Herausforderer Udo PA-
STÖRS. So wurde VOIGT beim außerordentlichen Bundespartei-
tag der NPD am 4./5.April 2009 in Berlin Reinnickendorf von 136
Delegierten (63,6 %) erneut zum Parteivorsitzenden gewählt,
während sein Herausforderer PASTÖRS 72 Stimmen (33,6 %) er-
hielt.
Der NPD-Kreisvorsitzende von Nordwestmecklenburg, Thomas
WULFF, wurde als Beisitzer in den Parteivorstand gewählt.

Kinderfeste in Stralsund, Ueckermünde und Bad Doberan

Im Berichtszeitraum veranstaltete die NPD MV wiederum Kinder-
feste. 
Das am 30. August 2009 durchgeführte „8. Stralsunder Kinder-
fest“ wurde „als voller Erfolg“ bezeichnet.
Am 5. September 2009 wurde vom NPD-Kreisverband Uecker-
Randow, wie bereits im vergangenen Jahr, ein Kinderfest in Ue-
ckermünde veranstaltet. Im Vorfeld waren auf dem Veranstal-
tungsgelände Anti-NPD-Aufkleber und -Plakate angebracht
worden. Die Veranstaltung verlief störungsfrei. Auf der Homepa-
ge des NPD-Landesverbandes bedankte sich die Partei ausdrück-
lich für die Geld- und Sachspenden der NPD-Kreisverbände Ue-
cker-Randow, Ost- und Nordvorpommern sowie den regionalen
Kameradschaften, die das Kinderfest dadurch ermöglicht hätten.
Zudem wurde auf der Homepage des NPD-Landesverbandes
Mecklenburg-Vorpommern von einem „gelungenen“ dritten
NPD-Kinderfest des Kreisverbandes Mecklenburg-Mitte am
12.September 2009 in Bad Doberan berichtet. Bis auf zwei foto-
grafierende Staatsschutzbeamte hätte es „keinerlei Belästigun-
gen“ gegeben.
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NPD-Flyer zu landespolitischen Themen

Mit einschlägigem Propagandamaterial versucht die NPD neue
Wählerschichten zu erschließen. 
In einem Flyer: „Werften in deutsche Hand!“ moniert die NPD-
Fraktion von Mecklenburg-Vorpommern, dass die Werftstandorte
in Warnemünde und Wismar erneut von einem „russischen
Glücksritter“ gerettet werden sollen und die verantwortlichen Po-
litiker auf Landes- und Bundesebene nicht in der Lage seien, den
industriellen Kern Mecklenburg-Vorpommerns zu erhalten. Die
„Blockfraktionen mit samt ihrer Landesregierung hätten auf „Sei-
fenblasen“ gesetzt und kein ernsthaftes Interesse um den Be-
stand der Werften gezeigt.

In einem Flyer „Polizeistrukturre-
form 2010“ der NPD-Fraktion ar-
gumentiert die Partei, dass die
Pläne zur landespolizeilichen
Neuorganisation als weiteres Mo-
saikstück in der „planmäßigen
und zielgerichteten Verödung un-
serer Heimat“ von der NPD abge-

lehnt werden. Durch weniger Polizeipräsenz erfolge eine gerin-
gere Erfassung von Straftaten, wodurch sich Statistiken schönen
lassen würden. Mit diesem Flyer hofft die NPD auf Solidarisie-
rungseffekte in der Polizei.
Unter dem Motto „Das FAG treibt die Kommunen in den Ruin!“
fordert die NPD in einem weiteren Flyer die Absetzung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes (FAG) und beschreibt die „verheerenden
Folgen“ des neuen FAG aus ihrer Sicht. Die NPD will sich hier ein-
mal mehr als „Sachwalter“ der ländlichen Räume darstellen. 

Nutzung des Internets durch Rechtsextremisten

Die Nutzung moderner Kommunikationsmedien und des Inter-
nets, von Rechtsextremisten als sog. "Weltnetz" bezeichnet, hat
im Jahr 2009 weiter an Bedeutung gewonnen. Dabei werden ei-
gene Internetauftritte zur Selbstdarstellung, Berichte über Teil-
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nahme an rechtsextremistischen Aktionen, Kommentierungen
regionaler und überregionaler Nachrichten aus eigener - ideolo-
gisch eingefärbter - Sicht, Mobilisierung zu rechtsextremistischen
Demonstrationen und sonstigen Aktivitäten sowie Verweise auf
andere rechtsextremistische Homepages und damit nicht zuletzt
für eine Vernetzung untereinander genutzt. Besonders hervorzu-
heben sind die folgenden Internetauftritte

In der Szene von be-
sonderer Bedeutung ist
auch das rechtsextre-
mistische Thiazi Forum http://forum.thiazi.net. Hier tauschen sich
Rechtsextremisten bundesweit über Konzerte und andere rechts-
extremistische Veranstaltungen, z. B. Demonstrationen, aber
auch über Politik, Weltanschauung, einschlägige Literatur, neue
CDs und Internetseiten aus. Zum Teil werden die Nutzer als
„Gleichgesinnte“ auch als Ansprechpartner in völlig unpoliti-
schen Zusammenhängen befragt. 

• NPD-Landesverband Mecklenburg und Pommern
• Nachrichtenplattform Altermedia
• Kulturkreis Pommern
• Kameradschaft Malchin
• Interessengemeinschaft „Schöneres Straßburg“
• Nationale Aktivisten Rügen
• Freie Kräfte Greifswald
• Nationale Freiheitsbewegung in Pommern, ehemals www.snbp.info
• Aktionsgruppe Boizenburg
• Hatecrew Stralsund
• Aktionsgruppe Güstrow.

Folgende rechtsextremistische Internetauftritte wurden im Jahr
2009 abgeschaltet:

• Soziales und Nationales Bündnis Pommern
• Initiative für Volksaufklärung
• Heimatbund Pommern
• Mecklenburgische Aktionsfront.
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Darüber hinaus werden bestehende nicht-rechtsextremistische
soziale Netzwerke wie „StudiVZ“ oder „NB-town“ als Kommunika-
tionsbasis genutzt. Die Sperrung einzelner Nutzer durch den Pro-
vider wegen Darstellung rechtsextremistischer Symbole oder
volksverhetzender Inhalte hält die entsprechenden Personen oft-
mals nicht davon ab, sich unter einem neuen Nutzernamen im-
mer wieder erneut anzumelden.
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LINKSEXTREMISMUS

Allgemeine Entwicklungen

Der linksextremistischen Szene in Mecklenburg-Vorpommern
wurden im Jahr 2009 ca. 300 Personen zugerechnet. Davon ge-
hörten etwa 200 Personen dem gewalttätigen autonomen Spek-
trum an. Autonome verfolgen zumeist unorganisiert und in losen
Zusammenhängen, heterogene und diffus-kommunistische poli-
tische Ziele, für deren Realisierung sie die Anwendung von Ge-
walt als berechtigtes Mittel ansehen. Es gibt personelle Über-
schneidungen der autonomen Szene mit der Rechts- und
Hafthilfeorganisation „Rote Hilfe e. V.“, für die Anhaltspunkte der
maßgeblichen Zusammensetzung aus Linksextremisten ver-
schiedener Ausrichtungen existieren. 
Der Anstieg des gewaltorientierten Personenpotenzials im ver-
gangenen Jahr ist auf verschiedene Aspekte zurückzuführen:
Zum einen halten der szeneinterne Enthusiasmus und die Anzie-
hungswirkung nach dem teils gewaltsamen Ablauf der Proteste
gegen den G8-Gipfel 2007 im Raum Rostock weiter an, zum an-
deren sorgten die Kandidaturen der NPD bei den Kommunal-, Eu-
ropa- und Bundestagswahlen für szeneinterne, emotionalisierte
Reaktionen und zu dem wirkten sich mehrere szenerelevante
Großveranstaltungen mit gewaltsamem Verlauf außerhalb des
Landes auf die hiesige Autonomenszene auch verfestigend aus.
Zu diesen Veranstaltungen gehörten vor allem die jährlichen Ak-
tivitäten gegen das rechtsextremistische Gedenken an die Bom-
bardierung Dresdens während des Zweiten Weltkriegs am 13. Fe-
bruar, die Proteste gegen den NATO-Gipfel 2009, die
traditionellen Ausschreitungen am 1. Mai in Berlin oder anlässlich
des Schanzenviertelfestes am 4. Juli in Hamburg und die Proteste
gegen den UN-Weltklimagipfel im Dezember in Kopenhagen.
Linksextremistische Straftaten wurden 2009 erneut überwiegend
gegen Rechtsextremisten, deren Szeneobjekte und Eigentum, so-
wie gegen die Polizei verübt. Als Zentrum linksextremistischer,
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vor allem der gewaltsamen Agitation gegen den Rechtsextre-
mismus, kristalliert sich immer mehr Rostock heraus, wo der in-
zwischen seit mehr als zwei Jahren von Rechtsextremisten betrie-
bene und als Provokation empfundene Szeneladen „Dickkoepp“
in der studentisch geprägten Kröpeliner-Tor-Vorstadt immer wie-
der Ziel gewaltbereiter Linksextremisten wurde.
Marxistisch-leninistischen, orthodox-kommunistischen und
trotzkistischen Parteien und Organisationen im Land kommt -
trotz einiger Erfolge bei der Kommunalwahl 2009 - aufgrund ihrer
geringen Mitgliederzahlen weiterhin eine marginale Bedeutung
zu. 

Personenpotenzial

Linksextremistisch motivierte Straftaten

2009 registrierte das LKA im Bereich der politisch-motivierten Kri-
minalität im Phänomenbereich „links“ insgesamt 207 Straftaten
(Vorjahr: 101), von denen 27 (Vorjahr: 34) als extremistische Taten
bewertet wurden. Die hohe Anzahl links-motivierter Straftaten
im Land ist auf die mit den Wahlen zusammenhängenden Sach-
beschädigungen an und Diebstählen von NPD-Wahlplakaten zu-

* Durch personelle Überschneidungen ergibt sich eine Differenz.
** Verfassungsschutzbericht BMI, S. 154

MV MV Bund Bund
2008 2009 2008 2009

Autonome 150 200 6.300** 6.600
Rote Hilfe e. V. 100 100 5.000 5.300
Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP)

20 20 4.200 < 4.000

Marxistisch-Leninistische 
Partei Deutschlands (MLPD)

20 20 2.300 2.300

Sozialistische Alternative 
(SAV)

20 20 400 400

Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD)

10 10 < 150** < 100

Gesamt 250* 300* < 18.350 < 18.700



56

rückzuführen. Folglich ist im kommenden Jahr von einem Rück-
gang der links-motivierten Straftaten auszugehen. Unter den im
Phänomenbereich „links“ registrierten Straftaten waren 20 Ge-
walttaten (Vorjahr: 28). Insgesamt zeigt die Anzahl von 27 links-
extremistischer Straftaten wie im Vorjahr aber eine rückläufige
Tendenz (2008: 34).

Aktivitäten von Linksextremisten

Linksextremisten zielen darauf ab, die bestehende freiheitlich-
demokratische Werteordnung zu beseitigen und ihr ein sozialisti-
sches, kommunistisches oder anarchistisches System entgegen-
zusetzen. Um ihre Vorstellungen zu verbreiten und politischen
Einfluss zu nehmen, betätigen sie sich in unterschiedlichen The-
menfeldern. Neben dem traditionellen Betätigungsfeld des links-
extremistischen Antifaschismus überwogen in der extremen Lin-
ken des Landes 2009 jedoch die Aktivitäten anlässlich des 60.
Treffens der NATO-Mitgliedsstaaten in Baden-Baden und Straß-
burg (Frankreich). 
Dagegen kann bei dogmatisch ausgerichteten Linksextremisten -
dies betrifft Marxisten-Leninisten und Trotzkisten genauso wie
orthodoxe Kommunisten - weiterhin eine konstante theoretische
Arbeit festgestellt werden.

Aktionsorientierter Linksextremismus

Der autonome Teil der linksextremistischen Szene in Mecklen-
burg-Vorpommern stellt sich als heterogenes Spektrum dar, kann
aber als gewaltorientiert, undogmatisch und hierarchiekritisch
beschrieben werden. Da Autonome die existente gesellschaftli-
che und staatliche Ordnung grundsätzlich ablehnen, spielen Re-
geln eine untergeordnete Rolle. Die Anwendung von Gewalt wird
deshalb als legitime Handlungsoption in der Auseinanderset-
zung mit dem politischen Gegner angesehen. Das autonome
Spektrum arbeitet in losen Strukturen und häufig nur anlässlich
szenerelevanter Ereignisse und Kampagnen zusammen. 
Aus der Sicht Linksautonomer zählen tatsächliche und vermeint-
liche Rechtsextremisten genauso wie Polizeibeamte zu deren po-
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litischen Gegnern. Zunehmende Rücksichtslosigkeit gegenüber
der Gesundheit von Betroffenen prägten militante Aktionen und
Anschläge im Jahr 2009, die der linksautonomen Szene zuge-
rechnet werden konnten. 

Kampagne gegen den NATO-Gipfel 2009

Am 3. und 4. April 2009 fand in Baden-Baden, Kehl (Baden-Würt-
temberg) und Straßburg (Frankreich) das Jubiläumstreffen der
Mitgliedsstaaten der „North Atlantic Treaty Organisation“ (NATO)
anlässlich des 60-jährigen Bestehens statt. In Straßburg (Frank-
reich) entluden sich die überwiegend friedlichen Demonstratio-
nen von Antimilitaristen, am 4. April jedoch unter linksextremisti-
scher Beteiligung, in massiven Ausschreitungen, bei denen
neben zahlreichen Barrikaden auch Gebäude angezündet wur-
den. Unter den etwa 120 festgenommenen Deutschen befanden

sich auch zwei Linksextremisten aus Rostock, die mit jeweils vier
Jahren Freiheitsstrafe - darunter je ein Jahr auf Bewährung - die
schwersten Strafen im Zusammenhang mit den Anti-NATO-Pro-
testen erhielten. Beide wurden für die Inbrandsetzung eines ehe-
maligen Zollgebäudes in Straßburg (Frankreich), für die sie sich
geständig zeigten, verurteilt.

Ein brennendes Zollgebäude am 4. April 2009 in Straßburg (Frankreich)
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Während die Teilnahme an den Protesten selbst in der linksextre-
mistischen Szene des Landes nur geringen Anklang fand und da-
von auszugehen ist, dass lediglich vereinzelt Linksextremisten zu
den Protesten reisten, war die Resonanz auf die Inhaftierung der
Rostocker größer. Im Raum Rostock wurde eine Solidaritätskam-
pagne zur Unterstützung der beiden in Straßburg (Frankreich) In-
haftierten unter Beteiligung mutmaßlicher Linksextremisten an-
gestrengt, die auf das Schicksal der Rostocker aufmerksam
machte und beide finanziell unterstützte. So beteiligten sich zwi-
schen 300 und 450 Personen am 14. November 2009 an einer
Antirepressionsdemonstration in Rostock, die auch die Festnah-
men der beiden Rostocker anlässlich der Proteste gegen das NA-
TO-Treffen im April 2009 thematisierte. Die Versammlung verlief
trotz einer aggressiven Grundstimmung und mehreren kleineren
Auseinandersetzungen insgesamt friedlich. Ein breites Bündnis,
darunter u. a.. Gruppierungen, für die tatsächliche Anhaltspunkte
für linksextremistische Bestrebungen bestehen, hatte zu der Ver-
anstaltung aufgerufen.

Gewaltbereiter Antifaschismus

Zu den klassischen Agitationsfeldern der militanten Linksextre-
misten im Land zählte 2009 nach wie vor das Thema „Antifa-
schismus“. 
Entsprechend richteten sich auch im Jahr 2009 linksextremisti-
sche Angriffe auf tatsächliche und vermeintliche Rechtsextremis-
ten, ihre Veranstaltungen und Einrichtungen. Obwohl die Anzahl
der linksextremistischen Gewaltdelikte insgesamt rückläufig war,
ist erneut eine hohe kriminelle Energie der Gewalttaten festzu-
stellen. So wurde die im Vorjahr durch mehrere Brandanschläge
auf Fahrzeuge von Rechtsextremisten im Raum Rostock erstmals
spürbare Hinwendung zu konspirativer Militanz nunmehr um die
Komponente der Rücksichtslosigkeit gegenüber der Gesundheit
von Zielperson(en) oder auch Unbeteiligten erweitert.
Während am 10. Juli 2009 erneut ein Fahrzeug eines Rechtsextre-
misten in Rostock angezündet wurde, seien als Beispiele für die
billigende Inkaufnahme nachhaltiger Gesundheitsschädigungen
folgende Aktionen genannt:
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• Am 1. August 2009 wurde von mutmaßlichen Linksextremis-
ten in den frühen Morgenstunden ein Molotow-Cocktail in das 
Geschäft „Underground Streetwear“ geworfen. Das Geschäft, 
das u. a. Kleidung der in rechtsextremen Kreisen beliebten Mar-
ke „Thor Steinar“ anbot, befand sich in einem Wohn- und Ge-
schäftshaus am Schweriner Markt.

• Am 5. September 2009 wurden drei fahrende, mit Rechtsex-
tremisten besetzte Fahrzeuge, von 10 bis 15 Vermummten in 
Rostock mit Schottersteinen beworfen. 12 Personen wurden 
dabei leicht verletzt.

• Am 3. Oktober 2009 wurde in Greifswald aus einer Gruppe 
von Linksextremisten heraus zunächst versucht, in das Gebäu-
de einer Studentenverbindung einzudringen; anschließend 
wurde das Haus, in dem sich mehrere Personen befanden, mas-
siv mit Steinen attackiert. Linksextremisten unterstellen der 
Studentenverbindung nationalistische und revanchistische 
Einstellungen.

• Am 21. Oktober 2009 stürmten fünf Vermummte während der 
Öffnungszeiten das rechtsextremistische Szenegeschäft „Dick-
koepp“ in Rostock und legten - trotz der Anwesenheit von drei 
Personen - einen Brandsatz. Auch das „Dickkoepp“ befindet 
sich in einem Wohn- und Geschäftshaus.

Diese Beispiele verdeutlichen nicht nur, dass die gewaltbereite
Autonomenszene zur Verwirklichung ihrer Zielsetzungen immer
unreflektierter und rücksichtsloser agiert, sondern auch, dass die
Gewaltbereitschaft kompromisslos umgesetzt wird und sich die
Ablehnung der gesellschaftlichen und freiheitlich-demokrati-
schen Grundwerte in einer erweiterten Interpretation von „Ge-
rechtigkeit und Strafe“ verstetigt.
Vor allem der von Rechtsextremisten betriebene Szeneladen
„Dickkoepp“ in Rostock stand im Mittelpunkt linksextremistischer
Aktionen und war Ziel zahlreicher Angriffe. Zu Ausschreitungen
in der Nähe des Geschäfts kam es u. a.. am Karfreitag und am 
13. Juli 2009. Aber, wie dargestellt, äußert sich auch andernorts
im Land die eingangs beschriebene Rücksichtslosigkeit. 
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Wie im Vorjahr waren Selbstbezichtigungsschreiben, die die Ta-
ten begründen, nicht zu erwarten, da die strafbaren Handlungen
mit antifaschistischem Hintergrund für sich selbst stehen sollen.
Allerdings beweist die linksautonome Szene des Landes damit er-
neut, dass sie nicht in der Lage ist, ihre rechtswidrigen Aktionen
und Straftaten mit einer Begründung zu verbinden .

Zudem konnte auch 2009 beobachtet werden, dass die militan-
ten Aktionen das rechtsextremistische Klientel in ihrem Zu-
sammenhalt und ihrer Aggression stärken. Damit erreichen Link-
sautonome das Gegenteil ihrer eigentlichen Absicht. Die
kontraproduktiv wirkenden Taten und unbegründeten Zielset-
zungen autonomer Antifaschisten sind der breiten Öffentlichkeit
somit weiterhin nicht vermittelbar.

Für die Zukunft sind weiterhin Sachbeschädigungen, körperliche
Auseinandersetzungen und Brandanschläge auf Objekte der
rechtsextremistischen Szene im Land, aber auch Inbrandsetzung
von Autos, insbesondere im Raum Rostock, zu erwarten. 

Es wurden aber auch mehrere friedlich verlaufene Demonstratio-

Brennende Barrikaden am 13. Juli 2009 nahe des „Dickkoepp“ in Rostock
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nen unter Beteiligung von Linksextremisten im Land durchge-
führt. Dazu gehören die Demonstration „Keine Geschäfte mit Ne-
onazis!“ mit etwa 200 Teilnehmern gegen den Verkauf von Beklei-
dung der Marke „Thor Steinar“ am 7. Februar 2009 in Greifswald;
die Demonstration „Für ein tolerantes Rostock, gegen Neonazi-
konzerte“/ „Mach den Scheiß aus! KC das Mikro klauen!“ mit zwi-
schen 200 und 300 Protestierenden, die sich am 30. Mai 2009 in
Rostock gegen ein geplantes Konzert einer auch von Rechtsex-
tremisten frequentierten Musikband richtete und eine antifa-
schistische Gegendemonstration am 24. Oktober 2009 in Stral-
sund.

Exkurs: Autonome Szene Rostocks

Die autonome Szene in Rostock nimmt innerhalb der autonomen
Szene des Landes eine besondere Stellung ein.
Rund 30 % des linksautonomen Personenpotenzials im Land ist
der Hansestadt Rostock zuzuordnen. Mehr als die Hälfte der Link-
sautonomen in Rostock wurde auch dort geboren.

Die Altersstruktur der linksautonomen Szene Rostocks zeugt von
einem für die Autonomenszene typischen, jungen Erscheinungs-
bild. So ist die überwiegende Mehrheit des autonomen Spek-
trums in Rostock jünger als 30 Jahre und kann damit dem Schul-,
Ausbildungs- und Studentenalter zugerechnet werden. Im
Durchschnitt sind Linksautonome in Rostock etwa 25 Jahre alt.
Damit ist die Altersstruktur geringfügig jünger als im Landes-
durchschnitt.
Die Linksautonomen wohnen vorrangig im Innenstadtbereich
(Ortsteile Kröpeliner-Tor-Vorstadt (KTV), Stadtmitte und das Han-
saviertel). 
In soweit ist jedoch darauf hinzuweisen, dass damit weder ganze
Ortsteile noch deren Bewohner insgesamt verunglimpft werden
dürfen. Letzlich machen die erkannten Linksautonomen weniger
als 0,1 % aller Einwohner in den drei Ortsteilen aus.

In der KTV befindet sich seit Juni 2007 der von Rechtsextremisten
betriebene Szeneladen „Dickkoepp“ (früher: „East Coast Corner“),
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gegen den sich auch im Jahr 2009 eine Vielzahl von linksextre-
mistisch motivierten Straftaten richteten. 

Für die Gruppierung „Linker Block
Rostock“ (LiBRo) liegen tatsächli-
che Anhaltspunkte vor, dass sie zur
linksautonomen Szene zuzuordnen
ist. Einerseits stellt sich der LiBRo
als geschlossene Gruppe dar, in der
auf der Basis eines gemeinsamen
Grundkonsenses u. a. unter Verweis
auf die Lehren Lenins und Trotzkis
diffus-kommunistische und anar-
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chistische Weltbilder vertreten werden. Zur Zielsetzung heißt es
aber:

„Unser entgültiges Ziel ist die Abschaffung des Kapitalismus 
und die mit ihm verbundenen Übel wie Armut, Rassismus, Fa-
schismus und Ungleichheit. Mögen bald schwarze und rote 
Flaggen überall auf der Welt wehen und von dem Anbrech-
en eines neuen, freien Zeitalters künden!“ (aus dem 
Original übernommen)

Auf der LiBRo - Internetseite wird auch die Gewaltanwendung
beführwortet. Dort heißt es unter anderem: 

„Wie jede politische Gruppierung führen wir verschiedene 
Aktionen durch, um unseren Forderungen und Standpunk-
ten Ausdruck zu verleihen. Das besondere an unserer Grup-
pe ist dabei die Bandbreite der Aktivitäten. Es gibt keine 
vorgeschriebenen Grenzen in unserer Gruppe. Jeder ent-
scheidet für sich, was er machen möchte und unterbreitet 
seine Vorschläge der Gruppe. (...) Unsere Gruppe beher-
bergt sowohl militante als auch friedliche Mitglieder. 
Niemand wird dazu gezwungen, an einer Aktion teilzu-
nehmen, die er für nicht richtig oder unsinnig hält. In be-
stimmten Fällen allerdings seine Genossen dennoch zu
unterstützen, auch wenn man selbst nicht völlig von einer
Aktion überzeugt ist, beweißt Solidarität. Die Erfahrun-
gen der letzten Jahrzehnte haben gezeigt, dass oft nur 
ein Zusammenspiel von friedlichen und Militanten Ak-
tionen zu einem Erfolg der Forderungen führen kann.“
(aus dem Original übernommen)

Themenfeld „Antirepression“

Das Thema „Antirepression“ spielt in der linksextremistischen
Szene nach dem G8-Gipfel 2007 und besonders nach den Protes-
ten gegen den NATO-Gipfel 2009 eine unverändert wichtige Rol-
le. Im Rahmen der sogenannten Antirepressionskampagnen soli-
darisieren sich Linksextremisten mit den von angeblicher
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„staatlicher Repression“ Betroffenen. Linksextremisten verstehen
die Ahndung von Straftaten und Ordnungsmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit ihrer politischen Tätigkeit als staatliche Repres-
sion, Ausforschung und Unterdrückung politischen Engage-
ments. 
Dabei erachten vor allem gewaltbereite Linksextremisten Geset-
zesübertretungen als notwendig zur Erreichung ihrer politischen
Ziele und geraten daher regelmäßig in Konflikt mit Behörden. 

Es bestehen nach wie vor Anhaltspunkte dafür, dass die bundes-
weit mitgliederstärkste Rechts- und Hafthilfeorganisation „Rote
Hilfe e. V.“ maßgeblich von Linksextremisten getragen wird. Die
sich als strömungsübergreifend verstehende Solidaritätsorgani-
sation sieht sich in der Tradition der in der Weimarer Republik 
der „Kommunistischen Partei Deutschlands“ nahestehenden „Ro-
ten Hilfe Deutschland“ und soll der „Stärkung der Bewegung“ die-
nen. 4

In Mecklenburg-Vorpommern existieren Ortsgruppen der „Roten
Hilfe e. V.“ in Greifswald und Rostock, die gemeinsam das gesam-
te Landesgebiet abdecken. Die Rote-Hilfe-Ortsgruppen konnten
ihren Bestand von insgesamt etwa 100 Mitgliedern halten und
unterstützten straffällig gewordene Linksextremisten in recht-
licher und finanzieller Hinsicht. 

Beide Ortsgruppen griffen 2009 die bundesweiten Schwerpunk-
themen auf. So beteiligte sich die „Rote Hilfe e. V.“ aus Rostock an
den Protesten gegen den NATO-Gipfel 2009, die sich einerseits in
der Solidarisierung mit linksextremistischen Einzelpersonen und
Bewegungen sowie andererseits der Kampagne gegen die aus
ihrer Sicht der „staatlichen Überwachung linker Bewegungen“
dienenden Sicherheitsgesetze und -behörden richteten. 

Darüber hinaus engagierten sich beide Gruppen aber auch hin-
sichtlich örtlicher Inhalte. Die Ortsgruppe der „Roten Hilfe e. V.“ in
Rostock unterstützte auch eine friedlich verlaufene Demonstra-
tion unter dem Motto „Repression für alle“ bzw. „Potentiell ver-

4 Internetseite der „Roten Hilfe e. V.“/ Selbstdarstellung 
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dächtig!“, die am 14. November 2009 stattfand und sich auf die
beiden in Straßburg (Frankreich) nach den Protesten gegen den
NATO-Gipfel 2009 inhaftierten Rostocker bezog.
In einer eigenen Internetpräsenz solidarisierte sich die „Rote Hilfe
e. V.“ Greifswald auch 2009 wieder mit so genannten „politischen
Gefangenen“ und forderte deren Freilassung. Eine kritische Re-
flektion, der für die Inhaftierungen zugrundeliegenden Straftaten
ist nicht erkennbar, so dass zumindest von einer Duldung der Ta-
ten durch die „Rote Hilfe e. V.“ in Greifswald ausgegangen werden
muss.

Kampagne gegen Gentechnik

Der versuchsweise Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen im
Land zog 2009 erneut Proteste überwiegend nichtextremisti-
scher Beteiligter an. Jedoch greifen immer wieder auch Linksex-
tremisten das Thema auf und nutzen es für ihre Zwecke. Im Rah-
men der Proteste kam es deshalb auch zu so genannten
„Feldbesetzungen“ und „Feldbefreiungen“, bei denen regelmäßig
Hausfriedensbrüche und Sachbeschädigungen versucht oder be-
gangen wurden, die für die anbauenden Firmen und Institute
Kosten in vier- bis fünfstelliger Höhe verursachten.
Vorläufiger Höhepunkt der Anti-Gen-Proteste im Land war die
Zerstörung mehrerer Versuchsfelder im Landkreis Bad Doberan in
der Nacht zum 2. Juli 2009. Dabei wurde ein Wachmann, der die
Zerstörung der Pflanzen verhindern wollte, von mehreren Unbe-
kannten zusammengeschlagen. 

Parlamentsorientierter Linksextremismus

Der überwiegend auf das Erreichen und die Ausübung parlamen-
tarischer Opposition ausgerichtete Linksextremismus konzen-
trierte sich im Jahr 2009 auf die anstehenden Wahlen. 
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Sozialistische Alternative (SAV)

Die SAV ist die deutsche Sektion
des trotzkistischen Dachverbands
„Committee for a Worker´s International“ („Komitee für eine Ar-
beiterinternationale“, CWI). Sie folgt als revolutionär-marxistische
Organisation den Lehren Leo Trotzkis und damit der Auffassung
einer „permanenten Revolution“, die auf die gewaltsame Errich-
tung einer aus „Arbeiterräten“ bestehenden „Diktatur des Proleta-
riats“ abzielt. 
In Mecklenburg-Vorpommern existiert eine Ortsgruppe der SAV
in Rostock, die nach der Kommunalwahl erneut mit einem Mit-
glied in der Rostocker Bürgerschaft vertreten ist. Entsprechend
standen 2009 die Vorbereitung auf und der Wahlkampf für die
Kommunalwahl im Mittelpunkt der SAV-Tätigkeiten. In diesem
Zusammenhang bestätigte ein Mitglied der SAV Rostock in der
Juni-Ausgabe der SAV-Zeitung „solidarität“, dass die SAV nicht zur
Verteidigung des Systems angetreten sei und erhärtet damit die
hier vorliegenden tatsächlichen Anhaltspunkte für die Verfas-
sungsfeindlichkeit der Organisation.
Dennoch blieb die SAV Rostock weiterhin trotz intensiver Bemü-
hungen, sich öffentlichkeitswirksam mit Informationstischen und
Veröffentlichungen zu präsentieren, ohne erkennbare Resonanz.
Die Positionen der SAV Rostock finden nach wie vor keinen Ein-
gang in den öffentlichen Diskurs.
Einzig das öffentliche Abhängen von NPD-Wahlplakaten unter
Beteiligung der SAV am 2. Juni 2009 war in Zusammenarbeit mit
nicht-extremistischen Gruppen in Rostock möglich. Ansonsten
bleibt die SAV Rostock sowohl innerhalb als auch außerhalb der
Bürgerschaft politisch isoliert.

Sonstige Gruppierungen

In Mecklenburg-Vorpommern existieren darüber hinaus Kleinst-
gruppen orthodox-kommunistischer bzw. marxistisch-leninisti-
scher maoistisch-stalinistischen Ausrichtung. Dazu gehören die
„Kommunistische Partei Deutschlands“ (KPD), die „Deutsche
Kommunistische Partei“ (DKP) und die „Marxistisch-Leninisti-

Logo der SAV
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schen Partei Deutschlands“ (MLPD). Das jahrelang von der MLPD
für Schulungen betriebene Arbeiterbildungszentrum in Alt-
Schwerin wird inzwischen nur noch für touristische Zwecke ge-
nutzt. Diese Parteien spielen in der Wahrnehmung der politi-
schen Landschaft in Mecklenburg-Vorpommern keine Rolle.

Ergebnisse der Kommunal- und Europawahlen am 7. Juni

2009

Zur Kommunalwahl 2009 kandidierte in Rostock die trotzkisti-
sche SAV mit einer 11 Personen umfassenden Liste. Spitzenkandi-
datin war eine schon in der vergangenen Wahlperiode im Rosto-
cker Stadtparlament vertretenes SAV-Mitglied. Die Liste der SAV
in Rostock erhielt 3.408 gültige Stimmen, bzw. 1,6 % des Stim-
menaufkommens. Folglich konnte die SAV ihr Bürgerschaftsman-
dat in Rostock zwar sichern, das Ziel, mit weiteren SAV-Mitglie-
dern eine Fraktion bilden zu können, wurde jedoch verfehlt. Im
Vorfeld der Wahl hatte die SAV Rostock umfangreiche Wahlwer-
bung mit Plakatierungen, Flyern und Informationsständen be-
trieben. 
Bei den Kommunalwahlen im Juni 2004 trat die SAV Rostock mit
einer von der SAV und der MLPD initiierten Liste „SAV / Liste ge-
gen Sozialkahlschlag“ an, auf die 2,5 % der Wählerstimmen
(4.000) entfielen. Mit dem letzten Kommunalwahlergebnis bestä-
tigte sich die marginale Stellung der SAV im politischen Gefüge
Rostocks. 
In Alt-Schwerin zog ein Mitglied der MLPD mit dem Bündnis „AUF
Alt-Schwerin“ in die Gemeindevertretung ein. Das Wahlbündnis
erhielt zur Kommunalwahl 10,4 % der Stimmen. Unter den drei
Kandidaten von „AUF Alt-Schwerin“ befanden sich auch langjäh-
rige MLPD-Mitglieder.

Ergebnisse der Bundestagswahl am 27. September 2009

Die MLPD trat zur Bundestagswahl in Mecklenburg-Vorpommern
mit einer eigenen Landesliste bestehend aus fünf Kandidaten an.
Die MLPD erhielt im Land lediglich 554 der Erststimmen (0,1 %)
und 1.730 der Zweitstimmen (0,2 %). Dieses Ergebnis entspricht
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der bundesweiten Stimmung, denn hier vereinigte die MLPD nur
29.551 (= 0,1 %) der Zweitstimmen auf sich.
Bereits zur Bundestagswahl 2005 war die MLPD mit einer Landes-
liste im Land angetreten, wobei sie lediglich 0,1 % der Erst- und
0,3 % der Zweitstimmen erzielte. Damit verschlechterte sich das
MLPD-Wahlergebnis gegenüber der vorangegangenen Bundes-
tagswahl wie erwartet, da die MLPD im Land seit den „Montags-
demonstrationen“ in den Jahren 2004 und 2005 kaum noch öf-
fentlichkeitswirksam agierte.
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„ISLAMISMUS UND ISLAMISTISCHER 

TERRORISMUS“

Globale Lageentwicklung im Jahr 2009

1. Transnational - panislamischer Extremismus und Terro-

rismus

Die Sicherheitslage der Bundesrepublik Deutschland wurde auch
im Jahr 2009 maßgeblich vom islamistischen Terrorismus beein-
flusst. Mehrere gegen die Bundesrepublik angedrohte Anschlä-
ge, Bedrohungen konnten nicht realisiert werden, da sie von den
Sicherheitsbehörden rechtzeitig entdeckt und abgewendet wur-
den.

Die grundlegenden Ideologien, Strategien und Strukturen trans-
national-panislamischer Extremisten, die hier bereits in den letz-
ten Jahren ausführlich analysiert wurden, blieben auch im Be-
richtszeitraum weitestgehend unverändert.

„Al-Qaida“ und regional operierende Jihad-Gruppen

Im Zentrum der Strukturen des „Globalen Jihads“ befindet sich
nach wie vor die von Usama BIN LADIN gegründete „al-Qaida“,
deren Führer sich aber weitestgehend mit der Rolle von Ideolo-
gen und Idolen begnügen müssen. Über die Fähigkeit zur eigen-
ständigen Planung, Vorbereitung und Durchführung terroristi-
scher Operationen scheint die nach eigenem Selbstverständnis
„Avantgarde des Globalen Jihads“ weiterhin nur in jenen Gebie-
ten der afghanisch-pakistanischen Grenzregion zu verfügen, in
denen sie das Gastrecht der dort beheimateten (paschtunischen)
Stämme und Warlords genießt.
Die meisten islamistischen Terroranschläge des Jahres 2009 wur-
den wieder von regional operierenden Jihad-Organisationen ver-
übt, die sich in der Vergangenheit z. T. zwar zu Untergruppen „al-
Qaidas“ erklärt und formell dem Kommando BIN LADINs
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unterstellt hatten, von diesem aber kaum mehr als ideologische
und strategische Anregungen erhielten.  Diese Terroristen operie-
ren vor allem in ihren jeweiligen Heimatländern, wo ihre Attenta-
te und Massenmordanschläge tausenden Menschen das Leben
kostete - ganz überwiegend Muslimen. Diese Tatsache setzte „al-
Qaida“ im Jahr 2009 erstmalig so unter Rechtfertigungsdruck,
dass ihr Sprecher Adam GADAHN alias „Azzam AL-AMRIKI“ im De-
zember in einer Videobotschaft erklären musste: „Die Mujahedin
nehmen die Muslime nicht ins Visier“.
Der verlustreichste Anschlag außerhalb der islamischen Welt
wurde vermutlich von tschetschenischen Islamisten des sog.
„Kaukasischen Emirats“ am 27. November 2009 gegen einen Ex-
press-Zug auf der Fahrt von Moskau nach Sankt Petersburg ver-
übt; er kostete 28 Menschen das Leben.
Besonders schwere Anschlagskampagnen mit jeweils mehreren
hundert Toten gingen im Spätsommer und Herbst 2009 auf das
Konto der Taliban-Bewegung in Pakistan (die damit u. a. den Tod
ihres Führers Baitullah MEHSUD rächen wollte) sowie der „al-Qai-
da im Zweistromland“ (Irak), die sich vor allem gegen Vertreter
und Einrichtungen der jeweiligen Staaten richteten.
Ähnliche Ziele wurden in mehreren nordafrikanischen Staaten
durch die „al-Qaida im islamischen Maghreb“ attackiert. Diese
Terrorgruppe zeichnete darüber hinaus auch für mehrere Entfüh-
rungen ausländischer Touristen (u. a. auch einer 76-jährigen
Deutschen) verantwortlich. Wegen des Verdachts der Unterstüt-
zung der „al-Qaida im islamischen Maghreb“ wurden Anfang Okt-
ober 2009 in Frankreich zwei (im Bereich der Kernphysik tätige)
algerisch-stämmige französische Staatsangehörige festgenom-
men. Bislang ist jedoch unklar, ob diese Festnahmen eine Aus-
dehnung des Operationsgebietes dieser Terrorgruppe auf den
europäischen Kontinent widerspiegeln.

Ganz ohne Zweifel kam es 2009 jedoch zu der hier im Vorjahres-
bericht prognostizierten Erweiterung des Aktionsradius und Ziel-
spektrums der (erst im Januar in „al-Qaida auf der Arabischen
Halbinsel“ umbenannten) „al-Qaida im Jemen“: Nach mehreren
Anschlägen im Jemen versuchte sie u. a., den Leiter des  Wieder-
eingliederungsprogramms für Jihadisten in Saudi-Arabien zu er-
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morden - vermutlich mittels einer im Darmtrakt des Terroristen
versteckten Bombe. Dieses Attentat schlug jedoch ebenso fehl
wie der spektakuläre Anschlagsversuch auf ein US-amerikani-
sches Verkehrsflugzeug am ersten Weihnachtsfeiertag 2009: Zwar
gelang es dem aus Nigeria stammenden und im Jemen terroris-
tisch ausgebildeten mutmaßlichen Attentäter Umar Farouk AB-
DULMUTTALAB am Flughafen Amsterdam unbemerkt einen
Sprengsatz an Bord des Delta-Airlines-Fluges 253 zu bringen. Als
beim Landeanflug auf Detroit (dem mutmaßlichen Anschlagsziel)
jedoch dessen Zündmechanismus versagte, konnte der Attentä-
ter von Mitreisenden überwältigt und so eine Tragödie verhin-
dert werden. Nur wenige Tage später bekannte sich die „al-Qaida
auf der Arabischen Halbhinsel“ zu diesem versuchten Massen-
mordanschlag und erklärte, bei der Tat habe es sich um eine „Ver-
geltung für die US-amerikanischen Feindseligkeiten gegen den
Jemen“ gehandelt.

Jihadistische Propaganda-Offensive zur Bundestagswahl 

Eine neue Qualität der terroristischen Bedrohung Deutschlands
wurde seit dem Frühjahr 2009 deutlich, als mehrere jihadistische
Terrorgruppen damit begannen, mit Anschlägen in Deutschland
bzw. gegen Deutsche im Ausland für den Fall zu drohen, dass das
deutsche Afghanistan-Engagement nicht beendet würde. Ihren
vorläufigen Höhepunkt erreichte diese jihadistische Propaganda-
Offensive im zeitlichen Umfeld
der Bundestagswahl vom 27. Sep-
tember 2009.
So „warnte“ der früher in Bonn
wohnhafte, seit Anfang 2007 je-
doch vermutlich im afghanisch-
pakistanischen Grenzgebiet auf-
hältige Bekkay HARRACH in einer
seit dem 18. September 2009 im
Internet verfügbaren Video-Bot-
schaft mit dem Titel „Sicherheit -
ein geteiltes Schicksal“, dass die
Deutschen von den „Mujahe-

Drohvideo von Abu TALHA (identifiziert
als Bekkay HARRACH) vom 18. September
2009 mit dem Titel „Sicherheit - ein geteil-
tes Schicksal“, gerichtet „an das deutsche
Volk“ 
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din“ zur Verantwortung gezogen
würden, wenn aus der Bundes-
tagswahl solche Parteien als Sie-
ger hervorgingen, die eine Fort-
setzung des Anti-Terror-Kampfes
in Afghanistan befürworteten -
dann gäbe es „nach den Wahlen
ein böses Erwachen.“ Den in
Deutschland lebenden Musli-
men riet er für diesen Fall, in den
ersten beiden Wochen nach der

Bundestagswahl alles zu vermeiden, „was nicht lebensnotwendig
sei“ und auf ihre Kinder aufzupassen. An die „muslimische Jugend
in Deutschland“ richtete HARRACH hingegen die Aufforderung,
auf eigene „Jihad“-Aktivitäten vorerst zu verzichten und „al-Qai-
da“ hierzulande zunächst alleine operieren zu lassen. Bereits im
Frühjahr 2009 war HARRACH mit zwei (ebenfalls deutschsprachi-
gen) Verlautbarungen an die Öffentlichkeit getreten: Im Januar
mit dem Video „Das Rettungspaket für Deutschland“ und im März
mit der Audio-Botschaft: „Der Islam und die Finanzkrise“. In bei-
den Botschaften trat HARRACH zwar vermummt auf, trug jedoch
keine expliziten Drohungen gegen die Bundesrepublik vor, son-
dern posierte in der Rolle des politischen Moralisten. 
In zwei weiteren (am 20. bzw. 25. September 2009 im Internet
festgestellten) Video-Botschaften („Oh Allah ich liebe Dich“ / Teil
1 und 2) thematisierte HARRACH die „Sünde“ sowie ihre Tilgung
und Vergebung durch die aktive Teilnahme am „Jihad“, welche di-
rekt zur „Glückseligkeit“ führe.

Die Drohungen HARRACHs gegen Deutschland wurden kurz dar-
auf durch Attiyat Allah AL-LIBI, einen hochrangigen „al-Qaida“-
Kommandeur, in einer weiteren Videobotschaft nochmals bekräf-
tigt. 
Die wiederum drei Tage später (am 25. September 2009) veröf-
fentlichte Audio-Botschaft Usama BIN LADINs „An die Völker Eu-
ropas“ weist hingegen keinen expliziten Deutschland-Bezug auf,
rechtfertigt aber den „Jihad“ als eine legitime Reaktion auf die
„Demütigung der Muslime“ und die „Besetzung ihrer Länder“

„Das Rettungspaket für Deutschland -
Oktober 2008“ von Abu Talha (identifiziert
als Bekkay HARRACH)
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durch westliche Mächte. Die farbliche Gestaltung des Standbild-
Hintergrundes (Schwarz-rot-goldene Trikolore mit fließenden
Übergängen), die Umschreibung Deutschlands als „Herz Euro-
pas“, die Unterlegung der Botschaft mit deutschen Untertiteln so-
wie die zeitliche Nähe des Veröffentlichungstermins zur Bundes-
tagswahl können jedoch als implizite Deutschlandbezüge
gewertet werden. 

Wesentlich deutlicher in ihren
Deutschlandbezügen war die
am gleichen Tag verbreitete
deutschsprachige Video-Bot-
schaft „Der Ruf zur Wahrheit“
der sog. „Deutschen Taleban
Mujahedin“, die sich vor allem
durch ihre Gewaltverherrli-
chung sowie die Nennung
potentieller Anschlagsorte in
deutschen Großstädten aus-
zeichnete. Der Umstand, dass dieses Video von einer „etablierten“
jihadistischen „Produktionsfirma“5 hergestellt und über einschlä-
gige, redaktionell kontrollierte Internetseiten verbreitet wurde,
stützt die Annahme, dass die darin gezeigten (und offenkundig
im deutschen Sprachraum aufgewachsenen) Personen tatsäch-
lich über reale Verbindungen zu den Taliban bzw. anderen jiha-
distischen Terrorgruppen in Zentralasien verfügen. 
Mit diesem Video illustrierten seine Hersteller gleichzeitig auch
die Problematik der nur schwer kontrollierbaren jihadistischen
Reisebewegungen, die von den Sicherheitsbehörden bereits seit
längerer Zeit mit Sorge beobachtet (und wo möglich auch unter-
bunden) werden. Den deutschen Sicherheitsbehörden lagen
2009 zu ca. 185 Personen mit Deutschland-Bezug Erkenntnisse
vor, die auf eine absolvierte bzw. beabsichtigte paramilitärische
Ausbildung für jihadistische Zwecke schließen lassen.

5 „Elif Medya“
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2. National-islamistischer Terrorismus: „HAMAS“ und „Hizb

Allah“

Die Lageentwicklung im Nahen Osten war 2009 vor allem durch
die zwischenzeitliche Schwächung der „Islamischen Widerstands-
bewegung“ („HAMAS“) im Gazastreifen in Folge der israelischen
Anti-Terror-Operation „Gegossenes Blei“6 sowie durch die fort-
schreitende Wiederbewaffnung der „Hizb Allah“ im Südlibanon
gekennzeichnet. Beide Organisationen vermieden zwar offene
Konfrontationen mit Israel, bereiteten sich aber - offenbar mit ira-
nischer Hilfe - intensiv auf einen neuen bewaffneten Konflikt vor.
Sowohl „HAMAS“ als auch die „Hizb Allah“ verfügen mittlerweile
nach eigenen Angaben über Raketenarsenale, mit denen sie im
Falle eines regionalen Konfliktes (beispielsweise im Zusammen-
hang mit dem iranischen Nuklearprogramm) die städtischen Bal-
lungszentren Israels terrorisieren könnten.
Im Bundesgebiet traten die Anhänger dieser Organisationen vor
allem am Jahresanfang bei anti-israelischen Demonstrationen im
Zusammenhang mit den Kämpfen im Gazastreifen öffentlich in
Erscheinung.

Islamismus und Jihadismus in Mecklenburg-Vorpommern

Einleitung

Mecklenburg-Vorpommern ist kein „Hot-Spot“ des Islamismus
oder islamistischen Terrorismus.  Bereits in der Vergangenheit hat
sich jedoch gezeigt, dass unser Bundesland trotz seiner geografi-
schen Randlage in Deutschland kein „weißer Fleck“ auf der Land-
karte des „globalen Jihad“ ist. 
So begann für den Libanesen Ziad JARRAH Ende der 1990er Jahre
in Greifswald eine extremistische Entwicklungsphase, der er am
11. September 2001 als einer der Todespiloten „al-Qaidas“ selber
ein massenmörderisches Ende setzte. 

6 siehe auch Verfassungsschutzbericht M-V 2008 
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Auch der spätere (Ende 2007 in Afghanistan an Gelbsucht ver-
storbene) „Militärchef“ „al-Qaidas“, der Ägypter Abu Obeida AL-
MASRI, lebte in den Jahren 1995 bis 1997 für ca. 15 Monate als
Asylbewerber im Landkreis Demmin, wo er bereits damals von
Glaubensbrüdern als religiöse Autorität respektiert wurde. AL-
MASRI hatte bereits seinen Asylantrag damit begründet, als Mit-
glied der „Muslimbruderschaft“ in seinem Heimatland politisch
verfolgt zu werden.

1. Islamistische Organisationen

Strukturen

Islamistische Strukturen haben sich in Mecklenburg-Vorpom-
mern bereits seit den 1990er Jahren entwickelt. Im Gegensatz zu
den westlichen Bundesländern fehlen hier jedoch die gewachse-
nen Strukturen islamistischer „Massenorganisationen“ mit einer
hauptamtlichen Funktionärsschicht und eigenem Vermögen, wie
z. B. „Milli Görüs.“
Selbst größere - hier als islamistisch eingestufte - Strukturen ha-
ben nur einen relativ geringen formellen Organisationsgrad. Die
Ausrichtung und Entwicklung dieser Strukturen bzw. Organisa-
tionen wird daher stark durch das Wirken von Einzelpersonen be-
stimmt. 
Islamistische Bestrebungen wurden in der Vergangenheit durch
den Verfassungsschutz Mecklenburg-Vorpommern in zahlrei-
chen räumlichen und organisatorischen Kontexten beobachtet,
z. T. auch mit nachrichtendienstlichen Mitteln. 
Kristallationspunkte dieser Bestrebungen bildeten dabei häufig
Moscheen bzw. Gebetsräume, die sich z. T. in der Trägerschaft
eingetragener Vereine befinden und neben ihrer rituellen Funk-
tion als Gebets- und Versammlungsstätte muslimischer Gläubi-
ger auch als Anlaufstelle, Treffort und Forum islamistischer Extre-
misten fungieren.  
Die dadurch bewirkte Förderung islamistisch-extremistischer Be-
strebungen müssen sich diese Vereine ausnahmslos zurechnen
lassen, da sie entsprechende Aktivitäten dulden bzw. ihnen Vor-
schub leisten.
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Ideologien

Ideologisch sind die meisten dieser Organisationen der sunni-
tisch-extremistischen „Muslimbruderschaft“7 zuzurechnen, zu de-
ren deutschen Dachorganisation (der „Islamischen Gemeinschaft
Deutschland“ (IGD)) und anderen Ablegern (z. B. dem „Islami-
schen Zentrum Aachen“ (IZA)) oder dem „Islamischen Zentrum
München“ (IZM)) teils persönliche, teils aber auch quasi-institu-
tionelle Kontakte bestehen. 
Die Anhänger des schiitischen Islamismus (wie z. B. Sympathisan-
ten der „Hizb Allah“) befinden sich hingegen auch in Mecklen-
burg-Vorpommern zahlenmäßig in einer Minderheitenposition. 

Aktivitäten

Die Aktivitäten der in Rede stehenden Vereinigungen richten sich
nur selten an die allgemeine deutsche Öffentlichkeit. Doch selbst
wo dies geschieht, ist ihre extremistische Grundausrichtung bei
genauer Beobachtung relativ leicht zu erkennen, so z. B., wenn
von ihren Mitgliedern unter dem Deckmantel des „interreligiösen
Dialoges“ Propaganda-Materialien der „IGD“ und des „IZA“ verteilt
oder während anti-israelischer Demonstrationen antisemitische
Karikaturen gezeigt werden. 
Ebenfalls an eine breitere (auch nicht-muslimische) Öffentlichkeit
richten sich Vortragsveranstaltungen (z. B. jene des Konvertiten
Pierre VOGEL), in denen offen für salafistische oder anderweitig
extremistische Auslegungen des Islam geworben wird. Derartige
Veranstaltungen fanden bislang u. a. in Schwerin und Greifswald
statt.
Formell ebenfalls öffentlich sind die allwöchentlichen Freitagsge-
bete, die aber auch hierzulande noch in jüngster Vergangenheit
in einzelnen Moscheen für die Verbreitung islamistischer und ji-
hadistischer Propaganda missbraucht wurden. In manchen Fällen
wurden die Freitagsgebete zudem auch für die Durchführung
von Spendensammlungen für islamistische und terroristische Or-
ganisationen genutzt, so z. B. zugunsten der „HAMAS“ (dem pa-

7 siehe auch Verfassungsschutzbericht M-V 2008 
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lästinensischen Zweig der „Muslimbruderschaft“) und der schii-
tisch-libanesischen „Hizb Allah“. 
Eine besondere Form der islamistischen Indoktrination stellen die
„Missionierungsreisen“ der „Tabligh-i Jamaat - Bewegung“ (TJ)
dar, die sich vor allem an jene Muslime richten, die aus Sicht der
TJ-Anhänger einen „unislamischen“ Lebensstil pflegen. Auch hie-
sige Moscheen waren in den vergangen Jahren immer wieder
Ziel derartiger „Missionsreisen“, so z. B. die Rostocker „al-Salam-
Moschee“. Umgekehrt reisten aber auch hier lebende Anhänger
dieser Bewegung durch (Nord- )Deutschland, um ihre islamisti-
sche Ideologie zu verbreiten.

„Islamischer Bund Rostock e. V.“ / „al-Salam-Moschee“ Ro-

stock

Satzungsmäßiges Selbstverständnis

Der „Islamische Bund in Rostock e. V.“ wurde 1998 gegründet.
Sein oberstes Organ ist laut Satzung vom 03. Juli 1998 die Gene-
ralversammlung, die mindestens alle zwei Jahre einberufen wer-
den muss. Sie besteht aus ordentlichen Mitgliedern sowie (nicht
stimmberechtigten) Förder- und Ehrenmitgliedern. Sie „verab-
schiedet  durch einfache Mehrheit Empfehlungen über die Akti-
vitäten des Vereins.“8

Der „Islamische Bund Rostock e. V.“ erhebt in seiner Satzung an
mehreren Stellen den Anspruch, integrativ wirken und interreligi-
ös kooperieren zu wollen, definiert aber (in sehr unbestimmter,
einer willkürlichen Auslegung Raum gebenden Art und Weise
und zudem nicht geschlechtsneutral) das Bekenntnis zur „Lehre,
Moral und Ethik“ bzw. „den Geboten des Islam“ als Inklusions-
und Exklusionskriterium: „Ordentliches Mitglied kann jeder Mus-
lim werden, der diese Satzung akzeptiert und unterstützt. [...] Ver-
stößt ein Mitglied gegen die Vorschriften der Satzung oder ge-
gen die Gebote des Islams oder macht er sich einer groben
Verletzung der Brüderschaft unter den Mitgliedern schuldig, so

8 § 7 der Satzung des Vereins „Der Islamische Bund Rostock“, angenommen am 
03.07.1998 durch die neun Gründungsmitglieder des Vereins
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kann er ausgeschlossen werden.“9 Die Mitglieder seien „geleitet
von der gemeinsamen Überzeugung, dem Islam, insbesondere
seiner Moral und Ethik unterworfen zu sein.“10 

Zwar sind sich die Mitglieder laut Präambel „einig darin, das
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, die Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern und das Recht zu respek-
tieren.“ Gleichwohl gelte jedoch: „Die einzige Quelle bei der Aus-
wahl der Mittel und Wege zur Erfüllung der Aufgaben des Verei-
nes ist die islamische Lehre“.11

Seit Mai 2003 fungiert der in Syrien geborene deutsche Staatsan-
gehörige Ahmed Maher FAKHOURI als Vorsitzender des „Islami-
schen Bundes in Rostock e. V.“ Einer vereinsrechtlichen Kontrolle
(auch seiner Finanzen) entzog sich der „Islamische Bund in Ro-
stock e. V.“ in der Vergangenheit u. a. dadurch, dass er zwischen
Mai 2003 und November 2008 dem Vereinsregister des Amtsge-
richtes Rostock keinerlei Unterlagen zur Akte reichte.  
Die vom „Islamischen Bund in Rostock e. V.“ getragene „al-Salam-
Moschee“ befindet sich in einer Baracke in der Erich-Schlesinger-
Straße.

Verbindungen zur „Muslimbruderschaft“

Vorstandsmitglieder des „Islamischen Bundes in Rostock e. V.“ ver-
teilten in den vergangenen Jahren wiederholt deutschsprachige
Faltblätter islamistischer Organsiationen wie der „World Assembly
of Muslim Youth“ (WAMY)12, in denen für die Lektüre islamisti-
scher „Klassiker“ wie z. B. des pakistanischen „Jihad“-Ideologen
Abul Alaa AL-MAUDOODI (1903-1979) sowie für die Kontaktauf-
nahme zu Organisationen geworben wurde, die der Muslimbru-
derschaft zuzurechen sind, so z. B. zum „Islamischen Zentrum
München“ (IZM), der mitgliedstärksten Teilorganisation der „Isla-
mischen Gemeinschaft Deutschlands“ (IGD). Auf Einladung des

9 a.a.O., § 5 („Struktur und Mitgliedschaft“)
10 Präambel der o. g. Satzung, erster Satz
11 § 2 der o. g. Satzung / erster Satz
12 Die WAMY propagiert nicht nur islamistische, sondern auch radikal antisemiti-

sche und jihadistische Positionen, siehe dazu u. a. auch: Verfassungsschutz Ba-
den-Württemberg / Verfassungsschutzbericht 2006, S. 46
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„Islamischen Bundes in Rostock e. V.“ referierte der Leiter des IZM,
Dr. Ahmad AL-KHALIFA, der Beschuldigte eines von der Staatsan-
waltschaft München geführten Strafverfahrens, u. a. wegen Be-
truges und Urkundenfälschung ist, am 17. Oktober 2009 zum
Thema „Muslime in Deutschland: Geschichte, Gegenwart und Zu-
kunft“.
Im Februar 2009 gab die „Islamische Gemeinschaft Deutschlands“
auf ihrer Internetseite die Wahl FAKHOURIs zum Sprecher des „Ko-
ordinationsrates der Muslime in Mecklenburg-Vorpommern“
(KRMV) bekannt. Dem Sprecherrat des KRMV gehören außerdem
auch Vertreter weiterer Vereine in Schwerin, Greifswald, Wismar
und Neubrandenburg an. In ihrer Mitteilung hob die IGD hervor,
dass der KRMV „durch die zentrale Gaza-Kundgebung bekannt
geworden“ sei. Diese (von FAKHOURI angemeldete) Kundgebung
unter dem Motto „Solidarität mit Gaza“ fand am 17. Januar 2009
in Rostock statt. An ihr beteiligten sich u. a. auch Islamisten aus
mehreren Orten Mecklenburg-Vorpommerns. Auch wenn die
Veranstalter der Kundgebung formell lediglich die humanitären
Folgen der israelische Anti-Terror-Operation gegen die „HAMAS“
im Gaza-Streifen13 kritisierten und sich in ihren deutschsprachi-
gen Verlautbarungen zum Prinzip der Gewaltlosigkeit bekann-
ten, war die dezidiert anti-israelische Motivation und Ausrichtung
vieler Kundgebungsteilnehmer unübersehbar, so z. B. wenn Israel
auf mitgeführten Transparenten des „Massenmordes“ beschul-
digt wurde. Zu einer ähnlichen Kundgebung unter dem Motto
„Verletzung der Menschenrechte am Gaza-Streifen“ hatten sich
bereits am 9. Januar 2009 in Greifswald im Anschluss an das Frei-
tagsgebet ca. 50 Teilnehmer zusammen gefunden. Einige führten
dabei Spruchbänder mit den Parolen „Stoppt den Völkermord“
und „Medienschande Spiegel Online“ mit sich.

Hass-Predigten und Jihad-Aufrufe im Zusammenhang mit

der „Operation Iraqi Freedom“

Nach hier vorliegenden Erkenntnissen wurde auch in der vom IBR
getragenen Rostocker „al-Salam-Moschee“ in der Vergangenheit

13 siehe hiesigen Verfassungsschutzbericht 2008
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zum „Jihad“ und zur Tötung von „Ungläubigen“ aufgerufen - ins-
besondere nach Beginn der „Operation Iraqi Freedom“ im Früh-
jahr 2003.

Spendensammlungen für jihadistische Zwecke

Ein ehemaliges Mitglied des IBR bestätigte, dass in der Rostocker
Moschee Spenden für jihadistische Zwecke gesammelt wurden:
So sei nach Beginn der sog. „zweiten Intifada“, die im Herbst 2000
begann, „der Zakat (...) im Ramadan nach Aachen an den „al-Aksa-
Verein“ geschickt“ worden. In einem Falle habe die Sammlung
1700,- € erbracht. Ein langjähriges Mitglied im Vorstand des Isla-
mischen Bundes Rostock e. V.) habe damals gesagt, dass er das
Geld dem „al-Aqsa-Verein zukommen lassen“ wolle.14

Die in den palästinensischen Autonomiegebieten beheimatete
terroristische „Islamische Widerstandsbewegung“ („HAMAS“) bil-
det den palästinensischen Zweig der o. g. „Muslimbruderschaft“. 

Anlaufstelle der „Tablighi Jamaat“-Bewegung

In den vergangenen Jahren wurden in der Rostocker „al-Salam-
Moschee“ wiederholt Besuche auswärtiger „Da'awa“15 -Gruppen
der „Tablighi Jamaat“16-Bewegung (TJ) festgestellt, die während
ihrer Besuche in Rostock z. T. in der dortigen Moschee nächtigten
und versuchten, die dort Anwesenden zu agitieren. Dieser Bewe-
gung gehören auch Mitglieder des IBR an, die ihrerseits „Da'awa“-
Reisen (vor allem im norddeutschen Raum) unternahmen. Auf-
grund ihrer islamistisch-extremistischen Bestrebungen ist diese
(ursprünglich in Indien und Pakistan beheimatete) globale Mis-
sionsbewegung Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbe-
hörden. Da viele spätere islamistische Attentäter über einen Vor-
lauf in dieser Bewegung verfügten, gilt sie vielen als
„Durchlauferhitzer des Jihad“. Das Verwaltungsgericht Ansbach
stellte dazu in einer Entscheidung von 2008 fest, dass die „Tablig-

14 der „al-Aqsa e. V.“ wurde im Juli 2002 durch den Bundesinnenminister verbo-
ten

15 wörtlich:  „Einladung“ / ihm religiösen Kontext:  Mission bzw. Missionierung
16 auch "Jamma'at at-Tabligh"  
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hi Jamaat“-Bewegung mit ihrer Tätigkeit die geistigen Grundla-
gen und damit den Boden für Terrorakte bereitet.17

Wahhabitisch-salafistische Einflüsse

Unabhängig von den „Da'awa“-Aktivitäten der TJ-Bewegung sind
unter den Besuchern der Rostocker „al-Salam-Moschee“ seit ca.
fünf Jahren zunehmend wahhabitische und salafistische Einflüs-
se bzw. entsprechende Propaganda-Aktivitäten zu verzeichnen,
deren Protagonisten anderen Besuchern z. T. durch ihr aggressi-
ves Verhalten auffallen. Zumindest einer dieser sog. „Wahhabiten“
bzw. „Salafisten“ hielt sich in der Vergangenheit wiederholt zu
Studienzwecken in Saudi-Arabien auf.

Laut Pressemeldungen vom April 2009 plant FAKHOURI in Ro-
stock den Neubau einer zweistöckigen „Backstein-Moschee mit
Minarett und Kuppel. (...) Für das 60.000 € teure Grundstück wol-
len die Rostocker Muslime auch in anderen Moscheen sammeln.
Wenn die Hälfte der Summe beisammen ist, versprach eine isla-
mische Organisation in Saudi-Arabien, die andere Hälfte zu über-
nehmen.“18 Anderen Pressemeldungen zufolge sollen die bislang
nicht bezifferten Gesamtbaukosten zu 30 % von der Rostocker
„Gemeinde“ und zu 70 % von Spendern (u. a. aus Saudi-Arabien)
aufgebracht werden. 
Eine saudi-arabische Finanzierung wäre nach hiesiger Einschät-
zung unweigerlich (und für die Leitung des IBR absehbar) mit ei-
ner Stärkung des bereits vorhanden wahhabitisch-salafistischen
Einflusses verbunden.

2. Jihadistisch-terroristische (Klein-) Gruppen

Strukturen

Neben diesen (meist) vereinsrechtlich verfassten Organisationen
stehen hier im Rahmen der Bearbeitung terroristischer Ver-

17 DER SPIEGEL 2/2005, S. 54 ff („Missionare des Dschihad“)
18 u. a. Ostseezeitung vom 9. April 2009 



82

dachtsfälle auch Kleingruppen unter nachrichtendienstlicher Be-
obachtung, die sich einerseits als eigener Zirkel innerhalb der
oben beschriebenen Vereinsstrukturen herauskristallisiert haben,
sich andererseits jedoch manchmal auch außerhalb bereits be-
kannter Strukturen konstituieren und sukzessive radikalisieren. 
Derartige Gruppen bilden abgeschlossene Zirkel bzw. Zellen, die
untereinander jedoch meist (bundesland- bzw. grenzüberschrei-
tend) vernetzt sind. Grundlage für die Herausbildung derartiger
Strukturen sind persönliche Vertrauensverhältnisse, die aus all-
täglichen persönlichen Kontakten und Verbindungen resultieren:
Private Freundschaften, familiäre Verbindungen, landsmann-
schaftliche Verbundenheit, Einbindung in kriminelle Strukturen
sowie gemeinsame prägende Erlebnisse oder Ereignisse.

Ideologie

Da es sich bei vielen Mitgliedern solcher Kleingruppen um „neu-
geborene“ Muslime handelt, sind die Islamkenntnisse der Akteu-
re häufig sehr beschränkt. Regeln und Vorschriften des islami-
schen Rechts (der Scharia) werden daher gerade von diesem
Personenkreis z. T. kaum beachtet - oder aber in einer Rigidität
interpretiert und realisiert, die auf Außenstehende lächerlich
wirkt. Derartige „Instant-Jihadisten“ bevorzugen die salafistische
Interpretation des Islams, gerade weil sie nahezu vorausset-
zungslos übernommen werden kann. 

Aktivitäten

Auch in Mecklenburg-Vorpommern wurden in Einzelfällen ganze
Freundeskreise nahezu gleichzeitig radikalisiert und änderten le-
diglich ihre gemeinsamen Interessen bzw. „Hobbys“: Vom ge-
meinsamen Discobesuch zum jihadistischen Video-Abend. 
Die Radikalisierungs- und Gruppenbildungsprozesse innerhalb
dieser Zirkel verlaufen zum Teil sehr rasant, manchmal innerhalb
weniger Wochen.
Auch Anschlagsplanungen und -vorbereitungen derartiger Grup-
pen erfolgen u. U. innerhalb sehr kurzer Zeiträume unter Ausnut-
zung der vorhandenen Netzwerkstrukturen. 
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Fallbeispiel

Ein Mitglied, der in Irak beheimateten islamischen Terrororgani-
sation „Ansar al-Islam“, das sich 2003 für mehrere Wochen in der
Rostocker Moschee einquartiert hatte, kehrte von dort aus in sein
Heimatland zurück und beteiligte sich im Frühjahr 2004 als
Selbstmordattentäter an einem simultanen Massenmordan-
schlag im nord-irakischen Arbil, bei dem zwischen 100 und 200
Menschen ums Leben kamen. 

Sonstiger Ausländerextremismus

Personenpotenzial

Die Stärke der in Mecklenburg-Vorpommern agierenden - nicht
islamistischen - linksextremistischen Ausländerorganisationen
stellt sich im Einzelnen wie folgt dar:

Von den meisten dieser Organisationen wird Deutschland als ge-
sicherter Rückzugsraum betrachtet, jedoch ist die Zahl der An-
hänger von DHKP-C, TKP/ML und MLKP - entgegen der Mitglie-
derzahl von PKK/KONGRA GEL - im Land Mecklenburg-Vor-
pommern eher unbedeutend.

MV MV Bund Bund
2008 2009 2008 2009

Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK)/KONGRA GEL

220 250 11.500 11.500

Revolutionäre Volksbefrei-
ungspartei-Front (DHKP-C)

< 10 < 10 650* 650

Ehemalige Türkische Kom-
munistische Partei/ Marxi- < 10 < 10 1.300* 1.300
sten-Leninisten (TKP/ML)
Marxistisch-Leninistische 
Kommunistische Partei < 10 < 10 600 600
(MLKP)

* Verfassungsschutzbericht BMI 2008
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Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) /

Volkskongress Kurdistans (KON-

GRA GEL)

Allgemeines

Die im Jahr 1978 in der Türkei ge-
gründete Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) wurde u. a. von der Eu-
ropäischen Union in die Liste der terroristischen Vereinigungen
aufgenommen und unterliegt - einschließlich verschiedener Teil-
und Nebenorganisationen - in Deutschland seit 1993 einem ver-
einsrechtlichen Betätigungsverbot. Der Aktionsradius der PKK er-
streckt sich über die Grenzen Deutschlands hinaus auf ganz Euro-
pa. Dabei verfolgt die PKK seit Jahren eine Doppelstrategie, die
sich in einem weitgehend gewaltfreien Kurs in Europa auf der ei-
nen Seite und einem von militanten Aktionen insbesondere im
Grenzgebiet Türkei-Nordirak geprägten Kurs auf der anderen Sei-
te äußert.

Der PKK wird in Mecklenburg-Vorpommern eine Anhängerschaft
von ca. 250 Personen zugerechnet. Obwohl diese in 2009 keine
öffentlichkeitswirksamen politischen Aktivitäten in Mecklenburg-
Vorpommern entfaltet haben, gelingt es der PKK immer wieder,
eine relativ große Zahl von Kurden aus Mecklenburg-Vorpom-
mern zur Teilnahme an Veranstaltungen in anderen Bundeslän-
dern zu mobilisieren. 

Seit zwei Jahren werden Versuche beobachtet, die Strukturen der
PKK zu professionalisieren und systematisch zu verfestigen.

Europäischer Gerichtshof (EuGH) erklärt europäische Listung

der PKK und des KONGRA-GEL als terroristische Organisatio-

nen für nichtig

Die Europäische Union, die USA, das Vereinigte Königreich, die
Türkei, der Irak, Syrien, Saudi-Arabien, Australien, Kanada und
weitere Staaten führen die PKK auf ihrer Terrorliste.
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Gegen die Listung als terroristische Vereinigung innerhalb der
Europäischen Union aus dem Jahr 2002 hatte die PKK beim Euro-
päischen Gerichtshof Beschwerde eingereicht. In dessen Folge
hat das Gericht in seinem Urteil vom 3. April 2008 die Aufnahme
der PKK und des KONGRA-GEL in die EU-Liste terroristischer Or-
ganisationen im Jahr 2002 für nichtig erklärt. Das Gericht hatte
befunden, die Kurdenorganisation PKK stehe zu Unrecht auf der
im Jahr 2002 aufgestellten Terrorliste der Europäischen Union, da
der Beschluss der EU-Staaten, die PKK und die kurdische Organi-
sation KONGRA-GEL auf die Terrorliste zu setzen, nach Ansicht
des EU-Gerichts nicht ausreichend begründet war.

Das Verfahren zur Aufstellung der Terrorliste wurde zwischenzeit-
lich reformiert und die im Urteil gerügten Mängel behoben. Da
die Liste in jedem Halbjahr neu aufgestellt wird, hat das Urteil des
EuGH keine Auswirkung auf den aktuellen Status der Listung der
PKK. Insofern wird die PKK bzw. der KONGRA-GEL auch weiterhin
auf der Terrorliste der Europäischen Union geführt.

Aktivitäten der PKK in Deutschland

Trotz des PKK-Verbots im Jahr 1993 führten deren Anhänger er-
neut Großveranstaltungen mit teilweise mehreren zehntausend
Teilnehmern durch, zu denen auch Personen aus Mecklenburg-
Vorpommern anreisten. Organisiert wurden diese Veranstaltun-
gen in der Regel nicht unmittelbar durch die PKK, sondern viel-
mehr durch die derzeit nicht vom vereinsrechtlichen
Betätigungsverbot erfasste „Föderation Kurdischer Vereine in
Deutschland (Yek-Kom)“. Teilnehmerzahlen von bis zu 40.000 Per-
sonen pro Veranstaltung, z. B. beim Kurdistan-Festival am 12. Sep-
tember 2009 in Gelsenkirchen unter dem Motto „Ein freier Führer,
eine freie Identität und demokratische Autonomie“ und die jähr-
lich stattfindenden „Newroz-Kundgebungen“, welche als Symbol
des Freiheitskampfes gefeiert werden, zeigen, dass die PKK nach
wie vor in der Lage ist, eine große Anzahl von Kurden für die Be-
wegung in Deutschland zu mobilisieren. 

Die PKK finanziert sich in Deutschland weitgehend über Mit-
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gliedsbeiträge, dem Verkauf von Publikationen und durch Ein-
nahmen aus Veranstaltungen. Ein großer Teil der Einnahmen wird
darüber hinaus durch eine von September bis Januar durchge-
führte „Spendenkampagne“ erzielt . Die überwiegende Zahl der
in Mecklenburg-Vorpommern ansässigen Anhänger der PKK be-
teiligte sich freiwillig an diesen Spendenaktionen. 

Hauptamtliche Kader der PKK leben in Deutschland konspirativ
an häufig wechselnden Orten. Die PKK-Anhängerschaft selbst ist
in mehreren örtlichen Vereinen organisiert, die dem YEK-KOM e.
V., der „Föderation kurdischer Vereine in Deutschland“, angeglie-
dert sind. Diese Vereine haben die Bestimmung, die Politik der
PKK unter den Anhängern zu verbreiten. Sie stellen sich in der Öf-
fentlichkeit in der Regel als reine Kulturvereine dar.

„Föderation kurdischer Vereine in Deutsch-

land“ (YEK-KOM) und „Deutsch-Kurdischer

Freundschaftsverein e. V.“ mit Sitz in Rostock

Als Dachverband der kurdischen Vereine in
Deutschland wurde am 27. März 1994 die „Föde-
ration kurdischer Vereine in Deutschland“ (YEK-
KOM) gegründet. YEK-KOM ist zur Zeit nicht vom Betätigungsver-
bot gegen die PKK und deren Nachfolgeorganisationen erfasst.
Nach seinem Selbstverständnis vertritt er gleichwohl die politi-
schen Interessen der PKK. So organisiert der YEK-KOM regelmä-
ßig Veranstaltungen mit PKK-Bezug bzw. PKK-Hintergrund, deren
Einnahmen wie z. B. Eintrittsgelder und Verkaufserlöse unmittel-
bar der PKK zufließen. Teilnehmer dieser Veranstaltungen symbo-
lisieren ihre Nähe zur PKK oftmals mit entsprechenden Fahnen
und Symbolen. In einer Presseerklärung anlässlich des 15. Jahres-
tages der PKK forderte der YEK-KOM die Aufhebung des PKK-Ver-
bots. Entsprechend seiner Vereinssatzung verwirklicht der YEK-
KOM seine Ziele direkt oder durch Mithilfe seiner Mitglieds-
vereine.

In Mecklenburg-Vorpommern ist dem YEK-KOM der am 18. Mai
2008 in Rostock gegründete Deutsch-Kurdische Freundschafts-



87

verein „Hasankeyf“ e.V. angegliedert. Gemäß der Vereinssatzung
will „Hasankeyf“ seinen Mitgliedern eine soziokulturelle und poli-
tische Heimat bieten und das Zusammenleben mit den Einwoh-
nern deutscher Gemeinden fördern. Jedoch kann der Deutsch-
Kurdische Freundschaftsverein e.V. - nicht zuletzt durch seine
Hilfe und Unterstützung bei der Verwirklichung der Ziele des YEK-
KOM - sowohl als „Sammel - und Betätigungsstelle“ der PKK und
deren Anhänger als auch als eine Finanzierungsquelle der PKK
gewertet werden.

SPIONAGEABWEHR

Gesetzlicher Auftrag

Die Spionageabwehr hat den gesetzlichen Auftrag, Informatio-
nen über sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätig-
keiten fremder Staaten zu sammeln, sie auszuwerten und ihnen
durch den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel und Methoden
zu begegnen.

Arbeitsschwerpunkte 2009

Mecklenburg-Vorpommern entfaltet nicht nur als touristisches
Urlaubsgebiet, sondern auch als Standort für zahlreiche Techno-
logiezentren sowie durch die hochqualifizierten Forschungsein-
richtungen an den Universitäten in Rostock und Greifswald eine
Magnetwirkung für fremde Nachrichtendienste.

Zu beobachten war in den letzten Jahren vor allem eine Verlage-
rung von den klassischen Spionagefeldern in der Politik und im
Militär zum Bereich der Wirtschaft.
Die Spionageabwehr Mecklenburg-Vorpommern hat es sich zur
Aufgabe gemacht, Forschungseinrichtungen und Wirtschafts-
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unternehmen für bestehende Risiken zu sensibilisieren und die
Umsetzung von Schutzmaßnahmen anzuregen. Voraussetzun-
gen einer erfolgreichen Abwehr sind:

• die Sensibilität gegenüber den Angriffsgefahren, 
• Kenntnisse über Methoden und Ziele der Nachrichtendienste 

und 
• der Einsatz geeigneter Schutzmaßnahmen. 

Auf verschiedenen Informationsveranstaltungen und in vertrau-
lichen Sicherheitsgesprächen wurden Wirtschaftsvertreter, Uni-
versitätsprofessoren und Behördenmitarbeiter über die Arbeits-
weise fremder Nachrichtendienste und deren Beschaffungs-
aktivitäten informiert.

Oft kann nicht zweifelsfrei geklärt werden, wer in wessen Auftrag
„spioniert“ hat. Aktuelle Opfer- und Dunkelfeldstudien belegen
aber, dass viele Unternehmen in Deutschland bereits ausspio-
niert wurden. Während der Wettbewerbsdruck steigt, sinkt die
Hemmschwelle, sich illegaler Mittel zur schnellen und vor allem
kostengünstigen Beschaffung von Know-how zu bedienen. Das
„Abziehen“ findet immer professioneller statt, so dass die ange-
griffenen Unternehmen den Schaden meistens erst feststellen,
wenn es schon zu spät ist. 

Verhaltenstipps zur Vorbeugung von Wirtschaftsspionage

Wenngleich die Verantwortung für den
Schutz von Betriebsgeheimnissen und des
Know-hows in erster Linie bei der Wirtschaft
selbst liegt, sieht sich der Staat in der Pflicht,
Hilfe zu leisten. Dabei arbeiten das Bundes-
amt und die Landesämter für Verfassungs-
schutz sehr eng zusammen. Die Auswertung
von Erkenntnissen, die im Zusammenhang
mit Angriffen gegen deutsche Wirtschafts-
unternehmen erlangt wurden, geben Anlass
für nachfolgende Verhaltenstipps zur Vor-
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beugung von Wirtschaftsspionage:

Lassen Sie Ihre sensiblen Firmenunterlagen nie unbeaufsich-
tigt; insbesondere in Büroräume, in Tagungsstätten sowie in 
Hotelzimmern.
Führen Sie auf Geschäftsreisen wichtige Unterlagen stets im 
Handgepäck mit.
Setzen Sie zum Schutz Ihrer PC`s und Notebooks Passwörter 
sowie Virenschutz- und Verschlüsselungsprogramme ein.
Nutzen Sie für vertrauliche Kommunikation nur gesicherte 
Verbindungen; Vorsicht bei Fax-, E-Mail- und Telefonverkehr 
von unterwegs.
Berücksichtigen Sie bei Gesprächen mit Mobiltelefonen, dass 
diese ohne großen technischen Aufwand abgehört werden 
können.
Vernichten Sie nicht mehr benötigte Unterlagen mit dem 
Schredder.
Vorsicht - nicht jeder Gesprächspartner hat das gemeinsame 
Geschäft im Sinn.
Analysieren Sie in der Gesprächsvorbereitung, welche Infor-
mationen Ihr Gesprächspartner zu Ihrem Nachteil verwenden
könnte
Vergessen Sie vor allem nicht das Gespräch mit Ihren Mitar-
beitern, um sie über mögliche Gefahren für Ihr Unternehmen 
aufzuklären.

Im Rahmen der Sensibilisierungsmaßnahmen des Verfassungs-
schutzes Mecklenburg-Vorpommern konnte ein starkes Interesse
der Beteiligten an detaillierten Informationen festgestellt wer-
den, zugleich aber auch eine starke Zurückhaltung bei der Mittei-
lung eigener Erfahrungen.

Proliferation

Neben der klassischen Wirtschafts- und Konkurrenzspionage, die
ihren festen Platz im Wirken von Geheimdiensten hat, kommt der
Verhinderung von Proliferation eine herausragende Bedeutung
zu. Proliferation wird als Weiterverbreitung von Massenvernich-
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tungswaffen bzw. der zu ihrer
Herstellung verwendeten Pro-
dukte, einschließlich des dafür er-
forderlichen Know-how sowie
der entsprechenden Trägersys-
tem, definiert.
Länder aus Krisenregionen, wie
Nordkorea, Pakistan oder Iran,
bemühen sich zur Durchsetzung
ihrer politischen Ziele ständig da-
rum, in den Besitz von nuklearen, biologischen oder chemischen
Massenvernichtungswaffen und der zu ihrem Einsatz benötigten
Trägertechnologie zu gelangen. Da sie zur eigenen Entwicklung
und Herstellung dieser Waffen häufig nicht in der Lage sind, ver-
suchen sie, das hierfür notwendige Wissen und einzelne Bau-
gruppen unter Nutzung ihrer Nachrichtendienste zu beschaffen. 

Exportorientierte Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern
sollten daher stets misstrauisch werden, wenn ihnen der Endver-
bleib ihrer Güter unklar ist, der Geschäftskunde den Verwen-
dungszweck des Produktes nicht nennen möchte oder aber in
Fachfragen einen Mangel an Sachverstand erkennen lässt. Mis-
strauen ist immer dann angebracht, wenn ohne erkennbaren
Grund Zwischenhändler eingeschaltet werden und angebotene
Zahlungsbedingungen besonders günstig sind (Barzahlung, ho-
he Vorauszahlung, ungewöhnliche Provisionen). Dies gilt auch für
die Fälle, in denen der Käufer auf eine Einweisung in die Handha-
bung, auf Serviceleistung oder auf Garantie verzichtet.
Besondere Vorsicht ist beim Export von Gütern geboten, die zu-
gleich für zivile als auch militärische Zwecke genutzt werden kön-
nen (Dual-Use-Güter).

Die Exportkontrolle und -genehmigung von proliferationsrele-
vanten Gütern obliegt originär dem Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) sowie dem Zollkriminalamt (ZKA).
Schon ein kurzes fernmündliches Gespräch mit diesen Stellen
kann oft bestehende Zweifel ausräumen und Schaden von unse-
rem Land abwehren. 
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Ansprechpartner

Jeder Bürger und jedes Unternehmen kann ohne eigenes Han-
deln zum Ziel nachrichtendienstlicher Aktivitäten fremder Staa-
ten werden. Die Spionageabwehr Mecklenburg-Vorpommern
steht allen Betroffenen als kompetenter Ansprechpartner zur Ver-
fügung. In einem Gespräch können sowohl Erfahrungen und Er-
kenntnisse des Verfassungsschutzes vermittelt als auch Wege aus
einer nachrichtendienstlichen Verstrickung aufgezeigt werden.
Im Unterschied zur Polizei und den anderen Strafverfolgungsbe-
hörden arbeitet der Verfassungsschutz nach dem sogenannten
Opportunitätsprinzip, unterliegt also nicht der Strafverfolgungs-
pflicht. Insofern wird zugesichert, dass alle Hinweise an die Spio-
nageabwehr des Landes Mecklenburg-Vorpommern absolut ver-
traulich behandelt werden.

Bitte nutzen Sie folgende Kontaktmöglichkeiten:

Innenministerium

Mecklenburg-Vorpommern

Verfassungsschutzabteilung

Spionageabwehr

PF 11 05 52

19005 Schwerin 

Tel.: 0385 / 7 42 00

Fax: 0385 / 71 44 38

E-Mail : spionageabwehr@verfassungsschutz-mv.de
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GEHEIMSCHUTZ UND SICHERHEITSÜBERPRÜFUN-

GEN

Auch der demokratische Rechtsstaat muss zur Wahrung des Ge-
meinwohls in die Lage versetzt werden, geheimhaltungsbedürf-
tige Angelegenheiten, sogenannte Verschlusssachen, vor der
Kenntnisnahme durch Unbefugte zu schützen. Er soll diese
Kenntnisnahme verhindern, wenn dadurch der Bestand, die Si-
cherheit oder sonstigen Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder gefährdet würden.

Um eine einheitliche Behandlung von Verschlusssachen für alle in
Betracht kommenden Behörden des Bundes, der Länder und
Kommunen zu erreichen, haben sowohl der Bund als auch die
Länder weitgehend aufeinander abgestimmte Verschlusssache-
nanweisungen in Kraft gesetzt. Für Mecklenburg-Vorpommern
ist dies die „Verschlusssachenanweisung Mecklenburg-Vorpom-
mern“. Diese wichtige Vorschrift regelt, wie geheimhaltungsbe-
dürftige Unterlagen technisch und organisatorisch zu schützen
sind (technische und materielle Sicherheit). Die Verschlusssache-
nanweisung unterscheidet dabei nach den Geheimhaltungsgra-
den: „VS-Nur für den Dienstgebrauch“, „VS-Vertraulich“, „VS-Ge-
heim“ und „VS-Streng Geheim“. Die meisten dienstlichen
Angelegenheiten sind den beiden erstgenannten Geheimhal-
tungsgraden zuzurechnen. Je höher die Einstufung, desto höher
sind auch die Anforderungen sowohl an die materielle Sicherheit
wie an die Personen.

Bevor nun einer Person eine Verschlusssache höher als „VS-Nur
für den Dienstgebrauch“ anvertraut bzw. eine sicherheitsemp-
findliche Tätigkeit übertragen wird, muss sich diese einer Sicher-
heitsüberprüfung (personelle Sicherheit) unterziehen. Der Grund
dafür leitet sich aus § 94 Strafgesetzbuch ab, wonach Personen
eine Freiheitsstrafe droht, wenn diese Staatsgeheimnisse an Un-
befugte weitergeben. Rechtsgrundlage für die Durchführung ei-
ner Sicherheitsüberprüfung ist das „Gesetz über die Vorausset-
zungen und das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen im
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Lande Mecklenburg-Vorpommern“ - kurz Sicherheitsüberprü-
fungsgesetz M-V oder SÜG M-V genannt. Hier wurde definiert,
was unter den Begriff „sicherheitsempfindliche Tätigkeit“ fällt. Si-
cherheitsüberprüfungen werden aber nur für Personen durchge-
führt, die Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades „VS-Ver-
traulich“ oder höher bearbeiten oder sich Zugang verschaffen
könnten. Dazu sieht das Gesetz ein abgestuftes Überprüfungs-
verfahren vor. Bevor nun aber eine Sicherheitsüberprüfung über-
haupt durchgeführt werden darf, müssen der Betroffene und ggf.
derjenige, der mit dem unmittelbar Betroffenen eine Lebensge-
meinschaft unterhält, dem Verfahren schriftlich zustimmen. Als
besonders bedeutsam ist hier zu betonen, dass auch der mit dem
Betroffenen eine Lebensgemeinschaft bildende Partner einer Si-
cherheitsüberprüfung unterzogen wird. Eine Sicherheitsüberprü-
fung ohne Zustimmung und damit Kenntnisnahme - also „hinter
dem Rücken des Betroffenen“- ist ausgeschlossen. Ansprechpart-
ner für den zu Überprüfenden in den Behörden ist der Geheim-
schutzbeauftragte als „Herr des Verfahrens“. Ist niemand als sol-
ches bestellt, nimmt die Behördenleitung diese Aufgaben wahr.
Zur Durchführung der Sicherheitsüberprüfung bedient sich der
Geheimschutzbeauftragte des Verfassungsschutzes als soge-
nannte mitwirkende Behörde. Diese führt die Überprüfung nach
einem gesetzlich normierten Maßnahmenkatalog durch und teilt
anschließend das Ergebnis dem Geheimschutzbeauftragten mit.
Ist die Verfassungsschutzbehörde zu dem Ergebnis gelangt, dass
ein Sicherheitsrisiko vorliegt, unterrichtet sie unter Darlegung
der Gründe und ihrer Bewertung den zuständigen Geheim-
schutzbeauftragten. Dieser entscheidet nun, ob ein Sicherheitsri-
siko vorliegt, das der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ent-
gegensteht. Die Personal verwaltende Stelle wird über das
Vorliegen von Sicherheitsrisiken nicht unterrichtet. Damit wird
ausgeschlossen, dass Erkenntnisse aus dem persönlichen Le-
bensbereich in Entscheidungen der Personalverwaltung einflie-
ßen. 

Anhaltspunkte für ein Scheitern einer Sicherheitsüberprüfung
und damit einhergehend des Versagens einer Ermächtigung zum
Umgang mit Verschlusssachen (Verpflichtung zur Geheimhal-
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tung) bzw. der Zuweisung einer sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit sind laut Gesetz:

Zweifel an der Zuverlässigkeit bei der Wahrnehmung einer 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit,
eine besondere Gefährdung durch Anbahnungs- oder
Werbungsversuche fremder Nachrichtendienste oder
Zweifel am Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung.

Zweifel an der Zuverlässigkeit können begründet sein, wenn eine
Person Straftaten begangen hat. Personen mit Schulden können
für finanzielle Anreize gegnerischer Nachrichtendienste emp-
fänglich sein. Auch mögliche Kompromatsituationen können zu
einem Sicherheitsrisiko führen. Eine Gefährdung durch Anbah-
nungs- oder Werbungsversuche fremder Nachrichtendienste
kann auch über familiäre Verbindungen in Staaten mit besonde-
ren Sicherheitsrisiken eintreten.

Sicherheitsüberprüfungen werden auch für den nicht öffent-
lichen Bereich durchgeführt. Zum nicht öffentlichen Bereich zäh-
len Wirtschaftsunternehmen, in denen mit staatlichen Ver-
schlusssachen umgegangen werden soll. Erhält ein Unter-
nehmen einen sogenannten „Verschlusssachenauftrag“, z. B.
durch die Bauverwaltung des Landes, so muss sich das Unterneh-
men selbst einem Überprüfungsverfahren unterziehen, an des-
sen Ende die Geheimschutzbetreuung steht. In einem öffentlich-
rechtlichen Vertrag mit dem Innenministerium erkennt dabei das
Unternehmen die Regeln des „Geheimschutzhandbuchs für die
Wirtschaft“ an. Im Unternehmen selbst wird ein Sicherheitsbe-
vollmächtigte bestellt, der für alle Angelegenheiten des perso-
nellen und ggf. materiellen Geheimschutzes Ansprechpartner für
das Innenministerium ist. Das Innenministerium nimmt hier die
Aufgaben der zuständigen Stelle wahr. Einer Sicherheitsüberprü-
fung unterzogen werden die Geschäftsführung, der Sicherheits-
bevollmächtigte und das für den Umgang mit Verschlusssachen
vorgesehene Personal.
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Soweit Wirtschaftsunternehmen aus Mecklenburg-Vorpommern
Verschlusssachenaufträge des Bundes (z.B. für die Bundeswehr)
bearbeiten sollen, liegt die Zuständigkeit beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie in Bonn.

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Aktivitäten

Das Thema Verfassungsschutz und die Aufklärung über Art und
Umfang der Gefahren, die durch den politischen Extremismus
drohen, waren auch 2009 wieder Gegenstand zahlreicher Vor-
tragsveranstaltungen im Land. Vor allem Schulen, Unternehmer,
Landes-/ Kommunalpolitiker und Führungskräfte der Polizei zähl-
ten zu den Hauptinteressenten. 

Auf der Internetseite des Verfassungsschutzes M-V ( www.verfas-
sungsschutz-mv.de), der gemeinsamen Internetseite der Verfas-
sungsschutzbehörden der „Norddeutschen Küstenländer“
(www.verfassungsschutzgegenrechtsextremismus.de) und auf
der Seite der Landesregierung M-V (www.regierung-mv.de), wird
über aktuelle Themen des Verfassungsschutzes berichtet. Ver-
schiedene Publikationen stehen hier zum Download bereit, was
auch vielfach genutzt wird. Die Publikationen können als Druck-
exemplar angefordert werden, wovon Journalisten, Schulen, Be-
ratungsstellen, Kommunen und Einzelinteressenten gerne Ge-
brauch machen.

Im Juni 2009 war erst in Wolgast, dann in Rostock die Wanderaus-
stellung des Bundesamtes für Verfassungsschutz „Die braune Fal-
le - eine rechtsextremistische Karriere“ zu sehen. Zahlreiche Bür-
ger nutzten die Gelegenheit, sich mit den gebotenen Informa-
tionen zu den Gefahren durch den politischen Extremismus aus-
einander zu setzen.
Zur Erörterung der aktuellen Sicherheitslage in den einzelnen Re-
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gionen des Landes wurden 2009 erstmalig regionale Sicherheits-
konferenzen bei allen Oberbürgermeistern und in allen Landkrei-
sen durchgeführt. Von September bis Dezember 2009 tauschten
sich Oberbürgermeister und Landräte, Vertreter von Polizeidirek-
tionen und Landeskriminalamt mit Vertretern des Verfassungs-
schutzes über einzelne Phänomenbereiche des politischen Extre-
mismus aus. 

Am 10. Oktober 2009 öffnete das Innenministerium Mecklen-
burg-Vorpommern seine Türen für alle interessierten Bürgerin-
nen und Bürger des Landes. Verschiedene Infostände informier-
ten über die Arbeit des Innenministeriums. Auch der
Verfassungsschutz war auf dem „Tag der offenen Tür“ mit einem
Infostand vertreten. Die angebotenen Broschüren des Verfas-
sungsschutzes Mecklenburg-Vorpommern und des Bundesamtes
für Verfassungsschutz wurden gerne angenommen. Das Interes-
se der Besucher, vor allem an aktuellen Themen und ortspezifi-
schen Gegebenheiten, war groß. „Verfassungsschützer“ standen
als Ansprech- und Diskussionspartner zur Verfügung.

Informationsmaterialien

Folgende Berichte und Broschüren können kostenlos beim Ver-
fassungsschutz M-V angefordert oder im Internet unter der
Adresse „www.verfassungsschutz-mv.de“ herunter geladen wer-
den:
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• Verfassungsschutzberichte der Jahre 2005 bis 2009

• „Weiß ist keine Farbe“ (Comic über die Gefahren des Rechts-
extremismus);

• Wirtschaftsspionage - Risiko für Ihr Unternehmen

(Gemeinschaftsproduktion der Verfassungsschutzbehörden 
von Bund und Ländern, Juni 2008).

• Proliferation - das geht uns an!

(Bundesamt für Verfassungsschutz für die Verfassungsschutz-
behörden in Bund und Ländern, März 2001).

Darüber hinaus sind Informationsblätter erhältlich, die ebenfalls
kostenlos zur Verfügung stehen: 

• Informationsblatt für Vermieter von Veranstaltungssälen;
• Merkblatt zum Kauf von Immobilien durch Rechtsextremis-

ten;
• Eintreten für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung als Voraussetzung für die Berufung in ein Beamten-
verhältnis, Rundschreiben des Innenministeriums vom 
28. Februar 2007;

• Prüfung der Wählbarkeit bei der Wahl von Bürgermeistern 
und Landräten und kommunalen Ehrenbeamten, Rund-
schreiben des Innenministeriums vom 16. Oktober 2007;

• Kandidatur von Mitgliedern extremistischer Parteien für 
die Ämter der Landräte und Oberbürgermeister, Rundschrei-
ben des Innenministeriums an die Kreis- und Gemeindewahl-
leiter vom 12. Februar 2008;

• Vermietung von öffentlichen Einrichtungen an rechts- oder 
linksextremistische Gruppen, Rundschreiben des Innenmi-
nisteriums vom 16. November 2007;

• Ehrenkodex des Landessportbundes M-V e. V. unter dem 
Motto der Initiative des Innenministeriums „Wehrhafte De-
mokratie“ vom 15. Dezember 2007;

• Eintreten für die freiheitliche demokratische Grundord-
nung in den Reihen der Freiwilligen Feuerwehren, Gemein-
sames Rundschreiben des Innenministeriums und des Lan-
desfeuerwehrverbandes vom 12. Juni 2009;

• Gesetz zur Änderung von Vorschriften den Verfassungsschutz 
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betreffend vom 28. Januar 2009 (Gesetzentwurf des Innenmi
nisteriums); 

Auf Anfrage beraten und informieren Mitarbeiter des Verfas-
sungsschutzes über Art und Umfang der Gefahren, die durch den
politischen Extremismus drohen und auch zu aktuellen Themen.
Wenn Sie hierzu einen Referenten anfordern möchten, wenden
Sie sich direkt an die Verfassungsschutzabteilung unter der Tele-
fon-Nummer 0385/74200 oder nehmen Sie Kontakt über die
Internetseite www.verfassungsschutz-mv.de auf.

Ausblick 2010

Aufgrund der großen Nachfrage wird die vielbeachtete Broschüre
„Rechtsextremistische Subkulturen“ des Verfassungsschutzes M-
V grundlegend überarbeitet und eine Neuauflage zu rechtsextre-
mistischen Symbolen und Kennzeichen erscheinen.

Aus- und Fortbildung an der Fachhochschule Güstrow

Mit der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und
Rechtspflege Güstrow (FHöVuR) ist eine Kooperation vereinbart
worden, aufgrund der der Verfassungsschutz beginnend mit dem
Jahr 2010 Vorträge zum politischen Extremismus im Allgemeinen
bzw. zu einzelnen Fachthemen im Rahmen von Aus- und Fortbil-
dungsveranstaltungen halten wird. Zielgruppe sind sowohl An-
wärter der allgemeinen Verwaltung als auch Polizeianwärter, die
in Güstrow ausgebildet werden.
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Abkürzungsverzeichnis

ANG Autonome Nationalisten Güstrow
CWI Committee for a Worker's International (Komitee 

für eine Arbeiterinternationale)
DHKP-C Devrimci Halk Kurtulus Partisi/Cephesi ( Revolu-

tionäre Volksbefreiungspartei-Front ) 
DKP Deutsche Kommunistische Partei
DVU Deutsche Volksunion
FAG Finanzausgleichsgesetz
GSPC Groupe Salafiste pour la Prédication et le Combat 

(Salafiya Gruppe für Predigt und Kampf)
HDJ Heimattreue Deutsche Jugend
IBR e. V. Islamischer Bund Rostock e. V.
IfV e. V. Initiative für Volksaufklärung e. V. 
IGD Islamische Gemeinschaft Deutschland
IZA Islamisches Zentrum Aachen
IZM Islamisches Zentrum München
JN Junge Nationaldemokraten
KONGRA GEL Kongra Gelê Kurdistan (Volkskongress Kurdistans)
KPD Kommunistische Partei Deutschland
KRMV Koordinationsrat der Muslime in Mecklenburg-

Vorpommern
KSMC Kameradschaft Malchin
KTV Kröpeliner-Tor-Vorstadt
LiBRo Linker Block Rostock
MAF Mecklenburgische Aktionsfront
MLKP Marxistisch-Leninistische Kommunistische Partei
MLPD Marxistisch-Leninistische Partei Deutschland
NATO North Atlantic Treaty Organization (Nordatlanti-

sche Vertragsorganisation)
NPD Nationaldemokratische Partei Deutschland
NSR Nationale Sozialisten Rostock
PKK Partiya Karkerên Kurdistan (Arbeiterpartei Kur-

distans)
RNF Ring Nationaler Frauen
SAV Sozialistische Alternative
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SNBP Soziales und Nationales Bündnis Pommern
TJ Tablighi Jama’at 
TKP/ML Türkische Kommunistische Partei/ Marxisten-Leni-

nisten
VBS Völkische Burschenschar Straßburg
WAMY World Assembly of Muslim Youth (Welt-Versamm-

lung muslimischer Jugend)
YEK-KOM e.V. Yekitîya Komalên Kurd li Elmanya ( Föderation kur-

discher Vereine in Deutschland )
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GLOSSAR:

Aktionsorientierter Linksextremismus

Ein Teil der linksextremistischen Szene in Mecklenburg-Vorpom-
mern versucht, verfassungsfeindliche Ziele mit öffentlichkeits-
wirksamen Aktionen zu verwirklichen, die anlassbezogen und auf
szenerelevante Ereignisse sowie Kampagnen ausgerichtet sind.

Antifaschismus

„Antifaschismus“ als Begriff wird auch von Demokraten verwen-
det, um ihre Ablehnung des Rechtsextremismus zum Ausdruck
zu bringen. Mehrheitlich nehmen jedoch Linksextremisten die-
sen Begriff für sich in Anspruch. Sie behaupten, dass der kapitalis-
tische Staat den Faschismus hervorbringe, zumindest aber tole-
riere. Daher richtet sich der Antifaschismus nicht nur gegen
tatsächliche oder vermeintliche Rechtsextremisten, sondern im-
mer auch gegen den Staat und seine Vertreter, insbesondere An-
gehörige der Sicherheitsbehörden.

Ausländerextremismus

Extremistische Ausländerorganisationen verfolgen in Deutsch-
land Ziele, die häufig durch aktuelle Ereignisse und politische
Entwicklungen in ihren Heimatländern bestimmt sind. 
Entsprechend ihrer politischen Ausrichtung handelt es sich dabei
zum Beispiel um linksextremistische Organisationen (z. B. die tür-
kische „Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front (DHKP-C)“, so-
weit sie in ihren Heimatländern ein sozialistisches bzw. kommu-
nistisches Herrschaftssystem anstreben oder um nationalistische
Organisationen, die ein überhöhtes Selbstverständnis von der ei-
genen Nation haben und die Rechte anderer Völker missachten.
Daneben gibt es separatistische Organisationen, die eine Loslö-
sung ihres Herkunftsgebietes aus einem bereits bestehenden
Staatsgebilde und die Schaffung eines eigenen Staates verfol-
gen. Die größte von den Verfassungsschutzbehörden beobachte-
te ausländerextremistische Organisation in Deutschland ist nach
wie vor die unter der Bezeichnung PKK bekannte „Arbeiterpartei
Kurdistans“. Derartige Organisationen unterliegen der Beobach-
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tung durch die Verfassungsschutzbehörden, wenn:
• sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung

der Bundesrepublik Deutschland richten, indem sie hier z. B. 
versuchen, eine ihren Grundsätzen entsprechende Parallelge-
sellschaft zu errichten, 

• sie ihre politischen Auseinandersetzungen mit Gewalt auf 
deutschem Boden austragen und dadurch die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gefährden, 

• sie vom Bundesgebiet aus Gewaltaktionen in anderen Staaten 
durchführen oder unterstützen und dadurch auswärtige Bezie-
hungen der Bundesrepublik Deutschland zu diesen Staaten ge-
fährden, 

sich ihre Aktivitäten gegen den Gedanken der Völkerverständi-
gung, insbesondere das friedliche Zusammenleben der Völker,
richten.

Autonome

Kennzeichnend für die Bewegung der Autonomen, die über kein
einheitliches ideologisches Konzept verfügt, ist die Ablehnung
staatlicher und gesellschaftlicher Normen und Zwänge, die Su-
che nach einem freien, selbstbestimmten Leben in herrschafts-
freien Räumen und der Widerstand gegen den demokratischen
Staat und seine Institutionen, wobei Gewalt von Autonomen
grundsätzlich als Aktionsmittel („militante Politik“) akzeptiert ist.
Autonome bilden den weitaus größten Anteil des gewaltbereiten
linksextremistischen Personenpotenzials. 
Das Selbstverständnis der heterogenen autonomen Bewegung
ist geprägt von Anti-Einstellungen („antikapitalistisch“, „antifa-
schistisch“, „antipatriarchal“). Diffuse anarchistische und kommu-
nistische Ideologiefragmente („Klassenkampf“, „Revolution“ oder
„Imperialismus“) bilden den Rahmen ihrer oftmals spontanen Ak-
tivitäten. Eine klassische Form autonomer Gewalt ist die so ge-
nannte Massenmilitanz. Das sind Straßenkrawalle, die sich im
Rahmen von Demonstrationen oder im Anschluss daran entwi-
ckeln. Hierbei kommt es regelmäßig auch zu Gewaltexzessen.
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Autonome Nationalisten

Mit den „Autonomen Nationalisten“ tritt eine Strömung inner-
halb des deutschen Neonationalsozialismus öffentlichkeitswirk-
sam in Erscheinung, die sich in lokalen Gruppierungen organi-
siert. Angehörige der „Autonomen Nationalisten“ treten oft mit
einem hohen Maß an Gewaltbereitschaft gegen Polizeibeamte
und politische Gegner auf, dies insbesondere bei öffentlichen
Veranstaltungen, wo sich „Autonome Nationalisten“ bisweilen
vermummt zu so genannten Schwarzen Blöcken zusammen-
schließen. Zudem übernehmen sie in Teilen Stilelemente anderer
Jugendsubkulturen und treten ähnlich gekleidet auf wie militan-
te Linksextremisten (Autonome). Innerhalb der Neonazi-Szene
sind „Autonome Nationalisten“ vor allem wegen ihres öffent-
lichen Erscheinungsbildes und ihrer Gewaltbereitschaft umstrit-
ten. Dessen ungeachtet beteiligen sich zunehmend auch „Freie
Nationalisten“ anlassbezogen an der Aktionsform des „Schwar-
zen Blockes“ der „Autonomen Nationalisten“.

Bestrebungen, extremistische

Nach allgemeinem Sprachgebrauch sind Bestrebungen alle auf
ein Ziel gerichteten Aktivitäten. Extremistische Bestrebungen im
Sinne des Verfassungsschutzgesetzes sind Aktivitäten mit der
Zielrichtung, die Grundwerte der freiheitlichen Demokratie zu
beseitigen. Dazu gehören Vorbereitungshandlungen, Agitation
und Gewaltakte. 

Es ist zu unterscheiden zwischen 
• Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Lan-

des,
• Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-

des,
• Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grund

ordnung.

Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ)

Das 2004 eingerichtete „Gemeinsame Terrorismusabwehrzen-
trum“ (GTAZ) in Berlin-Treptow mit einer „Nachrichtendienst-
lichen Informations- und Analysestelle“ (NIAS) sowie einer „Poli-
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zeilichen Informations- und Analysestelle“ (PIAS) konzentriert die
Experten für Terrorismusabwehr der deutschen Sicherheitsbe-
hörden an einem Ort. Im GTAZ sind die Verfassungsschutzbehör-
den des Bundes und der Länder, das Bundeskriminalamt (BKA),
die Landeskriminalämter und der Bundesnachrichtendienst
(BND) eingebunden. Weitere Teilnehmer sind Bundespolizei, Zoll-
kriminalamt, Militärischer Abschirmdienst (MAD), Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) und Vertreter der Generalbun-
desanwaltschaft. Die Abstimmung von Bewertungen und von
Maßnahmen bei sicherheitsrelevanten Sachverhalten mit Terro-
rismusbezug wird erleichtert und beschleunigt.

Islamismus

Der Begriff des Islamismus bezeichnet eine religiös motivierte
Form des politischen Extremismus. Islamisten sehen in den
Schriften und Geboten des Islam nicht nur Regeln für die Ausü-
bung der Religion, sondern auch Handlungsanweisungen für ei-
ne islamistische Staats- und Gesellschaftsordnung. Ein Grundge-
danke dieser islamistischen Ideologie ist die Behauptung, alle
Staatsgewalt könne ausschließlich von Gott (Allah) ausgehen. Da-
mit richten sich islamistische Bestrebungen gegen die Wertvor-
stellungen des GG, insbesondere gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung. Islamisten halten die Etablierung einer
islamischen Gesellschaftsordnung für unabdingbar. Dieser Ord-
nung sollen letztlich sowohl Muslime als auch Nicht-Muslime
unterworfen werden.

Islamistische Organisationen - mit Ausnahme islamistisch-terro-
ristischer Organisationen - lassen sich grob in zwei Kategorien
einteilen:
• Organisationen, die in ihren Herkunftsländern die konsequente 

Umgestaltung der bestehenden Staats- und Gesellschaftsord-
nungen nach ihrem Verständnis der islamischen Rechtsord-
nung (Scharia) anstreben. In Deutschland liegt ihr Schwerpunkt 
auf propagandistischen Aktivitäten sowie der Sammlung von 
Spendengeldern, um die Mutterorganisationen in den Her-
kunftsländern zu unterstützen.

Andere islamistische Gruppierungen in Deutschland verfolgen
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eine umfassendere, auch politisch motivierte Strategie. Auch sie
streben eine Änderung der Staats- und Gesellschaftsordnung in
ihren Herkunftsländern zugunsten eines islamischen Staatswe-
sens an. Sie bemühen sich jedoch im Rahmen einer legalistischen
Strategie, ihren Anhängern in Deutschland größere Freiräume für
ein schariakonformes Leben zu schaffen.

Islamistischer Terrorismus

Islamistischer Terrorismus ist der nachhaltig geführte Kampf für
islamistische Ziele, die mit Hilfe von Anschlägen auf Leib, Leben
und Eigentum anderer Menschen durchgesetzt werden sollen,
insbesondere durch schwere Straftaten, wie sie in § 129 a Abs. 1
StGB genannt sind, oder durch andere Straftaten, die zur Vorbe-
reitung solcher Straftaten dienen.

Unter „Homegrown“-Terrorismus sind islamistische Strukturen
oder Strukturansätze zu verstehen, die sich aus radikalisierten
Personen ab der zweiten Einwanderergeneration sowie radikali-
sierten Konvertiten zusammensetzen. Die Personen sind zumeist
in europäischen Ländern geboren und/oder aufgewachsen, ste-
hen jedoch aufgrund religiöser, gesellschaftlicher, kultureller
oder psychologischer Faktoren dem hiesigen Wertesystem ableh-
nend gegenüber und erachten die Errichtung einer islamisti-
schen Gesellschaftsordnung für erstrebenswert. Gemeinsames
Kennzeichen dieses Personenkreises ist, dass er von der pan-isla-
mischen „al-Qaida“-Ideologie beeinflusst wird.

Lediglich ein sehr kleiner Teil zum Islam konvertierter Personen
macht sich islamistisches Gedankengut zu eigen und engagiert
sich für islamistische Ziele. Die Rolle von Konvertiten in islamisti-
schen/islamistisch-terroristischen Strukturen erklärt sich u.a. aus
der Motivation, sich gegenüber Glaubensbrüdern als besonders
gute Muslime (hier: Islamisten) beweisen zu wollen. Sie weisen
zudem aufgrund ihrer Kenntnis der westlichen Gegebenheiten
strategische Vorteile auf.
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Jihad

Die wörtliche Übersetzung dieses Begriffs ist „Anstrengung“ oder
„Bemühung“. Es gibt zwei Formen des Jihad: die geistig-spirituel-
le Bemühung des Gläubigen um das richtige religiöse und mora-
lische Verhalten gegenüber Gott und den Mitmenschen (soge-
nannter großer Jihad) oder der kämpferische Einsatz zur
Verteidigung oder Ausdehnung des islamischen Herrschaftsge-
biets (sogenannter kleiner Jihad). Von militanten Gruppen wird
der Jihad häufig als religiöse Legitimation für Terroranschläge
verwendet. Islamistische Terroristen führen unter dem Leitprinzip
dieses Jihad ihren gewalttätigen Kampf/“heiligen Krieg“ gegen
die angeblichen Feinde des Islam.

Kameradschaften, rechtsextremistische

Unter dem Begriff „Kameradschaften“ werden i. d. R. neonazisti-
sche lokale Gruppierungen verstanden. Sie umfassen meist etwa
10 bis 20 Mitglieder und sind - im Gegensatz zu den Cliquen der
subkulturell geprägten gewaltbereiten rechtsextremistischen
Szene deutlich durch den Willen zu politischer Aktivität geprägt.
Obwohl sie meist keine oder nur geringe vereinsähnliche Struk-
turen aufweisen, sind sie durch eine verbindliche Funktionsver-
teilung dennoch deutlich strukturiert. Mitglieder von Kamerad-
schaften rechnen sich in der Regel den neonazistisch geprägten
sog.„Freien Nationalisten“ zu.

Neonazismus / Neonationalsozialismus

Der Neonationalsozialismus bezieht sich auf die Weltanschauung
des „Dritten Reiches“ und macht diese zur Grundlage seiner poli-
tischen Zielvorstellungen. Elementare Bestandteile der neonatio-
nalsozialistischen Weltanschauung sind Nationalismus und Ras-
sismus sowie die Forderung nach einem autoritären „Führerstaat“
unter Ausschaltung wesentlicher Elemente demokratischer Ge-
waltenteilung. Abgrenzungskriterien zum subkulturell geprägten
Rechtsextremismus sind der bei Neonazi-Aktivisten stärker aus-
geprägte Wille zur politischen Arbeit sowie eine intensivere Aus-
einandersetzung mit inhaltlichen Aspekten des Weltbildes.
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Linksextremismus

Mit diesem Begriff werden Bestrebungen von Personenzusam-
menschlüssen bezeichnet, für die alle oder einige der folgenden
Merkmale charakteristisch sind:
• Bekenntnis zum Marxismus-Leninismus als „wissenschaftliche“ 

Anleitung zum Handeln; daneben, je nach Ausprägung der Par-
tei oder Gruppierung, Rückgriff auch auf Theorien weiterer Ide-
ologen wie Stalin, Trotzki, Mao Zedong und andere,

• Bekenntnis zur sozialistischen oder kommunistischen Transfor-
mation der Gesellschaft mittels eines revolutionären Umsturzes 
oder langfristiger revolutionärer Veränderungen,

• Bekenntnis zur Diktatur des Proletariats oder zu einer herr-
schaftsfreien (anarchistischen) Gesellschaft,

• Bekenntnis zur revolutionären Gewalt als bevorzugte oder - je 
nach den konkreten Bedingungen - taktisch einzusetzende 
Kampfform.

Linksextremistische Parteien und Gruppierungen lassen sich
grob in zwei Hauptströmungen einteilen:
• Dogmatische Marxisten-Leninisten und sonstige revolutionäre 

Marxisten: In Parteien oder anderen festgefügten Vereinigun-
gen organisiert, verfolgen sie die erklärte Absicht, eine sozialis-
tische bzw. kommunistische Gesellschaftsordnung zu errich-
ten,

• Autonome, Anarchisten und sonstige Sozialrevolutionäre: In lo-
sen Zusammenhängen, seltener in Parteien oder formalen Ver-
einigungen agierend, streben sie ein herrschaftsfreies, selbst-
bestimmtes Leben frei von jeglicher staatlicher Autorität an.

Parlamentsorientierter Linksextremismus

Ein Teil der linksextremistischen Szene in Mecklenburg-Vorpom-
mern bemüht sich, verfassungsfeindliche Ziele durch parlamen-
tarisches Handeln zu verwirklichen. Selbstverständlich gehören
dazu auch die Aktivitäten, die auf das Erreichen parlamentari-
scher Mandate ausgerichtet sind.
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Proliferation

Als Proliferation bezeichnet man die Weiterverbreitung von ato-
maren, biologischen oder chemischen Massenvernichtungswaf-
fen und entsprechenden Waffenträgersystemen bzw. der zu de-
ren Herstellung verwendeten Produkte, einschließlich des dazu
erforderlichen Know-how.

Rechtsextremistische (Skinhead-)Konzerte

Die Kriterien zur Bewertung rechtsextremistischer Musikveran-
staltungen lauten wie folgt:
- Live-Auftritt mindestens einer als rechtsextremistisch bewerte-

ten Band
- Szeneöffentlichkeit (z. B. überregionale Mobilisierung, Erhe-

bung von Eintrittsgeldern, Werbung für die Veranstaltung)
- Vortrag rechtsextremistischer Liedtexte bzw. Feststellung 

rechtsextremistischer Aktivitäten der Interpreten anlässlich der 
Veranstaltungen (insbesondere Propagandadelikte)

- Organisation der Veranstaltung durch rechtsextremistische 
Gruppierungen oder Einzelpersonen

Es ist nicht erforderlich, dass Informationen zu allen Kriterien vor-
liegen. Mindestvoraussetzung sind der szeneöffentliche Live-Auf-
tritt sowie Indizien für rechtsextremistische Inhalte, die sich ins-
besondere aus dem Auftritt einschlägiger Bands oder aus dem
Vortrag entsprechender Lieder ergeben können.

Rechtsextremistische (Skinhead-)Partys

Als (Skinhead-)Partys werden Veranstaltungen bezeichnet, bei
denen kein Live-Auftritt stattfindet, sondern rechtsextremistische
Liedtexte vom Band abgespielt werden. Im Gegensatz zum (Skin-
head-)Konzert ist zumeist auch keine Szeneöffentlichkeit gege-
ben. Oftmals sind die Teilnehmer geladene Gäste.

Radikal

Als radikal werden Bestrebungen bezeichnet, die zur Lösung poli-
tischer Probleme „bis auf die Wurzel gehen“, diese jedoch ohne
zielgerichteten Angriff auf die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung lösen wollen. Radikale politische Auffassungen haben in
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unserer pluralistischen Gesellschaftsordnung ihren legitimen
Platz. So ist z. B. die Forderung nach Wiedereinführung der Todes-
strafe durch das Recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt.

Ring Nationaler Frauen

Der am 16.09.2006 in Sottershausen (Sachsen-Anhalt) gegründe-
te Ring Nationaler Frauen ist eine bundesweite Unterorganisa-
tion der NPD, die den Frauen in der NPD als Sprachrohr dienen
und für national denkende parteiungebundene Frauen ein An-
sprechpartner sein soll.

Schwarzer Block

Der sog. „Schwarze Block“, vermummte Aktivisten in einheitlicher
„Kampfausrüstung“, ist eine Aktionsform, die ursprünglich im
linksextremistischen autonomen Spektrum entwickelt wurde
und vor allem bei Demonstrationen angewandt wird. Der
„Schwarze Block“ ist keine zentral organisierte und koordinierte
Organisationsform, sondern ein punktueller Zusammenschluss
gewaltorientierter Linksextremisten. Ziel dieses Auftretens ist die
erschwerte Zuordnung von Straf- und Gewalttaten zu Einzelper-
sonen durch die Polizei. Jeder „Schwarze Block“ beinhaltet jedoch
ein einzelfallbezogenes, spezifisch bestimmendes Gewaltpoten-
zial, das sich je nach Lageentwicklung dynamisch und auch kurz-
fristig noch verändern kann. Wenngleich der „Schwarze Block“
überwiegend ein Ausdruck linksextremistischer Massenmilitanz
(Straßenkrawalle im Rahmen von Demonstrationen) ist, schließt
die Teilnahme eines „Schwarzen Blocks“ an einer Demonstration
keinesfalls einen friedlichen Demonstrationsverlauf aus.
Seit einigen Jahren ist die Aktionsform des „Schwarzen Blocks“
auch bei den rechtsextremistischen „Autonomen Nationalisten“
zu beobachten.

Spionage

Als Spionage wird die Tätigkeit für den Nachrichtendienst einer
fremden Macht bezeichnet, die auf die Mitteilung oder Lieferung
von Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gerichtet ist.
Die Beschaffung von Informationen, vor allem aus den Bereichen
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Militär, erfolgt zumeist unter



110

Anwendung geheimer Mittel und Methoden. Soweit Spionage
gegen die Bundesrepublik Deutschland gerichtet ist, kommt eine
Strafbarkeit gemäß §§ 93 ff. StGB in Betracht.

Spionageabwehr

Die Spionageabwehr beschäftigt sich mit der Aufklärung und Ab-
wehr bzw. Verhinderung von Spionageaktivitäten fremder Nach-
richtendienste. Dazu sammelt sie Informationen über sicherheits-
gefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten fremder
Nachrichtendienste in der Bundesrepublik Deutschland und wer-
tet sie aus, mit dem Ziel, Erkenntnisse über Struktur, Aktivitäten,
Arbeitsmethoden, nachrichtendienstliche Mittel und Zielobjekte
dieser Nachrichtendienste zu gewinnen. Die Spionageabwehr
gehört gemäß § 3 Abs. 1, Nr. 2 BVerfSchG zu den Aufgaben der
Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder.

Strategie

Strategisch orientiert sich die NPD an ihrem sogenannten „Vier-
Säulen-Modell“, das die mittel -und langfristigen Ziele ihres politi-
schen Wirkens beschreibt. Vorgesehen ist eine stärkere Veranke-
rung in der Gesellschaft, aber auch innerhalb des rechtsextremis-
tischen Spektrums. Die zu Beginn auf drei Säulen basierende
Strategie - 2004 durch eine vierte (Kampf um den organisierten
Willen) ergänzt - wurde 1998 anlässlich des NPD-Bundesparteita-
ges im mecklenburgischen Stavenhagen von der Parteibasis an-
genommen und enthält folgende Punkte:

Kampf um die Straße:
Durchführung von Demonstrationen, Zeigen von Präsenz in der
Öffentlichkeit, Massenmobilisierung,

Kampf um die Köpfe:
Ziel ist die Meinungsführerschaft in der rechtsextremistischen
Szene, aber ganz wesentlich auch das Erreichen von Personen
außerhalb ihrer politischen Klientel, 

Kampf um die Parlamente:
Wahlerfolge konnte die NPD in Mecklenburg-Vorpommern 2006



111

und 2009 vorweisen,

Kampf um den organisierten Willen
Die NPD sieht sich als „Speerspitze“ der „nationalen Erneuerung“
und versucht, alle „nationalen Kräfte“ zu einem Bündnis zu be-
wegen - natürlich unter ihrer Führung.

Subkultur, rechtsextremistische

Die losen cliquenähnlichen Personenzusammenschlüsse der sub-
kulturellen rechtsextremistischen Szene sind kaum strukturiert.
Das Weltbild ist diffus, ihr Lebensgefühl von fremdenfeindlichen,
rassistischen, antisemitischen und gewaltbejahenden Einstellun-
gen geprägt. Das bislang übliche „Skinheadoutfit“ wird mittler-
weile von Stilelementen des jugendlichen Mainstreams, wie z. B.
durch das Tragen von modischer Kleidung bestimmter Marken
verdrängt. Häufig erschließt sich der aktuelle Dresscode nur „Ein-
geweihten“. Eine wichtige Rolle spielt auch der zunehmende Ger-
manenkult.

Wirtschaftsschutz

Als Wirtschaftsschutz werden staatliche Maßnahmen bezeichnet,
die dem Schutz deutscher Unternehmen und Forschungseinrich-
tungen vor einem durch Spionage betriebenen Know-how-Ab-
fluss sowie vor Bedrohungen durch Rechts- und Linksextremis-
ten, durch ausländische Extremisten sowie durch islamistische
Terroristen dienen.

Wirtschaftsspionage

Wirtschaftsspionage ist Teil der Spionage, der die staatlich ge-
lenkte oder gestützte, von fremden Nachrichtendiensten ausge-
hende Ausforschung von Wirtschaftsunternehmen und For-
schungseinrichtungen beinhaltet. Betreibt hingegen ein
konkurrierendes Unternehmen eine private Ausforschung, han-
delt es sich um Konkurrenzausspähung, die häufig auch Indus-
triespionage genannt wird. In den Zuständigkeitsbereich der Ver-
fassungsschutzbehörden fällt ausschließlich die Wirtschafts
spionage.
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Anlagen

Innenministerium
Mecklenburg-Vorpommern

Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern
Abtlg. II 5, Postfach 11 05 52, 19005 Schwerin

Informationsblatt für Vermieter von 
Veranstaltungssälen

Zur Festigung der Strukturen und zur Pflege von Bekanntschaften, aber auch um die

gemeinsame Gesinnung zu zeigen, veranstalten Rechtsextremisten regelmäßig Kon-

zerte, so genannte „Skinkonzerte“. Im Rahmen dieser Konzerte werden oftmals auch

Straftaten begangen, wie z. B. das Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger

Organisationen, indem etwa der Hitlergruß gezeigt wird.

Dieses Informationsblatt will Vermietern von Veranstaltungssälen Hilfestellung leisten,

derartige rechtsextremistische Konzerte in ihren Räumlichkeiten bereits im Vorfeld zu

unterbinden. Denn der wahre Hintergrund solcher Veranstaltungen wird dem Vermieter

in aller Regel verschwiegen. Häufig werden die Konzerte etwa als Geburtstagsfeier mit

Livemusik getarnt.

Der Vermieter sollte deshalb schon bei der Vertragsgestaltung darauf achten, dass der

Vertrag von Rechtsextremisten nicht unterlaufen werden kann. Im Anhang dieses Infor-

mationsblattes befindet sich ein Mustervertrag, der rechtsextremistischen Konzerten

wirksam begegnet.

Dieser Mietvertrag stellt insbesondere sicher, dass

• der Mieter verpflichtet ist, Straftaten, die von den Besuchern solcher Konzerte 

begangen werden, zu unterbinden

• der Vermieter bereits rechtzeitig vor der Veranstaltung weiß, welche Bands auf-

treten werden

• der Vermieter den Vertrag problemlos kündigen kann, wenn der Mieter ein 

rechtsextremistisches Konzert durchführt oder durchführen möchte

Hausanschrift:
Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern
Abt. 5, J.-Stelling-Str.21, 19053 Schwerin

Telefon (0385) 7420 - 0
Telefax (0385) 71 44 38
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• der Mieter durch die Verpflichtung, bei schuldhaften Vertragsverstößen eine Ver-

tragsstrafe zu zahlen, ein Interesse daran hat, den Vertrag einzuhalten, insbe-

sondere hinsichtlich seiner Pflicht, Straftaten der Besucher zu unterbinden bzw. 

keine extremistische Veranstaltung durchzuführen.

Die Namen von rechtsextremistischen Bands sind zum Teil recht martialisch, sie glorifi-

zieren direkt oder indirekt die NS-Zeit oder entstammen gelegentlich der germanischen

Mythologie. In Mecklenburg-Vorpommern sind derzeit etwa 10 bis 15 Skinbands aktiv,

die bekanntesten sind die „Liebenfels Kapelle“ (früher und neuerdings wieder „Skalin-

ger“) und die Band „Path of Resistance“. Haben Vermieter den Verdacht, dass die für

die Veranstaltung vorgesehene Band extremistisches Liedgut spielen wird, sollten sie

sich über die Band erkundigen. Auskunft können z. B. die Ordnungsämter, aber auch

die Polizei geben. Im Zweifelsfall können sich Vermieter auch an die Verfassungs-

schutzbehörde des Landes Mecklenburg-Vorpommern wenden:

Telefon: 0385-74200

E-Mail: info@verfassungsschutz-mv.de

Sollte Ihnen als Vermieter bekannt werden, dass in Ihren Räumlichkeiten eine extremi-

stische Veranstaltung durchgeführt wird oder werden soll, sollten Sie nicht nur umge-

hend den Mietvertrag kündigen, sondern gleichzeitig die Polizei um Hilfe bitten. Denn

auf derartigen Veranstaltungen kommt es - wie oben bereits erwähnt - auch zu Strafta-

ten, welche die Polizei aber nur dann verfolgen kann, wenn sie davon erfährt. Außer-

dem kann die Polizei eine Veranstaltung auch auflösen, wenn gegen Strafgeset-ze ver-

stoßen wird, also Straftaten begangen werden. Sie kann dem Vermieter in dem Falle

aber auch helfen, sein Hausrecht durchzusetzen und die Veranstaltung gegebenenfalls

beenden. Die Erkenntnisse, die die Polizei in einem solchen Falle eventuell erlangt,

können zudem hilfreich sein, einen Vertragsverstoß des Mieters zu beweisen.

Weitergehende Informationen können den Broschüren „Rechtsextremistische Musik“

und „Symbole und Zeichen der Rechtsextremisten“ des Bundesamtes für Verfas-

sungsschutz entnommen werden. Beide Broschüren können unter www.verfassungs-

schutz.de heruntergeladen werden. Gleiches gilt auch für die Bro-schüre „Rechtsextre-

mistische Subkulturen“ des Verfassungsschutzes Mecklenburg-Vorpommern (www.ver-

fassungsschutz-mv.de).
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Mustervertrag

§ 1 Vertragszweck
(1) Die Vermietung erfolgt zum Zweck der nachfolgend beschriebenen Veranstaltung:

Die Veranstaltung hat folgenden Charakter:
O Politische Veranstaltung
O Kulturelle Veranstaltung
O Party
O Private Veranstaltung
O Kommerzielle Veranstaltung

(2) Der Mieter ist nicht berechtigt, die Mieträume zur Durchführung von Veranstaltun-
gen zu nutzen, auf denen vom Mieter selbst oder von Besuchern der Veranstaltung ex-
tremistisches Gedankengut dargestellt und/oder verbreitet wird. Der Mieter verpflichtet
sich, dafür zu sorgen, dass von den Veranstaltungsteilnehmern keine Straftaten nach 
§ 86a (Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen) oder § 130
StGB (Volksverhetzung) begangen werden. Insbesondere dürfen weder in Wort noch in
Schrift Menschen wegen ihrer Abstammung, ihrer Herkunft, ihres Glau-bens, ihrer religi-
ösen oder politischen Anschauungen, ihrer sexuellen Orientierung o. Ä. als minderwer-
tig und verächtlich dargestellt oder diskriminiert werden.

§ 2 Obliegenheiten des Mieters
(1) Der im Vertrag angegebene Mieter ist für die in den gemieteten Räumen durchzu-
führende Veranstaltung gleichzeitig Veranstalter. Es wird versichert, dass der Mieter
nicht im Auftrag eines anderen Veranstalters handelt. Der Mieter ist ohne die Einwilli-
gung des Vermieters nicht berechtigt, den Gebrauch der Mietsache einem Dritten zu
überlassen, insbesondere sie weiterzuvermieten.
(2) Der Mieter verpflichtet sich, Namen von auftretenden Bands, Musikgruppen
und/oder Darstellern dem Vermieter mindestens 3 Tage vor der Veranstaltung schrift-
lich bekannt zu geben.
(3) Der Mieter hat für einen ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung Sorge zu tra-
gen. Er übernimmt die Haftung für die Einhaltung aller gewerbe-, ordnungs-, versamm-
lungs-, feuer- und polizeirechtlichen Vorschriften, insbesondere der Bestimmungen zum
Schutze der Jugend. Sofern für die vereinbarte Veranstaltung eine behördliche Geneh-
migung erforderlich ist bzw. eine anzeigepflichtige Versammlung durchgeführt werden
soll, hat der Mieter die behördliche Genehmigung bzw. die schriftliche Anzeige der Ver-
sammlung bei der Versammlungsbehörde dem Vermieter rechtzeitig vor der Veranstal-
tung auf Verlangen vorzuzeigen.
(4) Der Mieter ist für die Anmeldung der Veranstaltung bei der GEMA und sonstigen
Verwertungsgesellschaften und die Zahlung eventueller Gebühren verantwortlich.

§ 3 Kündigung, Vertragsstrafe
(1) Der Vermieter ist berechtigt, den Mietvertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
zu kündigen, wenn der Mieter die Mietsache entgegen des in § 1 vereinbarten Veran-
staltungszweckes nutzt oder gegen seine Pflichten aus § 2 Abs. 1 und 2 verstößt. Glei-
ches gilt, wenn eine solche Nutzung oder Verstöße gegen § 1 Abs. 2 dieses Vertrages
zu befürchten ist. Der Mieter hat dem Vermieter alle Schäden zu ersetzen, die dem Ver-
mieter durch die Kündigung entstehen.
(2) Wird vom Mieter oder Besuchern der Veranstaltung gegen die Vereinbarungen in §
1 Abs. 2 dieses Vertrages verstoßen oder wird der Vertrag seitens des Vermieters ge-
kündigt, weil der Mieter die Mietsache entgegen des vereinbarten Nutzungszweckes
genutzt hat oder weil eine solche Nutzung oder ein Verstoß gegen § 1 Abs. 2 dieses
Vertrages zu befürchten war, verpflichtet sich der Mieter, eine Vertragsstrafe in Höhe
von                  € zu zahlen. Die Vertragsstrafe wird nur dann fällig, wenn der Mieter
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durch die Art, den Inhalt oder die Gestaltung der Nutzung schuldhaft hierzu beigetragen
hat oder er dies vorhersehen konnte und zumutbare Schutzmaßnahmen schuldhaft
unterlassen hat. Durch die Vertragsstrafe ist die Geltendmachung weiterer Schadenser-
satzansprüche nicht ausgeschlossen.

§ 4 Haftung
(1) Für Wertsachen, Bargeld, Garderobe und andere Gegenstände wird vom Vermieter
keine Haftung übernommen.
(2) Der Mieter haftet insbesondere auch für Schäden, die durch fahrlässigen bzw. un-
sachgemäßen Umgang mit gemieteten und/oder eingebrachten Einrichtungen und
technische Ausstattungen entstehen.
(3) Der Mieter haftet für Schäden, die von Besuchern der vom Mieter organisierten Ver-
anstaltung verursacht werden, soweit der Mieter durch die Art, den Inhalt oder der Ge-
staltung der Veranstaltung schuldhaft hierzu beigetragen hat oder er zumindest hätte
entsprechende Schäden vorhersehen können und zumutbare Schutzmaßnahmen
schuldhaft unterlassen hat.
(4) Der Mieter haftet für sämtliche Personen- und Sachschäden einschließlich etwaiger
Folgeschäden, die Dritten, seinen Mitarbeitern oder ihm selbst sowie dem Vermieter
durch die Überlassung der Räumlichkeiten entstehen soweit der Mieter durch die Art,
den Inhalt oder der Gestaltung der Nutzung schuldhaft hierzu beigetragen hat oder er
zumindest hätte entsprechende Schäden vorhersehen können und zumutbare Schutz-
maßnahmen schuldhaft unterlassen hat.

§ 5 Sicherheitsleistung
Der Mieter leistet als Sicherheit für die Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Ver-
trag eine Kaution in Höhe von                      €.
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